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VORWORT 

 
Die vorliegenden Mitteilungen des Instituts für Wissenschaft und Kunst versammeln die überarbeiteten und teilweise ins Deut-
sche übertragenen Vorträge des am 23. und 24. März 2001 veranstalteten Symposiums: Demokratie. Selbst. Arbeit. Analysen 
liberal-demokratischer Gesellschaften im Anschluss an Michel Foucault. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand die Beschäfti-
gung mit dem Forschungsansatz der „Governmentality Studies“, der sich seit den Neunzigerjahren zusehends in der Scientific 
Community etablieren konnte. Mit dieser neuen Forschungsrichtung soll ein neuartiger Methodenansatz und zugleich eine po-
litische Kritikperspektive für einen eigenständigen gegenwartsdiagnostischen und interdisziplinären Theorieansatz innerhalb 
der Sozialwissenschaften entwickelt werden, der seinen Ursprung in Michel Foucaults Konzeption der Gouvernementalität 
(gouvernementalité) findet. In der Zwischenzeit liegen bereits Hunderte Aufsätze und einige Monographien vor, in denen das 
Konzept der „Gouvernementalität“ für eine soziologische Gegenwartsanalyse liberal-demokratischer Gesellschaften weiterge-
führt worden ist. In diesem Heft sind sowohl anwendungsorientierte als auch grundlagentheoretische Analysen versammelt. In 
den Gesellschaftsdiagnosen von Ulrich Bröckling und Thomas Lemke werden neue Anwendungsfelder erschlossen und die 
interdisziplinäre Themenvielfalt der „Governmentality Studies“ erkennbar. Ausgehend von einer Lektüre der Foucault‘schen 
Vorlesungen zu Liberalismus und Neoliberalismus als Problematisierungen des Regierens widmet sich Graham Burchell der 
Frage, auf welcher Grundlage gegenwärtig kollektive politische Subjektivitäten möglich sein können. Wie der Beitrag von 
Wolfgang Pircher zeigt, kann eine Analyse der Quellentexte von Ludwig von Mises und Friedrich August von Hayek einer pro-
duktiven Auseinandersetzung mit Foucaults Interpretation des Liberalismus des 20. Jahrhunderts sehr förderlich sein. Ein 
zentrales Anliegen der Konferenz war es, die Auseinandersetzung mit Fragen der Methodenreflexion zu suchen und Probleme 
des sozialwissenschaftlichen Theorie- und Geltungsanspruchs der „Governmentality Studies“ in den Vordergrund zu rücken. 
Diese Aspekte bringen die Beiträge von Martin Kornberger / Richard Weiskopf, Thomas Osborne, Ramón Reichert und Se-
bastian Reinfeld / Richard Schwarz zum Ausdruck.  

Cathren Müller / Ramón Reichert 
 
 
 
RAMÓN REICHERT 

DIE „GOVERNMENTALITY STUDIES“ 
Grundlagen- und Methodenprobleme 

 
 
Im angloamerikanischen Raum, vorwiegend in Großbritan-
nien, den USA, Australien und Kanada, konnte sich inner-
halb der letzten zehn Jahre mit den „Governmentality Stu-
dies“ eine sozialwissenschaftlich ausgerichtete Forschungs-
richtung akademisch etablieren, die das von Michel Fou-
cault entwickelte Konzept der „Gouvernementalität“ (gou-
vernementalité) für eine neue Kritik der politischen Vernunft 
liberal-demokratischer Gesellschaften in theoretischer, em-
pirischer und kritisch-politischer Hinsicht weiterführen will.1 

Als Geburtsstunde dieser inhaltlich heterogenen For-
schungsrichtung können die in den Jahren 1978 und 1979 
von Foucault am Collège de France gehaltenen Vorlesun-
gen zur „Geschichte der Gouvernementalität“ (histoire de la 
gouvernmentalité) gelten.2 Der Begriff der „gouvernementa-
lité” ist dabei eine Wortschöpfung Foucaults und verknüpft 
die Komposita „gouverner”, und „mentalité”, die in der Lite-
ratur im allgemeinen mit „Regieren“ und „Denkweise“ (auch: 
„Denken“ oder „Rationalität“) übersetzt sind. Insofern Fou-
caults Vorlesungen zur „Gouvernementalität“ unvollständig 
veröffentlicht und nur Teile von ihm selbst autorisiert wur-
den, soll hier nicht die pragmatische Weiterführung des 
Foucault‘schen Konzeptes durch die „Governmentality Stu-
dies“ beurteilt werden,3 vielmehr soll untersucht werden, 
welche methodischen Probleme und grundlagentheoreti-
sche Fragen mit der Anwendung des Konzeptes verbunden 
sind. 

Im Anschluss an die Vorlesungsreihen am Collège de 
France, in denen der Begriff des Regierens als Analy-
seinstrument für die Erforschung der Genealogie des mo-
dernen Staates fragmentarisch entwickelt wurde, entstan-
den zunächst in Frankreich Forschungsprojekte im Rahmen 
der vorlesungsbegleitenden Seminare,4 die sich mit den 
Formen des Regierens im 19. Jahrhundert beschäftigten.5 

Doch erst der 1991 in den USA von Graham Burchell, Colin 
Gordon und Peter Miller herausgegebene Sammelband The 
Foucault Effect. Studies in Governmentality, der die bis-
herige Forschung zur Regierungsmentalität zusammenfas-
send vorstellte, initiierte eine systematische Anwendung 
des von Foucault vorgeschlagenen Begriffs, verbunden mit 
dem Anspruch, innerhalb der Sozialwissenschaften ein ei-
genständiges Forschungsprogramm zu etablieren.6 Die da-
mit verknüpfte Festlegung „methodisch-theoretischer Prin-
zipien“7 und die Verfestigung der analytischen Instrumente 
zu einer „Methodik“ stößt allerdings innerhalb der For-
schungsrichtung auch auf Kritik.8 

In der Zwischenzeit liegen bereits Hunderte Aufsätze 
und einige Monographien9 vor, in denen überwiegend ge-
genwartsbezogene Aspekte des Regierens in sozialwissen-
schaftlicher Perspektive untersucht werden, und es lässt 
sich insgesamt eine Ausrichtung auf soziologische Gegen-
wartsanalysen, die meist auf der Grundlage empirischer Da-
ten argumentieren, erkennen.10 Den wissenschaftlichen 
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Durchbruch des Forschungsprogramms sieht Mitchell Dean, 
selbst ein Vertreter der „Governmentality Studies“, mit den 
späten Neunzigerjahren gekommen und führt die damit fast 
zwanzigjährige Inkubationszeit auf Ereignisse außerhalb 
der Scientific Community zurück: „The present is marked by 
at least three major phenomena: The long-term recession of 
the ideal of the welfare state and the revitalization of the 
claims of a form of economic liberalism in liberal democra-
cies; the collapse of really existing socialism (...) and the 
erosion of the claims of the liberal constitutional state 
(…).”11 Anders als die französische Tradition stehen die 
angloamerikanischen „Governmentality Studies“ damit ihrer 
Selbsteinschätzung nach mit beiden Beinen in der prekär 
gewordenen Gegenwart und haben einen entsprechend di-
agnostischen Anspruch, der sich von geläufigen „fashion-
able neologisms“ unterscheiden soll, wenngleich Dean 
selbst die Nähe zu Gegenwartsdiagnosen Beckscher Prä-
gung sucht.12 

Als interdisziplinäre Forschungsrichtung nehmen die 
„Governmentality Studies“ Frage- und Problemstellungen 
aus Politik, Soziologie, Ökonomie, Statistik, Rechtswissen-
schaften, Philosophie, Pädagogik und der Geschichte der 
Humanwissenschaften13 auf. Die Gouvernementalitätslitera-
tur hat bisher mit einem weiten Begriff von Regierung gear-
beitet – ihre Themen umfassen die Regierung der Kind-
heit,14 die Regierung des Selbst,15 die Regierung der 
Schwangerschaft,16 die Regierung des sexuellen Miss-
brauchs17 und der sexuellen Belästigung,18 die Regierung 
des Genoms,19 die Regierung des Erlebniskonsums,20 die 
Regierung der Firma,21 die Regierung der Stadt,22 die Re-
gierung der Kriminalität,23 die Regierung der nationalen und 
internationalen Ökonomien24 – bis zur Regierung des Cy-
berspace.25 Nach Dean schliesst die interdisziplinäre Hete-
rogenität der „Governmentality Studies“ ihre theoretische 
Grundlegung aus.26 Dieser Forschungsansatz ist jedoch 
auch innerhalb der Forschungsrichtung umstritten, insofer-
ne von Lemke eine intensivere Auseinandersetzung mit 
grundlagentheoretischen Problemen eingefordert wird.27 

Inzwischen werden die „Governmentality Studies“ auch 
in der deutschsprachigen Forschung rezipiert, wie der im 
letzten Jahr von Ulrich Bröckling, Susanne Krasmann und 
Thomas Lemke herausgegebene Sammelband Gouverne-
mentalität der Gegenwart. Studien zur Ökonomisierung des 
Sozialen zeigt. Ausgehend von der bereits im Titel formu-
lierten These der „Ökonomisierung des Sozialen“, wird auch 
hier der problemorientierte Gegenwartsbezug der „Govern-
mentality Studies“ betont und zugunsten eines „methodi-
schen Nominalismus“ von „ideologiekritischen“ und „realisti-
schen“ Projekten abgegrenzt: „Diese Analyseform hat eine 
negative und eine positive Komponente. Die negative ver-
weist auf eine Denaturalisierungsstrategie, die den reifizie-
renden Gebrauch von Kategorien aufzeigt. (...). Der zweite 
– positive – Analyseschritt zeigt das historisch-spezifische 
Netz von Kräfteverhältnissen, Interessen und Strategien 
auf, das jene Evidenzen ermöglicht und stabilisiert hat. (...). 
Dieser Nominalismus schreibt sich insofern in ein materia-
listisches Theorieprogramm ein, als es dabei gegen einen 
sozialwissenschaftlichen Realismus um die ‚Objektivierung 
der Objektivitäten‘ (Foucault) geht.“28 

Mit den „Governmentality Studies“ soll somit eine me-
thodisch neue und zugleich kritische Position innerhalb der 
Sozialwissenschaften zur Geltung kommen, die ihren Ur-
sprung in Michel Foucaults „Idee“ der Gouvernementalität 
findet. Der Bezug auf Foucault hat dabei zwei Intentionen. 
Die erste hat philologischen Charakter und ist in diesem 
Sinne auf die Konjunkturen des wissenschaftlichen Feldes 
bezogen: So soll die insbesondere für den deutschsprachi-
gen Raum konstatierte philosophisch-akademische Rezep-
tion Foucaults abgelöst werden durch eine historisch orien-
tierte sozialwissenschaftliche Interpretation und Weiterent-
wicklung. Zum anderen soll der Regierungsbegriff, insofern 
er das Scharnier zwischen abstrakt gedachten politischen 
Rationalitäten und den „Technologien des Selbst“ bildet, die 
analytisch aufgefundene Regierungsmentalität einer Kritik 
zugänglich machen, die jenseits der Dichotomie von Frei-
heit und Zwang argumentieren kann. Dieser letztgenannte 
Punkt verbindet denn auch Methode und historische These: 
Die „neoliberale“ Regierungsmentalität beruht auf der „Frei-
heit“ der Subjekte und zielt auf ihre Selbstbestimmung und 
Autonomie ab, sie konstituiert diese Freiheit statt sie zu „in-
strumentalisieren“.29 Der Rekurs auf Foucault dient damit in 
einem weiteren Sinne der Entwicklung einer Kritikperspekti-
ve, die der Foucault‘schen These der Produktivität der 
Macht Rechnung trägt und diese Produktivität auf das Zu-
sammenspiel von politischen Rationalitäten und Selbsttech-
nologien innerhalb einer Regierungsmentalität zurückführt. 
Die Foucault‘sche Machtanalytik der „Regierungsmentalität“ 
liberal-demokratischer Gesellschaften wurde jedoch nur in 
Grundzügen entwickelt, insofern ist eine unproblematisierte 
„Anwendung“ seiner begrifflichen Instrumente nicht einfach 
möglich. Die Leitbegriffe bedürfen deshalb der theoreti-
schen Reflexion, die in den „Governmentality Studies“ bis-
her weitgehend vernachlässigt wurde; eine Vernachlässi-
gung, die umso schwerer wiegt, als ein „eigenständiges 
theoretisches Profil der Gouvernmentalitätsstudien“30 

behauptet wird. In diesem Beitrag wird daher für die Dis-
kussion von Grundlagenfragen argumentiert. Diese grund-
lagentheoretische Problematisierung setzt aber auch eine 
Auseinandersetzung mit dem Theoriepostulat voraus und 
sollte sich nicht durch die Installierung des Foucault‘schen 
Werks als master theory immunisieren, wie es bisweilen 
den Anschein hat. 

Von einer theoriegeschichtlichen und systematischen 
Darstellung des Foucault‘schen Regierungsbegriffs und 
seinem Stellenwert innerhalb der Analytik der Macht und ei-
nem Überblick über die Kritik am Konzept der Gouverne-
mentalität wird hier abgesehen.31 In den folgenden Ab-
schnitten werden zwei Aspekte untersucht, die meines Er-
achtens für die theoretische Argumentation und for-
schungsstrategische Profilierung entscheidend sind: Aus-
gehend von einer erkenntnistheoretischen Bestimmung der 
forschungsleitenden Begriffe und Grundthesen, sollen, inso-
fern soziologische Aspekte in den Gouvernementalitätsstu-
dien überwiegen, die sozialwissenschaftlichen Geltungsan-
sprüche der Theorie der „Gouvernementalität“ problemati-
siert werden. Im ersten Teil wird der Begriff der „Regierung“, 
die Methoden der Foucault-Rezeption und schließlich das 
Forschungsprogramm der „Gouvernementalität“ problemati-
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siert. Im zweiten Teil wird das Verhältnis von abstrakten po-
litischen Rationalitäten („gouverner“) und der sozialen Pra-
xis des „Alltags“ (mentalité) untersucht, dessen Analyse in 
den „Governmentality Studies“ von zentraler „theoretischer 
Bedeutung“32 ist. 

DER BEGRIFF DER „GOUVERNEMENTALITÄT“ 
Am 1. Februar 1978 eröffnet Foucault seine Vorlesungsrei-
he zur Genealogie des historisch-politischen Diskurses un-
ter dem Titel La governementalità,33 eine Vorlesung, die für 
die Begründung methodischer Legitimität der „Governmen-
tality Studies“ eine zentrale Referenz ist. Die 1978 in Aut-
Aut und im darauf folgenden Jahr in der englischen Zeit-
schrift Ideology and Consciousness publizierte Übersetzung 
der Vorlesung von Foucault unter dem Titel On Governmen-
tality bildet für eine Reihe von Soziologen, Politikwissen-
schaftlern und Historikern ideengeschichtlich den Anfang 
der „Governmentality Studies“ und ihren Urtext.34 Auch der 
im Jahr 2000 publizierte Sammelband Gouvernementalität 
der Gegenwart veröffentlicht den Text Foucaults in einer 
Neuübersetzung.35 In der Einleitung bestimmen die Her-
ausgeber/innen den Text als die „wichtigste systematische 
Ausarbeitung des Gouvernementalitätskonzepts in seiner 
historischen und analytischen Abgrenzung zu Souveräni-
täts- und Disziplinarmechanismen“.36 Aufgrund seines Stel-
lenwerts für die Konzeption des Regierungsbegriffs sollen 
im Folgenden einige problematische Aspekte dieses Textes 
und seiner Beziehungen zu den „Governmentality Studies“ 
erörtert werden. 

Der Begriff der Regierung („le gouvernement“) wurde 
von Foucault in den 1978 am Collège de France gehaltenen 
Vorlesungen als „Leitfaden“37 der Analyse der „Genealogie 
des modernen Staates”38 entwickelt. Ab der vierten Vorle-
sung ist es explizit die „Geschichte der Gouvernementali-
tät“,39 die eine neue Machtanalyse ermöglichen soll. Fou-
cault zeigt dort begriffsgeschichtlich auf, wie sich erst im 18. 
Jahrhundert das geläufige Verständnis von Regieren oder 
Führen, die beiden Begriffe werden synonym verwendet, als 
exklusiv staatliche Praxis durchsetzt. Bis dahin bezog sich 
der Begriff der Regierung auf die Führung von Menschen im 
Allgemeinen. Er konnte sich auf die Führung der Seele, der 
Familie oder der Kinder ebenso beziehen wie auf den Staat. 
Es ist diese weite Bedeutung des Begriffs, die Foucault 
nutzt, um das Verhältnis von Macht und Subjektivierung zu 
formulieren: Der Begriff sollte es ihm ermöglichen, zwischen 
Macht und Herrschaft zu unterscheiden und zum anderen 
Macht- und Herrschaftseffekte als Folgen zielgerichteten 
Handelns der Subjekte selbst zu verstehen. Die Vorzüge 
des Regierungsbegriffs stellt Foucault selbst so dar: „Viel-
leicht eignet sich ein Begriff wie Führung gerade Kraft sei-
nes Doppelsinns gut dazu, das Spezifische an den Macht-
verhältnissen zu erfassen. ‚Führung‘ ist zugleich eine Tech-
nik des Anführens anderer (...) und die Weise des Selbst-
verhaltens in einem mehr oder weniger offenen Feld von 
Möglichkeiten. Machtausübung besteht im Führen der Füh-
rungen und in der Schaffung der Wahrscheinlichkeit. (...). 
Regieren heißt in diesem Sinne, das Feld eventuellen Han-
delns der anderen zu strukturieren.“40 Damit bezeichnet der 

Begriff der Regierung bei Foucault eine bestimmte Art und 
Weise, in der Menschen auf sich selbst und andere einwir-
ken, die man – würde ein soziologischer Begriff dafür ge-
sucht werden – als strategisches Handeln fassen könnte. 
Die theoretische Differenzierung des Begriffs der Regierung 
bleibt bei Foucault allerdings vieldeutig, da Regierung als 
historisch begrenzte und spezifische Technologie der 
Macht,41 als Machtbeziehung als strategisches Spiel42 und 
gleichermaßen als soziale Tatsache oder anthropologische 
Konstante43 behauptet wird.  

Mit dem neuen „Leitbegriff“ der „Gouvernementalität“ 
stellt Foucault aber auch ein neues Analysekonzept vor, 
das es ermöglichen soll, Regierung unter dem Aspekt ihrer 
politischen Rationalität und Regierungstechnologie allererst 
als Programm zu untersuchen. „Rationalität“ begreift Fou-
cault nicht als einen Bereich der Vernunft oder eine wie im-
mer geartete Vernünftigkeit, sondern als die regelhafte Her-
vorbringung von Verfahren, Programmen sowie Schemata 
des Wahrnehmens und Urteilens. Politische Rationalitäten 
suchen Realität herzustellen, indem sie bestimmte Bereiche 
herausgreifen und sie entsprechend ihrer eigenen Regeln 
problematisieren. Foucault schlägt vor, zu untersuchen, 
„wie Rationalitätsformen sich selbst in Praktiken oder Sys-
temen von Praktiken einschreiben und welche Rolle sie in 
ihnen spielen. Denn es ist wahr, dass es keine ‚Praktiken‘ 
ohne eine bestimmte Rationalitätsordnung (regimé de ratio-
nalité) gibt. Statt sie jedoch an einem Rationalitätswert aus-
zurichten, möchte ich sie entlang zweier Achsen untersu-
chen: der Achse der Kodifikation-Präskription einerseits 
(wie sie ein Komplex von Regeln, Erträgen, Mitteln zu ei-
nem Zweck etc. formt) und der Achse der wahren oder fal-
schen Formulierung andererseits (wie sie ein Gegenstands-
feld bestimmt, über das es möglich ist, wahre oder falsche 
Sätze zu bilden).“44 

Zusammenfassend nennt Foucault drei Kriterien der 
„Gouvernementalität“: „Unter Gouvernementalität verstehe 
ich die Gesamtheit, gebildet aus den Institutionen, den Ver-
fahren, Analysen und Reflexionen, den Berechnungen und 
den Taktiken, die es gestatten, diese recht spezifische und 
doch komplexe Form der Macht auszuüben, die als Haupt-
zielscheibe die Bevölkerung hat, als Hauptwissensform die 
politische Ökonomie und als wesentliches technisches In-
strument die Sicherheitsdispositive hat. Zweitens verstehe 
ich unter ‚Gouvernementalität‘ die Tendenz oder die Kraftli-
nie, die im gesamten Abendland unablässig und seit sehr 
langer Zeit zur Vorrangstellung dieses Machttypus, den 
man als ‚Regierung‘ bezeichnen kann, gegenüber allen an-
deren – Souveränität, Disziplin – geführt und die Entwick-
lung einer ganzen Reihe spezifischer Regierungsapparate 
einerseits und einer ganzen Reihe von Wissensformen an-
dererseits zur Folge gehabt hat. Schließlich glaube ich, 
dass man unter ‚Gouvernementalität‘ den Vorgang oder e-
her das Ergebnis des Vorgangs verstehen sollte, durch den 
der Gerechtigkeitsstaat des Mittelalters, der im 15. und 16. 
Jahrhundert zum Verwaltungsstaat geworden ist, sich 
Schritt für Schritt ‚gouvernementalisiert‘ hat.“45  

Den Begriff der Regierung behauptet Foucault 1. als po-
litische Rationalität, 2. als distinkten Machttypus und 3. als 
historischen Prozess. Regierung und Regierungstechnolo-
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gien bestimmt Foucault als ein „diskursives Feld“, darin die 
herrschende Politik „rationalisiert“ wird. Mit dem Versuch, 
das „Phänomen“46 der Gouvernementalität innerhalb der 
„großen Ökonomien der Macht im Abendland“47 

einzuordnen, argumentiert Foucault überwiegend ideenge-
schichtlich: Die Dominanz des Regierens, das „seit dem 18. 
Jahrhundert eine feste Reihe bildet“,48 solle etwa die „Ratio-
nalität“ oder die „Mentalität“ einer Epoche kennzeichnen, 
die im Werk kanonischer Autoren erfunden oder ausge-
drückt wird. Der im kanonischen Text auftauchende Begriff 
drückt soziale Transformationen aus. Die „feste Reihe“ bil-
det jedoch kein Kriterium für die Serialisierung eines Analy-
sekorpus, sondern mit ihr ist das historische Kontinuum der 
Mentalität gesetzt. So taucht die Idee der „Gouvernementa-
lität“ in privilegierten Texten, den Programmen, einfach 
„auf“: „Ein Ausdruck, der übrigens im 18. Jahrhundert wich-
tig war, macht dies sehr schön deutlich. Für Quesnay ist ei-
ne gute Regierung eine ‚ökonomische Regierung‘; bei 
Quesnay taucht erstmals diese Vorstellung von einer öko-
nomischen Regierung auf“.49 Behauptet wird die faktische 
Einheit eines Problems, dass nicht explizit formuliert sein 
muss. Es zeigt sich im „Auftauchen“, wobei ungeklärt ist, ob 
das Problem als Gegenstand der Erfahrung vorgefunden 
wird, oder ob es nicht ein Moment der Deutung enthält. An-
genommen wird ein historischer Verlauf oder eine Entwick-
lungslinie, darin ein und dasselbe Problem „auftaucht“ und 
von zeitgenössischen Autoren als solches zum Ausdruck 
gebracht wird, ein und dieselbe Fragestellung von einem 
privilegierten Autor „erstmals“ wahrgenommen wird, um von 
einem anderen Autor in entscheidender Wendung reformu-
liert zu werden und schliesslich als kohärentes „Problem“ 
eine „Mentalität“ oder eine „Denkweise“ manifestiert. Im Au-
tor als Zeitgenosse, der eingebettet in seine Epoche ist, 
kann der Wechsel der Machttypen entdeckt werden, wobei 
dem Autor auch vice versa zugestanden wird, dass sein 
Werk Einfluss ausgeübt hat auf eine Epoche oder auf eine 
Gesellschaft. Schliesslich werden mit der Herrschaft der 
Idee, nämlich der Idee der Gouvernementalität, Periodisie-
rungen vorgenommen: Einordnungen in „Jahrhunderte“ und 
„Zeitalter“, Brüche oder Einschnitte, die durch Periodisie-
rungen oder Schulen lesbar werden, oder Kontinuitäten ei-
nes Problems von einem Jahrhundert zu einem anderen 
Jahrhundert: „wir leben im Zeitalter der Gouvernementalität, 
die im 18. Jahrhundert entdeckt wurde“.50 

Bereits 1974, also vier Jahre bevor Foucault mit der 
„Gouvernementalität“ sein neues Forschungsvorhaben 
skizziert, erschien in Frankreich der Sammelband Faire de 
l’histoire (dt. Mentalitäten-Geschichte. Zur historischen Re-
konstruktion geistiger Prozesse, 1989), darin Historiker wie 
Peter Burke, Roger Chartier, Jaques Le Goff und Michel 
Vovelle Methodenprobleme der Mentalitäten-Geschichts-
schreibung51 kontrovers diskutieren respektive das Menta-
litäten-Konzept hinsichtlich seiner Tauglichkeit zur Analyse 
historischer Prozesse in Frage stellen. So galt der Begriff 
der „Mentalität“ bereits in den akademischen Debatten der 
frühen Siebzigerjahre in seinem polysemantischem Ge-
brauch als umstritten und vage – als ein „Modebegriff“, wie 
er beispielsweise von Le Goff bezeichnet wurde.52 In den 
Folgejahren wurde der Mentalitätsbegriff von zahlreichen 

Kritikern in methodischer, aber auch in forschungspoliti-
scher Hinsicht von führenden Historikern wie Claudia Ho-
negger,53 Arlette Farge,54 Geoffrey Lloyd,55 Jacques Ranci-
ère56 und Michel Vovelle57 einer grundlegenden Problemati-
sierung unterzogen. Bevor die – in den Geschichtswissen-
schaften bereits seit langem kontroversiell diskutieren58 – 
Mentalitätskonzepte für die soziologische Analyse adaptiert 
werden, wären Grundlagenprobleme des Mentalitätsbegriffs 
zu klären: Erstens die mit dem Mentalitätsbegriff verknüpfte 
Konzeptualisierung einer gemeinsamen Alltagspraxis, die 
eine klassenneutrale Vereinheitlichung impliziert und mit der 
die traditionellen Konzepte von „Weltanschauung“ und 
„Zeitgeist“ übernommen werden. Deans Forschungspro-
gramm knüpft explizit an das Mentalitätskonzept der Anna-
les-Schule an und setzt in der Folge den Begriff des zeitge-
nössischen Menschen („our desires, aspirations, interests 
and beliefs“59) anstelle den der Klasse.60 Zweitens die gene-
relle Tendenz, dass mit der Theorie der kollektiven Mentali-
täten die traditionelle Ideengeschichte wieder etabliert wer-
den könne, wenn eine Mentalität einer bestimmten histori-
schen Periodisierung (Epoche, Strömung, Stil) zugeordnet 
wird.61 In beiden Fällen ist den gemeinsamen Mentalitäten 
ein konstitutives Vermögen zugeschrieben, das in sich 
selbst begründet ist. Von „Mentalität“ kann daher immer nur 
in ihrem „Auftauchen“ für eine Bestandsaufnahme des roh 
Gegebenen gesprochen werden. Damit sind aber sozial dif-
ferenzierende Aspekte der Autorisierung und Offizialisie-
rung von bestimmten „Mentalitäten“ ausgeblendet und 
nachgerade die sozialen Bedingungen ihrer „Wirksamkeit“, 
die man „eigentlich“ behauptet hat, zu untersuchen. 

Foucault verwendet den Begriff der Regierung in ver-
schiedenen Bezügen, wobei oft unklar ist, ob der Begriff der 
Regierung auf empirische Sachverhalte einer möglichen 
sozialen „Wirklichkeit“, auf handlungstheoretische Aussa-
genelemente in „Programmen“ als strategische Spiele bezo-
gen ist, oder gar einem sozialontologischen Substantialimus 
das Wort redet, wie es Foucault in einem Interview zur „Sorge 
um sich“ nahe legt: „...ich glaube, dass es keine Gesellschaft 
ohne Machtbeziehungen geben kann, sofern man darunter 
Strategien begreift, mit denen die Individuen das Verhalten 
der anderen zu lenken und zu bestimmen versuchen.“62 

Mit der Tendenzaussage, dass die „Techniken des Re-
gierens wirklich zum einzigen politischen Einsatz und zum 
einzigen realen Raum des politischen Kampfes und der po-
litischen Gefechte geworden sind“,63 immunisiert Foucault 
mit dem Bezug auf eine Ontologie des einen und einheitli-
chen Raumes den Begriff des politischen Kampfes. Dies 
impliziert aber auch, dass die Programme vom politischen 
Kampf ausgenommen sind. Dadurch werden die Program-
me unumstritten als eine transzendente Wirkmacht ideali-
siert, die die soziale Welt strukturieren. Mit der Argumenta-
tion, dass die Ökonomie der Macht auf der intelligiblen Re-
gulation des Sozialen beruht, verweist Foucault auf bewusst 
oder unbewusst gegebene oder eingehaltene „Rechtsre-
geln“ oder „Führungstechniken“, die es gestatten sollen, 
„innerhalb der Machtspiele mit dem geringsten Aufwand an 
Herrschaft zu spielen“.64 Hiermit geht Foucault von einer ze-
rebralen Effizienz des Sozialen aus, die sich in der Praxis 
effizienter Lenkung, Führung der anderen und der Praxis 
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des Selbst verwirklicht, wodurch der Geschichte wieder ein 
optimistisches Moment eingeschrieben wird.  

Die Annahme eines teleologischen Prinzips der „Öko-
nomie der Macht“ ist insofern problematisch, weil damit eine 
kontinuierliche Effektivierung und eine sich stetig steigernde 
Ökonomisierung der Macht angenommen wird, wobei die 
einander widerstreitenden Programme und Technologien in 
ein agonales Verhältnis der Behauptung und Verdrängung 
gesetzt sind. Auch in den Texten der Governmentality Stu-
dies werden die Programme des Regierens und die Tech-
nologien des Führens, die für eine bestimmte Epoche oder 
eine Denkschule gelten sollen, häufig in ihrer wechselseiti-
gen Konkurrenz- und Kampfbeziehung („Erfolg“ versus 
„Scheitern“) beurteilt. Dies hat zur Folge, dass die behaup-
teten „Transformationen“, „Brüche“ und „Einschnitte“ aus-
schließlich als Analogie zur natürlichen Selektion formuliert 
werden können, gerade so, als ob das Selektionsprinzip der 
Programme und Technologien evident wäre und bloß von 
der „richtigen“ Perspektive aus beobachtet werden müsse. 
Dadurch wird erneut ein Fortschritt der Geschichte unter-
stellt, der den „Sieg“ oder die „Niederlage“ von politischen 
Rationalitäten in sich trägt und bedingt, den Programmen 
selbst aber äußerlich bleibt und deshalb erst in der theoreti-
schen Schau des „Gouvernementalisten“ erkennbar wird. 
Die damit verbundene Setzung von Grund und Folge, Sieg 
und Niederlage der Programme und der Technologien des 
Regierens führt konsequent wieder das Moment der Kausa-
lität der Geschichte ein, wodurch der historische Prozess 
zur Abfolge von Ideen wird.  

Bei Foucaults Konzeption der „Gouvernementalität“ fin-
den sich bereits zahlreiche Belege dafür, dass der An-
spruch der „Archäologie“, nämlich eine Alternative zur 
ideengeschichtlichen Methode zu formulieren, weitgehend 
verloren gegangen ist: So spricht Foucault von einem spezi-
fischen Problem des Regierens der Bevölkerung, das „end-
lich außerhalb des juridischen Rahmens der Souveränität 
gedacht, reflektiert und erwogen werden konnte“.65 Dieses 
„Problem des Regierens“, das sich „endlich“ behauptete 
und gegen andere Probleme durchsetzte, ist eine spezifi-
sche Weise der „Idee“ der „Gouvernementalität“, die dem 
Bezug positiver Aussagen gegenüber transzendent bleibt, 
jedoch das gesamte Feld der positiven Aussagen und mate-
rialen Gegenstände und Praktiken „seit dem 18. Jahrhun-
dert“ strukturieren soll. Dadurch führt Foucault in seiner 
späten Rückwendung zur Ideengeschichte in die Geschich-
te ein optimistisches Moment wieder ein: Die Fortführung 
und Ablöse spezifischer Machttypen und Technologien des 
Regierens, die, losgelöst von historischen Kontexten, als 
unabhängige Wesenheiten in der Geschichte einfach auf-
tauchen, aber insgeheim miteinander verbunden sind und 
Wirkungen aufeinander haben.  

Mit der kritiklosen Übernahme der synthetischen Ver-
einheitlichung der Geschichte durch Foucault entstehen be-
reits in den Grundannahmen und Ausgangsfragestellungen 
der „Gouvernmentality Studies“ Probleme. Der Geltungsan-
spruch methodischer Legitimierung wird oft im argumentum 
ad hominem vorgebracht: „Wie Foucault zeigte...“, „Im An-
schluss an Foucault“, „Mit Foucault...“. Zur Legitimation 
epistemischer Geltungsansprüche werden nicht nur Thesen 

und Begriffe, sondern auch Periodisierung und Quellen-
auswahl dogmentheoretisch vorausgesetzt. In zahlreichen 
Textpassagen der „Governmentality Studies“ finden sich 
Hinweise auf die konventionelle Herstellung von Geschich-
te, wie sie bei Foucault selbst anzutreffen ist. Der von 
Foucault nicht einsichtig gemachte Umgang mit Periodisie-
rungen der Geschichte wird in vielen Studien reproduziert; 
oft sind es ideengeschichtliche Setzungen, welche den sou-
veränen Überblick des Historikers betonen: „Der Liberalis-
mus des 19. Jahrhunderts, von dem an dieser Traum in je-
nen Nationen aufgegeben wurde, die sich als liberale De-
mokratien bezeichneten.“66 Damit wird eine soziale oder po-
litische „Strömung“ behauptet, die einen allgemeinen We-
senszug enthält und eine Gesellschaft allgemein gültig und 
allumfassend beeinflusst. Von Foucault werden aber oft 
nicht nur theoretische Analysekategorien übernommen, 
sondern auch „vollständig“ begründete Grundthesen, die als 
selbstevidentes Axiom gesetzt sind: „Wie ist Regieren mög-
lich? Das macht das Prinzip der Begrenzung aus, das für 
Regierungshandeln gilt, sodass die Dinge am besten ge-
deihen, in Übereinstimmung mit der Vernunft des Regie-
rens, und ohne Intervention.“67 Aus diesem „Grundsatz“ fol-
gern Miller und Rose ihre eigene „Begründung“: „Aus diesem 
Grund haben wir das Erfordernis einer Analyse der indirekten 
Herrschaftsmechanismen, die in liberalen demokratischen 
Gesellschaft so wichtig sind, behauptet.“68 Die „faktische“ 
Setzung kann jedoch die Konstitution bestimmter „Machtty-
pen“ oder „Gesellschaftsformen“ nicht plausibel machen.  

POLITISCHE RATIONALITÄT UND SOZIALE PRAXIS 
Für die Gouvernementalitätsanalyse ist „Regieren“ ein Leit-
begriff von zentralem theoretisch-methodologischen Stel-
lenwert. Die Möglichkeit, den Begriff des Regierens über-
haupt für eine soziologische Gegenwartsdiagnose anzu-
wenden, wird in der Gouvernementalitätstheorie darin er-
achtet, den Bezug zwischen „abstrakter politischer Rationa-
lität“ und den „empirischen Mikrotechniken des Alltags“69 

plausibel zu machen.  
Zwischen den Programmen der politischen Rationalität 

und der sozialen Praxis vermitteln die „Technologien“. 
Technologien können materiale Artefakte wie architektoni-
sche Bauwerke,70 Visualisierungstechniken der Aufzeich-
nung,71 Techniken der Kontrolle und Überwachung von Ar-
beitsprozessen,72 Selbsttechniken der Lebensführung, mo-
ralische Techniken der Formung von Wünschen, Interessen 
und Meinungen,73 soziale Techniken wie das „Total Quality 
Management“74 oder diskursive Techniken wie die Beschwö-
rung der „Gemeinschaft“ oder der „Nation“75 sein. Technolo-
gien sollen nach der Bestimmung von Peter Miller und Niko-
las Rose die „idealen Schemata“ des Regierens in soziale 
„Realität“ überführen.76 In ihrem 1990 veröffentlichen Auf-
satz Governing economic life bestimmen sie Technologien 
dementsprechend als „die tatsächlichen Mechanismen (...), 
durch die Autoritäten versucht haben, das Verhalten, Den-
ken, Entscheiden, Streben anderer zu formen, zu normali-
sieren und zu instrumentalisieren, um die Ziele zu errei-
chen, die sie als wünschenswert betrachten.“77 Das Problem 
des Verhältnisses von politischer Rationalität und politischer 
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Technologie auf Fragen der „Implementierung“ zu be-
schränken, evoziert aber das Bild einer undifferenzierten 
sozialen Welt, in die sich die Programme lediglich „ein-
schreiben“ müssten. Diese Annahme unterstellt einen impli-
ziten Funktionalismus der Programme, wonach sich die 
Funktionalität der Programme in ihrer Einsetzung in eine 
soziale Wirklichkeit erweisen soll. Das methodologische 
Problem, wonach die Programme „einfach so“ oder „ir-
gendwie“ mit der sozialen Praxis in Verbindung stehen sol-
len, kann aber nicht dadurch gelöst werden, dass sich die 
Studien infolgedessen auf eine Beschreibung der Pro-
gramme beschränken. 

Um von einer „Entsprechung“78 sprechen zu können, 
muss von einer kommensurablen Beziehung zwischen poli-
tischen Rationalitäten und sozialer Praxis ausgegangen 
werden, d. h.: es muss bereits ein gemeinsamer sozialer 
Raum vorausgesetzt sein, damit sich Programme, Techno-
logien und soziale Praktiken überhaupt aufeinander bezie-
hen können. Die Methodenfrage einer zureichenden Struk-
turbeziehung von Programm und sozialer Praxis und das 
davon abgeleitete Methodenproblem der angemessenen 
„Übersetzung“ ist letztlich sekundär; denn bevor die mögli-
chen Technologien der „Übersetzung“, der „Umsetzung“ 
oder der „Entsprechung“ in die eine oder andere „Richtung“ 
als sozialwissenschaftliche Methode formuliert werden, wä-
re erst zu klären, ob und unter welchen Voraussetzungen 
überhaupt von einer „Beziehung“ gesprochen werden kann. 
Dem Problem der „Übersetzung“ oder der „Umsetzung“ in-
häriert das Problem der Gültigkeit bestimmter Regeln, die 
nur innerhalb des Geltungsbereiches der jeweiligen Über-
einkunft geklärt werden kann. Wenn die Voraussetzungen, 
auf denen die objektive Gültigkeit beruhen soll, für die Pro-
gramme nicht zutreffen können, kann daher im Geltungsbe-
reich intersubjektiver Regierbarkeit die strikte Allgemeingül-
tigkeit der Programme nicht einfach vollzogen, d. h. umge-
setzt, werden.  

Methodologisch ist mit der Kohärenz und Konsistenz der 
politischen Programme für die Strukturierung gesellschaftli-
cher Wirklichkeit eine Einschränkung des Untersuchungs-
gegenstandes auf textuelle Manifestationen des Sozialen, 
also Diskurse, verbunden.79 Diese Einschränkung wird häu-
fig so zum Beispiel bei Miller und Rose,80 Dean81 und zu-
letzt in der Einführung zur Gouvernementalität der Gegen-
wart82 mit einem methodischen Nominalismus begründet 
beziehungsweise argumentativ verknüpft: Das Wissen, das 
zum Beispiel in politischen Programmatiken, Management- 
und Versicherungstexten oder der psychologischen Litera-
tur generiert wird, interpretieren die „Governmentality Stu-
dies“ nicht als einfach „gegebene“ oder „natürliche“ Reprä-
sentation von Wirklichkeit,83 sondern als ihre Konstruktion 
und Problematisierung entsprechend der Regeln des Dis-
kurses, der sich ihrer annimmt: „The object of our studies, 
then, is not the simple empirical activity of governing, but 
the art of government. (...) An analysis of government is not 
a ‚sociology of rule‘“.84 

Doch alleine in der normativen Setzung eines nominalis-
tischen Forschungsprogramms, das seine Kontur nur durch 
die Zurückweisung eines naiven sozialwissenschaftlichli-
chen Realismus erhält, für den gesellschaftliche Realität 

faktisch als „determiniert“ gedacht wird, ist die Methodenre-
flexion der Gouvernementalitätstheorie entscheidend einge-
schränkt. Denn die Beschränkung auf einen „reinen“ Nomi-
nalismus lässt das Erkenntnisproblem unberücksichtigt, 
dass es der Begriff selbst ist, der als hypostasierte „Realität“ 
gesetzt sein kann.85 Wenn die Programme der politischen 
Rationalität als begriffliche Wirklichkeit gesetzt werden, und 
„die freien Setzungen des Verstandes (...) in der Art von 
Dingen angeschaut werden, die uns umgeben und die wir 
passiv hinzunehmen haben“,86 ergeben sich methodische 
Unschlüssigkeiten: Erstens werden die begrifflichen Wirk-
lichkeiten der Programme als „einfache“ oder „letzte“ Be-
gründungen eines „theoretischen Selbstbewusstseins“87 

hingenommen und die „freien“ Setzungen des Verstandes 
als „Material“ der Analyse aufgefasst. Das methodologische 
Kernproblem der „Gouvernmentality Studies“ besteht darin, 
dass das „Material“ der Analyse als „frei“ gesetzt gilt und 
damit immer schon jeglicher Erkenntnisbedingung äußerlich 
vorausgesetzt wird. Zweitens wird der begrifflichen Wirk-
lichkeit das Kausalprinzip einer „faktisch“ bestimmbaren und 
empirisch überprüfbaren Wirkmächtigkeit zugrundegelegt. 
Mit dem Begriff der „Konstitution“88 wird dafür argumentiert, 
dass die Programme eine bestimmte „soziale Realität“ 
schöpferisch hervorbringen. Mit der Setzung des Begriffs 
als Realität ist es schliesslich möglich, dem „positiven Wis-
sen des zu Regierenden“89 die unumschränkte Konstituti-
onsmacht sozialer Wirklichkeit zuzuschreiben und wissen-
schaftlich zu legitimieren. So gehen Miller und Rose davon 
aus, in den Programmen ließen sich die „tatsächlichen Me-
chanismen“90 wiederfinden, die die sozialen Praktiken regu-
lieren. Diese Erkenntnis gelingt Miller und Rose aber nur, 
weil sie sich einer Taktik bedienen, die Bourdieu in seiner 
Kritik des Strukturalismus als „schleichenden Übergang 
vom Modell der Realität zur Realität des Modells“91 

bezeichnet hat. Behauptet man die Konzeption von Pro-
grammen als „idealisierte Schemata“,92 die als eine „Art 
Selbstreflexion der Führenden auf die Ziele und Mittel der 
Führung“93 verstanden werden können, kann daraus ge-
schlossen werden, dass der Praxis die Intelligibilität des 
Regierens entgeht. Die Grundlage für die Konstitution der 
Praxis bildet nach Miller und Rose die Sprache, „durch die 
Felder des Regierens erfasst, denkbar und verwaltbar ge-
macht werden. (...) Sprache, so kann man sagen, bietet ei-
nen Mechanismus, um Wirklichkeit bestimmten Arten von 
Handlungen zugänglich zu machen.“94 Diese der „Sprache 
beim Regieren“95 zuerkannte Macht zur Konstitution sozia-
ler Wirklichkeit läuft auf den Geltungsanspruch eines uni-
versalen Theoriesolipsismus hinaus, womit das Steuerungs-
ideal einer theoretischen Autorität suggeriert wird, die sich 
ganz aus sich selber bestimmt. In diesem Sinne schrumpft 
die soziale Welt, in der die Programme entstehen und in der 
sie praktisch werden sollen, zu einem je schon einerseits 
transparenten und andererseits stabilen Mikrokosmos, des-
sen Parameter lediglich benannt werden müssen, um ihn 
vollständig zu beschreiben. 

In dieser Perspektive erhält die „Gouvernementalität“ ei-
nen hierarchischen Richtungssinn, worin sich die aktiv-
schöpferische „Rationalität“ der Programme die materiellen 
und alltäglichen Praktiken aneignet, sie kolonisiert und 
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schließlich im Abstraktionsprozess überhaupt erfindet und 
entstehen lässt.96 Angenommen wird, dass „Rationalität“ als 
operativer Begriff auf den tieferen Sinn und theoretischen 
Zusammenhalt der gesellschaftlichen „Machtverhältnisse“, 
„Kräfteverhältnisse“, „Praktiken“, „Programme“ oder „Tech-
nologien“ verweist. Die Macht, das Soziale zu konstituieren, 
soll nun alleine von den Programmen selbst hervorgebracht 
werden, die „neue Sektoren von Wirklichkeit“97 entwickeln 
und „neue Existenzbereiche dem Handeln zugänglich ma-
chen“98. Die privilegierte Instanz der Programme wird theo-
retisch mit den Kriterien der Konstitution, die die Kohärenz 
und das Kausalprinzip der Programme voraussetzt, (re-) 
produziert. Mit der unterstellten Konstitutionsmächtigkeit der 
Programme wird jedoch ein schwerwiegendes metaphysi-
sches Problem transportiert, weil die abstrakten Programme 
und Theorien grundsätzlich als einheitliches Tätigkeitssub-
jekt verstanden werden. Die Tathandlung, der „diskursive 
Mechanismus“,99 muss indes aus gutem Grunde mysteriös 
bleiben, denn wie kann ein abstraktes Programm selbst 
handeln? 

Wenn hingegen der Anspruch besteht, die Technologien 
des Selbst nicht als bloße Ausführung überindividueller 
Normen oder als passive Aneignung zu verstehen, ist es 
notwendig, einen differenzierten Begriff sozialer Praxis zu 
entwickeln, um nach dem Gebrauch fragen zu können, der 
in der Praxis von den „Angeboten“ politischer Programme 
gemacht wird. Wenn das Verhältnis von politischer Rationa-
lität und Führung der Regierten und des Selbst nicht als de-
terminiertes Zwangs- oder Gewaltverhältnis verstanden 
werden soll, sondern als strategische Machtbeziehung, die 
offen bleibt für ihre Umkehrung oder Veränderung, dann 
muss der Beitrag, den die Akteure zur Konstituierung be-
stimmter Formen der Regierung leisten, auch differenziert 
werden. Der in der Gouvernementalitätstheorie entwickelte 
Begriff der „Führung“ geht von der Möglichkeit der Subjekte 
aus, im Rahmen eines offenen Machtspieles einen mehr 
oder weniger schöpferischen Entwurf des Regierungshan-
deln zu entwickeln. Denn Regierungsmentalität kann sich 
nur da ereignen, wo ein reflektierendes Subjekt in die 
Machtspiele der Fremd- und Selbstführung eintritt. Wenn 
diese These gelten soll, dann muss Freiheit für die Wirk-
samkeit von Machtbeziehungen konstitutiv sein. Wenn aber 
Mitchell Dean fordert, dass „Regieren“ notwendig die Exis-
tenz von lebenden Menschen, die handeln können, weil sie 
frei sind, voraussetzen muss, argumentiert er realistisch 
und relativiert seine nominalistische Position: „Government 
pressupposes the existence of subjects who are free in the 
primary sense of living and thinking beings endowed with 
bodily and mental capacities“.100 Nach Dean können „alle 
Formen menschlichen Verhaltens“101 auf Probleme des Re-
gierens bezogen werden. In der Argumentation begründet 
Dean die Bedingung der Möglichkeit des Regierens mit ei-
ner Anthropologie, darin die zum Regieren erforderliche 
Freiheit menschlichen Fähigkeiten als Naturtatsache ent-
springt. Die das Regieren notwendig bedingende Möglich-
keit macht Dean von einer grundlegenden Wesensbestim-
mung des Menschlichen abhängig, nämlich von der Freiheit 
des Handelns. Diese Freiheit versteht Dean als Wesensei-
genschaft des Menschen, die in ihrer psycho-physiologi-

schen oder sozialen Gegebenheit einfach vorgefunden 
werden kann. Diese Grundannahme steht aber im Wider-
spruch zum diskursanalytischen Forschungsprogramm der 
„Governementality Studies“. Schliesslich wird mit der allge-
mein-optimistischen Beurteilung der reflexiven Möglichkei-
ten des „self-government“ das Naheverhältnis zur soziologi-
schen Gegenwartsdiagnostik der „Reflexive Modernizati-
on“102 offenkundig: „(...) those ‚moral forces‘ that enhance 
our capacities for self-government (...) thus enhances hu-
man capacity for the reflexive practice of liberty (...)“.103 

Mit vielen anderen sozial- und kulturwissenschaftlichen 
Theorien der Gegenwart teilen die „Governmentality Stu-
dies“ die Annahme eines sozialen Konstruktivismus.104 Die 
These einer regelhaften Hervorbringung sozialer Realität 
durch Diskurse verweist auf eine wissenschaftliche Kon-
junktur, wie sie auch in dem erbittert geführten Hegemonie-
streit zwischen Natur- und Kulturwissenschaften zum Aus-
druck kommt. Folgt man dem gegenwartsdiagnostischen 
Anspruch der „Governmentality Studies“, so wird „das“ So-
ziale nicht einfach nur als Begriff vorgefunden, sondern 
muss auch in den Untersuchungen forschungspraktisch in 
einer diskursiven Praxis behauptet und hergestellt werden. 
Folglich tragen die „Governmentality Studies“ auch Verant-
wortung dafür, wie über „das“ Soziale, das es gegenwärtig 
gibt, befunden wird. In dieser Hinsicht kann vielleicht künftig 
das theoretische Kernstück der „Governmentality Studies“, 
die rationale und technologische Konstitution empirischer 
Alltagspraktiken, als mehr als nur eine methodische Refle-
xionsübung innerhalb einer jungen Forschungsrichtung dis-
kutiert werden. 
 
 
ANMERKUNGEN: 
Ich möchte Cathren Müller für die kritische Lektüre und die großzügi-
gen Korrekturarbeiten meines Textes sehr herzlich danken. 
 

1 Einen systematischen Vergleich bietet Dean 1999, einen kriti-
schen Überblick gibt Lemke 2000. Vgl. den bei Suhrkamp er-
schienenen Sammelband: Gouvernementalität der Gegen-
wart. Studien zur Ökonomisierung des Sozialen (Bröckling / 
Krasmann / Lemke 2000), der aktuelle Arbeiten der deutschen 
Gouvernementalitätsstudien vorstellt und darüber hinaus eine 
Genealogie der Forschungstradition sowie einen aktuellen 
Bezug der Forschungsschwerpunkte und -methoden herstellt. 

2 Vgl. Lemke 2000 
3 Thomas Lemke (1997) ist die ausführlichste Untersuchung der 

unveröffentlichten Schriften Foucaults zu verdanken. 
4 A. a. O., S. 17 
5 Donzelot 1984; Ewald 1986; Defert 1991; Procacci 1993; 

Pasquino 1991 
6 Gane / Johnson 1993 
7 Lemke 2000, S. 31 
8 Vgl. dazu den Beitrag von Thomas Osborne „Techniken und 

Subjekte: Von den ‚Governmentality Studies‘ zu den ‚Studies 
of Governmentality‘“ im vorliegenden Heft. 

9 Vgl. Burchell / Gordon / Miller 1991; Gane / Johnson 1993; 
Barry / Osborne / Rose 1996; Dean / Hindess 1998; Dean 
1999; Bröckling / Krasmann / Lemke 2000 

10 Bröckling / Krasmann / Lemke 2000, S. 18; vgl. Überblick bei 
Dean 1999, S. IX 

11 Dean 1999, S. 1 
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12 So entwickelt Dean in Anlehnung an Beck (1986) ein Konzept 
des „reflexive government“, Dean 1999, S. 176 ff.  

13 Dean 1999, S. IX 
14 Bell 1993 
15 Vgl. exemplarisch: Rose 1988, 1990, 1992, 1996; Cruikshank 

1993 
16 Weir 1996 
17 Bell 1993 
18 Minson 1993 
19 Lemke in Bröcklin / Krasmann / Lemke 2000, S. 227-264 
20 Legnaro 2000, S. 286-314 
21 Miller / O‘Leary 1987 
22 Hunt 1996 
23 Krasmann 2000, S. 194-226 
24 Miller / Rose 1994 
25 Baddeley 1997 
26 Dean hält die problemorientierte Interdisziplinarität der 

„Governementality Studies“ mit einer grundlagentheoretischen 
Reflexion für unvereinbar, vgl. Dean 1999, S. IX: „If studies of 
government form a new sub-discipline across the human sci-
ences, it is not as a theory-based one“. 

27 Lemke 2000, S. 40-44 
28 A. a. O., S. 21 
29 Zur Konstituierung und Verfasstheit der Freiheit in liberal-

demokratischen Gesellschaften vgl. Rose 1999 
30 Lemke 2000, S. 31 
31 Vgl. theoriegeschichtlich Lemke 1997, Neubauer 1999, Hunt / 

Wickham 1994, Simons 1995; vgl. kritisch Gordon 1991; 
O’Malley / Weir / Shearing 1997; Lemke 2000. 

32 Lemke 2000, S. 40 
33 Mit dem Begriff der „governmentalità“ verortet Foucault das 

„Auftauchen” der Regierungsliteratur in der polemischen Aus-
einandersetzung mit Machiavelli. Foucault widmet sich in die-
ser Vorlesung der Literatur über das Regieren vom 16. bis 
zum 18. Jahrhundert entlang der Rezeption Machiavellis Il 
Principe und führt eine Reihe von italienischen Quellentexten 
an. Hierbei wird Machiavellis Il Principe als ein zentraler „Ab-
stossungspunkt“ bestimmt, „im Verhältnis zu dem, im Gegen-
satz zu dem und durch dessen Verwerfung die Regierungs-
mentalität ihren Ort bestimmt“ (Foucault 2000, S. 42).  

34 Foucault 1979, S. 5-22. Erstveröffentlichung einer Mitschrift der 
Vorlesung in italienischer Sprache in: Aut-Aut 167-168, 1978, 
S. 12-29. In dem von Burchell / Gordon / Miller herausgegebe-
nen Sammelband: The Foucault Effect. Studies in Governmen-
tality (1991) erschien der Text in überarbeiteter Fassung. 

35 Foucault 2000. Am 14. Oktober 1989 veröffentlichte die taz 
erstmals den Text in gekürzter Fassung in einer Übersetzung 
von Thierry Chervel. 

36 Lemke / Krasmann / Bröckling 2000, S. 36 
37 Foucault 1978, S. 719. Die von Foucault abgehaltenen Vorle-

sungen sind weitgehend unveröffentlicht und nur teilweise au-
torisiert. Einen systematischen Überblick und eine vollständi-
ge Bibliographie der unveröffentlichten Vorlesungen sowie ei-
ne theorie- und werkgeschichtliche Einführung in das Konzept 
der „Gouvernementalität“ und eine Diskussion ihres Stellen-
werts innerhalb der Foucault‘schen Analytik der Macht wurde 
erstmalig von Thomas Lemke in der 1997 publizierten Arbeit 
„Eine Kritik der politischen Vernunft. Foucaults Analyse der 
modernen Gouvernementalität” sehr umfassend und material-
reich vorgelegt. In dieser Arbeit, aber auch in darauf folgen-
den Publikationen Lemkes wurde der Begriff der Regierung 
als Analyseinstrument und Forschungsprogramm vorgestellt 
und problematisiert. 

38 Foucault, Vorlesung vom 5. April 1978, zitiert nach Lemke 
1997, S. 143 

39 Lemke 1997, S. 144 
40 Foucault 1987, S. 255 
41 Foucault 2000, S. 41 ff. 
42 Foucault 1992, S. 40 
43 Foucault 1985, S. 25 
44 Foucault, Table round du 20 mai 1978 (Gespräch mit A. Far-

ge, A. Fontana, J. Léonard, M. Perrot u. a.), zitiert nach Lem-
ke 1997, S. 146 

45 Foucault 2000, S. 64 
46 A. a. O., S. 66 
47 Ebenda 
48 A. a. O., S. 64 
49 A. a. O., S. 49 
50 Foucault 2000, S. 65 
51 Wissenschaftsgeschichtlich ist der mentalitätshistorische An-

satz mit der Entwicklung der französischen Annales-Schule 
verknüpft, vgl. zur Geschichtsschreibung der Annales einfüh-
rend: Honegger 1978; Lüdtke 1989; kritisch: Lloyd 1990; 
Vovelle 1990. 

52 Le Goff 1989, S. 18 
53 Honegger 1978 
54 Farge thematisert den Begriff des „Ereignis“ als Analysekate-

gorie im Rahmen historiographischer Forschung und proble-
matisiert entlang dieser Fragestellung die synthetische Leis-
tung des Historikers. Siehe 1997, S. 15-27. 

55 Lloyd zeigt die mit dem Mentalitätenbegriff verknüpften Sub-
stantialisierungen historischer Prozesse auf, siehe 1990, ins-
besondere S. 1-13, S. 135-147, S. 155-56 

56 Ranciere 1996, S. 53-68 
57 Vovelle 1990 
58 Vgl. die Kritik von Carlo Ginzburg an der Mentalitätsgeschich-

te bei Bloch und Febvre, Ginzburg 1979 
59 Dean 1999, S. 11 
60 A. a. O., S. 16 f. 
61 Vgl. a. a. O., S. 19 
62 Foucault 1985, S. 25 
63 Foucault 2000, S. 66 
64 Foucault 1985, S. 25 
65 Foucault 2000, S. 59 
66 Miller / Rose 1994, S. 68 
67 Foucault 1986, Space, Knowledge and Power, zitiert nach. 

Miller / Rose 1994, S. 68f. 
68 Miller / Rose 1994, S. 69 
69 A. a. O., S. 40 
70 Rabinow 1989 
71 Miller / O’Leary 1987, S. 235-265 
72 Rose 1990 
73 Dean 1999, S. IX 
74 Bröckling 2000, S. 131-167 
75 Miller / Rose 1994 
76 A. a. O., S. 54-108 
77 A. a. O., S. 66 
78 Lemke über den Begriff der politischen Rationalität, ausge-

hend von Foucaults Arbeitsthese: „Eine politische Rationalität 
ist nämlich kein reines und neutrales Wissen, das die zu re-
gierende Realität re-präsentiert, sondern stellt selbst bereits 
eine intellektuelle Bearbeitung der Realität (H. v. A.) dar, an 
der dann politische Technologien ansetzen können. Darunter 
sind Apparate, Verfahren, Institutionen, Rechtsformen etc. zu 
verstehen, die es erlauben sollen, die Objekte und Subjekte 
einer politischen Rationalität entsprechend (H. v. A.) zu regie-
ren.“ Lemke 2000, S. 32 f. 

79 Vgl. die Kritik von Lemke 2000, S. 40-44 
80 Miller / Rose 1994, S. 64 
81 Dean 1999, S. 22 
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82 Bröckling / Krasmann / Lemke 2000, S. 21: „Zunächst zeich-
nen sich die Gouvernementalitätsstudien durch eine nomina-
listische Perspektive aus.“ 

83 Ebenda 
84 Dean 1999, S. 18 
85 Vgl. a. a. O., S. 31 f: „The literature on governmentality 

eschews a sociological realism that simply describes or analy-
ses what exists (...).“ 

86 Cassirer 1994, Vorrede, S. V 
87 Ebenda, vgl. diesbezüglich den kritischen Einwand von Lem-

ke: „In der Gouvernementalitätsliteratur werden politische Ra-
tionalitäten häufig als widerspruchsfreie und homogene Entitä-
ten aufgefasst, während politischen Technologien dann die 
Funktion zugeschrieben wird, Programme in die Realität zu 
‚übersetzen‘“. Lemke 2000, S. 43 

88 Dean 1999, S. 10 
89 Miller / Rose 1994, S. 64 
90 A. a. O., S. 56 
91 Bourdieu 1987, S. 75 
92 Miller / Rose 1994, S. 65 
93 Lemke 2000, S. 43 
94 Miller / Rose 1994, S. 65 
95 Ebenda  
96 Dean 1999, S. 65 
97 Miller / Rose 1994, S. 64 
98 A. a. O., S. 64f 
99 A. a. O., 

100 Dean 1999, S. 13 
101 Im genauen Wortlaut: „(...) government entails any attempt to 

shape (...) aspects of our behavior (...)“, Dean 1999, S. 10 
102 Beck / Giddens / Lash 1995 
103 Dean 1999, S. 37 
104 Vgl. Hacking 1999 
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THOMAS OSBORNE 

TECHNIKEN UND SUBJEKTE:  
VON DEN „GOVERNMENTALITY STUDIES“ ZU DEN „STUDIES OF GOVERNMENTALITY“ 

 
Der folgende Beitrag ist bedauerlicherweise kein konstrukti-
ver, schöpferischer oder gar empirischer Beitrag zu den 
Studies of Governmentality, vielmehr handelt er von dem 
Ethos, das diese Studien prägt. Im ersten Teil möchte ich 
mich gegen die Idee der Governmentality Studies wenden 
oder wenigstens gegen die Idee, die Studies of Governmen-
tality in ein festgelegtes Methodenset zu verwandeln, das, 
in Textbüchern zusammengefasst, StudentInnen ausge-
händigt wird. Ein Leitmotiv dieses Vortrags könnte deshalb 
lauten: „Studies of Governmentality“ ja, „Governmentality 
Studies“ nein. Im zweiten Teil werde ich mich Fragen der 
Gouvernementalität des moralischen Lebens in dem offen-
bar neoliberalen Zeitalter wie dem unseren zuwenden. Ich 
werde für eine moralisch-ethische Position plädieren, die – 
vielleicht paradoxerweise – dazu führt, uns überhaupt ge-
gen Ethiken als solche zu wenden. 

1. GEGEN GOVERNMENTALITY STUDIES 
Im Unterschied zu den Studies of Governmentality stehen 
die Governmentality Studies aus meiner Sicht für eine Art 
von Soziologismus, der als Gesellschaftstheorie oder Theo-
rie sozialer Prozesse in Konkurrenz zur Soziologie tritt. Die 
Governmentality Studies scheinen eine Art von Soziologie 
anzustreben, eine umfassende Beschreibung gesellschaftli-
cher Trends und Entwicklungstendenzen. Das Problem 
scheint mir dabei zu sein, dass eine Aneignung des 
Foucault‘schen Werkes durch die positiv-empirischen Sozi-
alwissenschaften nicht so einfach möglich ist – weder de-
skriptiv noch normativ. Um das Foucault‘sche Erbe von jeg-
licher Form des Soziologismus abzugrenzen, was nicht 
heißt, dass Foucaults Werk nicht Teil der Humanwissen-
schaften ist, genügt es vielleicht daran zu erinnern, dass 
seine Arbeit immer an ein bestimmtes Prinzip und an ein 
bestimmtes Erkenntnisinteresse gebunden war: Erstens das 
Prinzip methodologischer Unzeitgemäßheit, zweitens sein 
Interesse an einer Art Beobachtung zweiter Ordnung der 
Denksysteme. Beides liegt scheinbar auf der Hand, jedoch 
wird beides nur zu oft von jenen vergessen beziehungswei-
se vernachlässigt, die Foucaults Erbe durch Formen des 
Soziologismus zu normalisieren suchen.  

Zunächst zur Unzeitgemäßheit – ein offenbar nietz-
scheanisches Thema: In Bezug auf was kann ein solches 
Denken unzeitgemäß genannt werden? Eine Antwort liegt, 
so glaube ich, wohl darin, dass das Unzeitgemäße 
Foucaults nicht politischer oder kritischer Art war und noch 
weniger soziologisch (wie zum Beispiel Interpretationen der 
Modernisierung als „eisernes Gehäuse“, die wir aus sozio-
logistischen Lesarten Max Webers kennen), sondern dass 
Foucaults Denken in einem anthropologischen Sinn unzeit-
gemäß genannt werden kann. Die Deutschen blicken natür-
lich auf eine eher unerfreuliche Tradition philosophischer 
Anthropologie zurück, die auf eine wesensmäßige Unvoll-

kommenheit des „Menschen“ konzentriert war. Foucaults 
Anthropologie kennt diesen unerfreulichen Zug nicht: Sie ist 
historisierend und stellt die Frage der Formbarkeit der 
menschlichen Vermögen in den Mittelpunkt. Dieser Frage 
entsprechend, wendet Foucault eine Art spekulativen Empi-
rismus an, eine hypothetische Haltung des Als-Ob, die da-
rauf hinausläuft, Menschen so zu behandeln, als seien sie 
potenziell unendlich formbar, und diejenigen Machtformen 
empirisch zu untersuchen, die diese Formbarkeit in der 
Vergangenheit hervorgebracht haben; jene Vergangenheit 
im Übrigen, der „wir Modernen“ vielleicht zu entkommen 
trachten. Foucault ging es um die Geschichte menschlicher 
Ontologien; um die Vermögen, die Menschen in sich selbst 
und mit anderen geschaffen haben, um die Fähigkeiten, 
durch die Menschen regiert wurden und mit denen sie an-
dere regierten.  

Dies mag der Grund sein, warum die Versuche, in die 
Arbeiten Foucaults verschiedene Soziologismen hineinzule-
sen, immer ein wenig unangebracht wirken, was nur durch 
jene Lesarten wettgemacht wird, die in Foucault eine Art ir-
rationalen Postmodernisten sehen wollen. Das soll nun 
nicht heißen, dass die Arbeiten Foucaults soziologisch irre-
levant wären, es heißt nur, dass bei diesem Prozess die 
Originalität Foucaults verloren geht oder verschoben wird. 
Die neueren Veröffentlichungen zu den Governmentality 
Studies, die gegenwärtig in Großbritannien und Australien 
wie Pilze aus dem Boden schießen, scheinen ein solcher 
Fall zu sein. Dort stehen der Liberalismus und „das Soziale“ 
thematisch im Vordergrund, und ungeachtet der interessan-
ten Arbeiten, die diese Perspektive hervorgebracht hat, hat 
es doch dazu geführt, dass sich Anhänger und Kritiker 
Foucaults gleichermaßen in sinnlose Grabenkämpfe ver-
strickten. Beide scheinen zu glauben, dass Foucault eine 
Art Soziologie des Liberalismus entwickeln wollte. Wie Niko-
las Rose aber darlegt, war Foucaults Interesse an diesem 
Thema bewusst unzeitgemäß. Gegen die „Offensichtlich-
keit“ des Liberalismus gerichtet, ging es darum, die Neuar-
tigkeit des Liberalismus als eine Technologie der Freiheit zu 
untersuchen und zu problematisieren. Es ging gerade nicht 
um den Nachweis, dass Gesellschaften wie die unsere „li-
berale Gesellschaften“ waren oder sind, sondern darum zu 
zeigen, dass jener politischen Rationalität, die wir Libera-
lismus nennen, eine konstruktive Logik des Regierens in-
newohnt. Weit davon entfernt, den Begriff der Regierung zu 
verabschieden oder eine einfache Systematik „negativer 
Freiheit“ zu entwickeln, enthielt der frühe Liberalismus tat-
sächlich ein neues und konstruktives Modell des Regierens, 
das die Freiheit selbst zu einer Regierungstugend machte.1 

In diesem Sinne versuchten die Studies of Governmen-
tality, die sich mit dem Liberalismus beschäftigten, nicht ei-
ne Theorie des Liberalismus und seiner verschiedenen 
Phasen zu entwickeln, sondern beschäftigten sich mit der 
Frage, in welcher Hinsicht bestimmte Programme in ihren 
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Zielen als liberal gelten können: es ging also um ihre „Pro-
grammatizität“.2 Weder ging es um eine Billigung des Libe-
ralismus noch darum, liberale oder gar neoliberale Konzep-
tionen der Freiheit zu unterstützen. Der springende Punkt 
war vielmehr das Ausmaß, in dem die Freiheit zunehmend 
als ein den Zielen des Führens zugängliches Vermögen be-
trachtet wurde, zu bestimmen. Das heißt zu untersuchen, 
wie aus der Freiheit als abstraktem Ziel des Regierens eine 
praktische Ressource werden konnte.3 

Wie so oft bei Foucault soll auch der Neologismus Gou-
vernementalität als diagnostisches Instrument dienen; er 
markiert eine bestimmte Form der Unterscheidung zwi-
schen Gegenwart und Vergangenheit: Die Gegenwart soll 
gerade nicht auf eine bestimmte historische oder soziologi-
sche Konfiguration reduziert werden, wie es einige Theore-
tiker heute tun, wenn sie leichtfertig von „Formen des Re-
gierens“ reden. Aber tatsächlich unterlegen einige Arbeiten 
aus der Gouvernementalitätsliteratur-Industrie der Ge-
schichte des Regierens eine veritable evolutionäre Logik, 
die in soziologistischer Manier vom Stadium der „Polizey“, 
über den Liberalismus und den Wohlfahrtsstaat zum Neoli-
beralismus mechanisch fortschreitet.4 Im Gegensatz dazu 
ist die beste Verwendung des Gouvernementalitätsbegriffs 
die weise Verwendung: Das soll heißen, eine Verwendung, 
die nicht ein Erklärungsmodell ist, sondern eine Art sanfter, 
wenn nicht provokativer, wirksamer konzeptueller Hebel, 
um neue Denkweisen zu entwickeln, vertraute Wege zu ver-
lassen, manche zu demontieren und andere zu erneuern. 
Anstatt also ein neues Empire zu errichten, sollte diese Art 
der Forschung ganz bewusst ein Provisorium bleiben. Hier 
ist Sinn für das Unzeitgemäße, für anthropologische Unter-
brechung alles: Es geht um ein spekulatives Denken über 
die Regierung unserer Fähigkeiten und Vermögen und nicht 
um die Produktion lehrbuchfähiger Aussagen über das 
Funktionieren von Gesellschaften im Allgemeinen. Man tut 
den Studies of Governmentality Gewalt an, wenn man sie 
im Namen einer allzu zeitgemäßen soziologistischen Päda-
gogik interpretiert und zum Teil einer „Schule“, eines „An-
satzes“, eines politischen Kalküls oder – schlimmer noch – 
zu einem Instrument von „Theorie“ werden lässt. Wir sollten 
deshalb skeptisch sein gegenüber den Governmentality 
Studies als Projekt des Empirebuilding in den Sozialwissen-
schaften, weil es auch die „Methoden“ schlicht nicht gibt. 

Ein zweites Problem, das einer soziologischen Aneig-
nung Foucaults entgegensteht, war seine Beschäftigung mit 
den Systemen des Denkens. Foucault betrachtete das 
Denken als eine technische Fertigkeit des Menschen, mit 
seiner Umwelt zu interagieren. In diesem Sinne ist Technik, 
hier folgt Foucault vielleicht seinem Mentor Georges Cang-
huilhem, selbst eine anthropologische Fähigkeit. Foucaults 
Arbeit kreiste immer um das technische „Auftauchen“ kohä-
renter Denksysteme. Wie wir wissen, bezeichnete Foucault 
sich selbst am Collège de France als Historiker der „Denk-
systeme“. Auch wenn Foucaults Werk nicht einfach in einer 
Soziologie der Ideen aufgeht, war er doch so etwas wie ein 
Technologienhistoriker; jemand, der mehr an der Erfindung 
interessiert war als an der Fortführung, Routinisierung und 
Anwendung verschiedener Technologien. Man könnte auch 
sagen, jemand, der der Entdeckung technischer Innovatio-

nen mehr Aufmerksamkeit schenkte als ihrer Implementie-
rung. Die Betonung der „Systeme“ scheint damit durchaus 
angemessen: Foucault interessierte das Denken soweit es 
systematisch war und sich auf nicht-zufällige Weise auto-
nomisiert hatte.  

Systematizität. Wenn wir in Begriffen des Systems den-
ken, könnte man zum Beispiel Foucaults brillante Analyse 
der klinischen Medizin als eine frühe Form der Komplexi-
tätstheorie verstehen, angewandt auf die Epistemologie der 
Denksysteme. Ich erwähne dies hier nur, weil ich weiß, 
dass man sich im deutschsprachigen Raum mit solchen 
Dingen beschäftigt.  

Die medizinischen Systeme des frühen 18. Jahrhun-
derts hatten in der Medizin zu einer Phase des Ungleichge-
wichts geführt, dem eine schnelle Übergangsphase gegen 
Ende des Jahrhunderts folgte, in der unterschiedliche Ge-
genstände durch einen autokatalytischen Prozess (be-
stimmte Formen der medizinischen Aufmerksamkeit, Fo-
kussierung auf die Autopsie und bestimmte Formen der Un-
terweisung in einer bestimmten Institution, der Klinik) zu ei-
nem neu „auftauchenden“ epistemischen System zusam-
mengeführt wurden; ein System, das in sich bereits eine 
bestimmte Vision medizinischen Fortschritts enthielt. Diese 
Medizin der Klinik war eine Art „technologisches Netz“, ein 
System einzelner Elemente, das selbsterhaltend aus seiner 
Umgebung entstand. Weil die Dinge so komplex sind, gibt 
es hier keine Abstraktionen: Denksysteme haben nichts von 
der toten Gewichtigkeit einer Ideengeschichte. Eine Analyse 
der Denksysteme muss auf die Institutionen bezogen sein, 
auf die komplexen Bedingungen der wirklichen Welt. 
Nichtsdestotrotz ist die so entstandene Beobachtung eine 
Beobachtung zweiter Ordnung. Man beobachtet, wie das 
System beobachtet, und in diesem Sinne wird davon aus-
gegangen, dass das System funktioniert; die klinische Me-
dizin wird bei ihren eigenen Begriffen genommen. Mit ande-
ren Worten: man versucht nicht, die Leistungen der klini-
schen Medizin zu beurteilen oder sie nach Art der sozial-
wissenschaftlichen Disziplinen, die die Prinzipien ihrer Er-
klärungen immer in der Gesellschaft finden, der Realität 
aufzudrängen. Im Zentrum der Beschreibung steht vielmehr 
die Technologie selbst, etwa in der Art wie die Technikge-
schichte technologische Erfindungen wie jene der Dampf-
maschine beschreibt. Das Auftauchen einer Technologie 
gehört zur Ordnung der Ereignisse und wird eher von der 
Angebots- als von der Nachfrageseite analysiert. Foucault 
ist geradezu besessen von solchen Ereignissen in der Ge-
schichte des Denkens. 

Subjektivität. Ebenso verhält es sich mit der Gouverne-
mentalität und der Frage der Subjektivität, die damit so oft 
verbunden wird. Das Wort „Mentalität“ in „Gouvernementali-
tät“ ist dabei entscheidend. Denn sobald Subjektivität ins 
Spiel kommt, geht es nicht um eine Geschichte der Subjek-
tivität als solche, sondern um eine Analyse der Ereignisse in 
der Geschichte der Technologien der Subjektivität. Es geht 
also um eine Problematisierung der Bereiche der Subjektivi-
tät und gleichzeitig um die Problematisierung der Interventi-
onsmittel in diesen Bereichen. Dies ist letztlich auch der 
Sinn des beliebten Beispiels vom Panoptikum: Es besagt 
nicht, dass wir immer und überall durch Strafapparate re-
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giert werden, sondern dass ein solches Ding wie das Pa-
noptikum ein Ereignis des Denkens ist, das im Bereich des 
Regierens etwas Neues möglich machte. Es ist keine „Re-
algeschichte“ der Subjektivität, wir sind nicht ausschließlich 
„panoptische“ Subjekte, was auch immer das heißen könn-
te, aber möglicherweise sind wir Subjekte in einer Welt, in 
der der Panoptizismus ein möglicher Aspekt der Verfahren 
der Macht ist.  

Hierin liegt auch letztlich der Sinn meiner Unterschei-
dung zwischen „Studies of Governmentality“ und „Govern-
mentality Studies“. Erstere verfahren nominalistisch und 
sind, im Grunde genommen, eine Übung in der Geschichte 
des Denkens. Letztere ähneln eher einer realistischen poli-
tischen Soziologie auf der Suche nach genau jenen mehr 
oder weniger gesetzmäßigen Generalisierungen unserer 
Gegenwart, von denen uns die erstgenannten gerade zu 
befreien versuchen! Es gibt keine „liberale“ oder „neolibera-
le“ Subjektivität als solche. Als Subjekte werden wir von al-
len möglichen Formen der Subjektivität durchkreuzt. Und 
natürlich versorgen uns Liberalismus wie Neoliberalismus 
mit – um mit Deleuze zu sprechen – „Fluchtlinien“ der Sub-
jektivität, denen wir folgen können oder die uns folgen; 
Fluchtlinien unter vielen natürlich, aber nichtsdestoweniger 
Fluchtlinien.  

Tatsächlich lässt sich behaupten, dass im Werk Fou-
caults keinerlei Annahmen über das Wesen der Subjektivi-
tät formuliert werden, abgesehen von der Bemerkung, Sub-
jektivität sei etwas, auf das mittels verschiedener Technolo-
gien eingewirkt werden kann. Mit anderen Worten: was hier 
entwickelt wird, ist eher eine Geschichte technologischer 
Ereignisse, denn eine Geschichte der Subjektivität an sich. 
Nicht, dass eine solche Geschichte der technologischen Er-
eignisse irrelevant wäre für „das, was wirklich geschieht“, 
aber der Bezugsrahmen ist dabei das Denken selbst. Ande-
rerseits: wenn wir uns handelnd auf Realität beziehen, ist 
dieses Handeln zutiefst vermittelt durch das Denken selbst, 
so sehr, dass wir vielleicht sagen sollten, dass wir uns in 
unseren Handlungen eher auf das Denken als direkt auf die 
Realität beziehen. Insofern ist dieser Ansatz zwar nicht 
gleichgültig gegenüber jenen Fragen, die die Sozialwissen-
schaften zuvorderst beschäftigen, aber er hat einen ande-
ren Ausgangspunkt, der als solcher respektiert werden soll-
te. Andernfalls entsteht vermutlich eine Art symmetrischer 
Spaltung, wobei die Soziologen die unzureichende Berück-
sichtigung des Sozialen in den Studies of Governmentality 
beklagen und diejenigen, die sich mit Gouvernementalität 
beschäftigen, der Soziologie mangelndes Interesse an Fra-
gen des Regierens vorwerfen. Und das, obwohl beide For-
schungen – vom unbekümmerten Amalgam Governmentali-
ty Studies einmal abgesehen – gänzlich unterschiedliche 
Dinge tun. Vive la difference! 

Damit deutlich wird, worum es hierbei geht, genügt es 
vielleicht, sich noch einmal an das „Verschwinden des So-
zialen” zu erinnern, von dem die Theoretiker der Gouver-
nementalität so oft sprechen. Dieser Begriff hat, so sollte 
man meinen, einen sehr spezifischen, eng umgrenzten Be-
zug: Und zwar das Verschwinden des Sozialen als ein Ter-
rain der Regierungstechnologien. Eine Schlüsselstellung 
nimmt hierbei der Liberalismus ein. Die liberalen Regie-

rungsmechanismen des 19. Jahrhunderts postulierten eine 
Sphäre des Sozialen, die idealiter von den Eingriffen des 
Staates unabhängig war. Die Autonomie dieser sozialen 
Sphäre ist zumindest mit dem Auftauchen des Neuen Libe-
ralismus (New Liberalism) am Ende des Jahrhunderts im 
Verschwinden begriffen, im Sinne einer Linie, die sich von 
Beveridge bis zum Wohlfahrtsstaat ziehen lässt, und über 
die das Soziale mit der Regierung des Staates verknüpft 
wurde. Nicht wenige haben argumentiert, dass der Neolibe-
ralismus das Soziale erneut aus dem Bereich des Regie-
rungshandelns entlässt: ein Versuch des Regierens mit an-
deren Mitteln.5 In diesem Sinne mag es zutreffen, dass wir 
uns, sei dies nun gut oder schlecht (zweifellos ist es 
schlecht), jenseits des Sozialen befinden. Aber der Schluss 
von diesem Verständnis des Verschwindens des Sozialen 
als einem zentralen Objekt des Regierens, zu der Behaup-
tung, dass es das Soziale in einem analytischen – oder so-
gar moralischen – Sinne nicht mehr gibt, ist ein schlichter 
Kategorienfehler. Es mag eine Art Fehler sein, mit dem die 
Governmentality Studies gut leben können, nicht aber die 
Studies of Governmentality. Diese ersetzen die Soziologie 
nicht – auch wenn sie sie natürlich komplizieren. 

2. GEGEN ETHIKEN 
Ich wende mich nicht gegen Studies of Governmentality, es 
sind nur die Governmentality Studies, die mir in eine Sack-
gasse zu führen scheinen. Studies of Governmentality sol-
len das vorhandene Repertoire der Sozialwissenschaften 
ergänzen, es aber nicht ersetzen. Ihre Neuerung besteht in 
ihrem Versuch, Begriffsgeschichte und Sozialgeschichte zu 
integrieren und nicht darin, beide unterschiedslos zu identi-
fizieren.6 In diesem Sinne ist es den Studies of Governmen-
tality um die Historizität der Ereignisse innerhalb einer Ge-
schichte der Regierungstechnologien zu tun. Und damit 
sollten sie auch nicht als Teil einer übergeordneten Metho-
dologie (welcher Art auch immer) verstanden werden, son-
dern als singuläre, diskontinuierliche Forschungsarbeiten: 
begrenzt, empirisch, hoffentlich maßvoll, aber auch – sofern 
sie ihre Arbeit gut machen – unzeitgemäß, also in einer 
kontingenten und fragenden Weise auf die Gegenwart be-
zogen.  

Das Unzeitgemäße dieser Forschungen erweist sich üb-
licherweise daran, dass sie in uns Unbehagen und Unsi-
cherheit über Dinge auslösen, die auf den ersten Blick ganz 
harmlos und selbstverständlich erscheinen. Die Arbeit von 
Barbara Cruikshank zur Geschichte der Technologien der 
Subjektivität – und hier insbesondere zur Gouvernementali-
tät der Selbstachtung – ist ein wunderbares Beispiel dafür.7 

Etwas, das ganz privat zu sein scheint, das von unten 
kommt, das Empowerment ist und den Idealen und Prakti-
ken der Freiheit dient, stellt sich als eine der Schlüsseltech-
nologien heraus, mit denen einige der reichsten Menschen 
der Weltgesellschaft versuchen, ihre Lebensführung zu re-
gieren. Es ist in diesem Zusammenhang unwichtig, ob tat-
sächlich alle Menschen es tun und ob es funktioniert, noch 
weniger, ob die Subjektivität der Menschen vollständig von 
diesen Werten bestimmt wird. Diese Fragen spielen für die 
Technologiegeschichte eine Rolle und in diesem Sinne ist 
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die Arbeit Cruikshanks nicht wirklich soziologisch. Und den-
noch ist Selbstachtung ein Ereignis in der Geschichte der 
Technologien der Subjektivität.  

Der springende Punkt ist hier vielleicht die Freiheit. Das 
Unzeitgemäße der Studies of Governmentality liegt häufig – 
nicht immer – darin, das etwas, das zunächst der Freiheit 
dienlich scheint, kritisiert und problematisiert wird und auf 
diese Weise zweideutig, wenn nicht unmöglich, gemacht 
wird. Es zeigt sich, dass diese Forschung nicht geradlinig 
und in einem nomologischen Sinn befriedigend arbeitet, wie 
man an der Arbeit von Nikolas Rose in Powers of Freedom 
sieht.8 Aus soziologischer Sicht mag es so scheinen, als 
würde Rose entweder die These vertreten, dass wir immer 
freier und freier werden, oder aber dass es nur so aussieht, 
als ob wir immer freier und freier würden, dies in Wirklich-
keit aber nur der Ausdruck einer perfiden List der Macht ist. 
Tatsächlich ist die These von Rose eine ganz andere und 
vielleicht subtilere: Es ist schlicht so, dass Freiheit heutzu-
tage eine ambivalente Angelegenheit geworden ist, Freiheit 
ist selbst Teil unserer Regierungsmentalität geworden. Je 
nachdem kann das gut oder schlecht sein. Jedenfalls liegen 
wohl jene falsch, die auf einen maßgeblichen Zuwachs an 
„positiver Freiheit“ hoffen. Zumindest für manche von uns ist 
Freiheit gleichermaßen Teil unseres anthropologischen 
Schicksals wie unserer politischen Hoffnungen. Dies ist kein 
allgemeiner Tatbestand, der für alle Orten und Zeiten gilt, 
sondern hat den Status eines Ereignisses, das einmal ein-
setzte und weiterhin nachwirkt. Roses Blick gehört mit Be-
stimmtheit zur Klasse der Beobachtungen zweiter Ordnung. 
Er beobachtet die Beobachtung der Expertisen, der Autori-
tätsformen, der Untersuchungen. Das heißt, er schreibt eine 
Geschichte der Technologien der Subjektivität, was eine re-
alistische, philosophische oder normative Analyse aber 
nicht ausschließt beziehungsweise die Frage, wie die Frei-
heit sein könnte, wäre sie etwas anderes als heute. Eine 
Geschichte der Technologien der Subjektivität behandelt 
die Dinge lediglich anders, auf eine weniger normative, aber 
vielleicht irritierendere und sozusagen brauchbarere Weise.  

Kann man zur zeitgenössischen Subjektivität noch et-
was sagen? Ich möchte meinen Beitrag beschließen, indem 
ich recht knapp jene ethischen und vielleicht auch politi-
schen Aufgaben benenne, die uns in unserem mutmaßlich 
neoliberalen Zeitalter, sei es ein Neoliberalismus der Rech-
ten oder ein Neoliberalismus dessen, was von der Linken 
noch übrig ist, erwarten. 

Unter neoliberalen Bedingungen gerät die Freiheit 
selbst zunehmend zu einer Technologie. Wenn die Rede 
von der neoliberalen Gouvernementalität Sinn machen soll, 
dann nur, wenn man sie als eine Regierungsweise versteht, 
die die Macht der „Beauftragten“ eher als die mutmaßlichen 
„Quellen“ der Macht zu aktivieren sucht, seien diese „Beauf-
tragten“ nun Ärzte, Manager oder was auch immer. Dies 
bedeutet, dass Freiheit einmal mehr eine Frage der Netz-
werke der Freiheit ist, in die unsere Existenz eingebunden 
ist. Dies ist natürlich keine absolute Freiheit, was auch im-
mer diese sein könnte, aber es sind Netzwerke des Ver-
trauens, des Risikos, der Wahl. Netzwerke, die uns einla-
den, die Unwägbarkeiten unseres Lebens durch Unterneh-
mertum und Akte freien Willens zu überwinden. Ist dies 

nicht ein veritables eisernes Gehäuse der Freiheit? Die Idee 
der Freiheit ist untrennbar mit unserem Selbstsein verbun-
den, gleichzeitig aber ist diese Freiheit in gewissem Sinne 
auch postsubjektiv, posthuman, insofern das Subjekt nicht 
das letzte Ziel der Freiheit ist, sondern vielmehr eine ihrer 
Modalitäten, etwas, durch das die Arbeit der Freiheit hin-
durchgeht. In diesem Sinne hat Freiheit nichts mit Gemein-
schaft oder Individuen zu tun, sondern mit Kontrolle und 
bringt deshalb vielleicht Systematizität (im kybernetischen 
Sinn), Feedback, und Eliminierung des Rauschens mit 
sich.9 Wie Norbert Wiener sagt, hat die Kybernetik ihren Ur-
sprung nicht zuletzt im Wort regieren. Freiheit hat ihren 
Preis: kontinuierliche Beobachtung. Wo immer die Freiheit 
in unserem neoliberalen Zeitalter auftaucht, gibt es Be-
obachtung, Audit, Regulierung der Normen. Mit anderen 
Worten: Formen der Freiheit, die uns in das ganze Kontinu-
um akzeptabler Formen der (Selbst-)Führung (ökonomisch, 
finanziell, pädagogisch) einbinden. 

Was können wir tun, sofern wir an unserem Wunsch 
festhalten, diese Verpflichtung zur Freiheit zu überwinden? 
Gibt es ein Außerhalb dieser Freiheit? Gibt es einen Ort für 
eine andere Freiheit? Wir finden diesen Ort sicher nicht 
durch den Rückzug in Subjektivismen oder gar im Delirium 
des poststrukturalistischen Postsubjektivismus, aber – 
merkwürdig genug – vielleicht im Widerstand gegen die 
Ethik der Freiheit selbst – im Antisubjektivismus. Vielleicht 
handelt es sich dabei um ein negatives Prinzip der Freiheit, 
das uns vom Selbst befreien soll. Ich bin mir nicht sicher, ob 
dies im Sinne Foucault‘scher Einsichten ist oder nicht, je-
denfalls aber meint dieser Antisubjektivismus gerade nicht 
Selbstsorge als Praxis der Freiheit, sondern eine bestimmte 
Vernachlässigung des Selbst. Das würde bedeuten, dass 
die politischen Fragen, die wir uns stellen, nichts mehr da-
mit zu tun haben, wer wir sind, sondern nur noch mit dem, 
was wir brauchen oder wollen. Die politische Aufgabe sollte 
es sein, das Politische von Fragen der Subjektivität und der 
Subjektivierung zu lösen, sei es die geistlose Subjektivie-
rung im Namen der Rasse und der ethnischen Identität oder 
die Identifikationen beeinflussbarer Intellektueller, die parti-
kulären Ideologien verpflichtet sind.  

In eben jenem Sinne, in dem Foucault davon sprach, 
dass das Ziel einer Geschichte der Sexualität nicht sein 
sollte, uns durch Sexualität zu befreien, sondern vielmehr 
von ihr, sollte Politik nicht der Königsweg zu unserem 
Selbst sein, sondern so radikal wie möglich von diesem ab-
gekoppelt werden. Dies ist leichter gesagt als getan! Aber 
die Untersuchungen zur Genealogie unserer moralischen 
Freiheiten, die Arbeiten zu unserer moralischen Platzierung 
durch verschiedene Formen neoliberaler und anderer Re-
gierungsmentalitäten könnten bereits ein Teil der vielleicht 
vergeblichen Anstrengung sein. Und auch wenn wir beses-
sen sind von der Frage, wer wir sind, die weitere Reflexion 
darüber, wer wir vielleicht hätten sein können, ist kein 
„Ausweg“. Dieser kann nur sein, beide Fragen gleicherma-
ßen zu verwerfen. Denn wie D. H. Lawrence sagte, sterben 
wir vielleicht noch an unserer Selbstbezüglichkeit.  
 
 

Aus dem Englischen von Cathren Müller 
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GRAHAM BURGHELL 

HISTORISCHE SUBJEKTE: RASSEN, NATIONEN, KLASSEN. 
DIE GRENZEN LIBERALER REGIERUNGSRATIONALITÄT 

Was nun folgt, ist nicht viel mehr als eine Zusammenfas­
sung beziehungsweise ein Auslegen von Verbindungslinien 
zwischen den von Michel Foucault 1979 gehaltenen Vorle­
sungen zum Liberalismus1 und seiner früheren Vorlesungs­
reihe am College de France II taut detendre Ia societe2 
1976. Die Vorlesungen aus diesem Jahr enthalten sehr viel 
mehr, als ich in diesem Rahmen berücksichtigen kann, und 
ebenso können noch weitere Verbindungen zu seinen spä­
teren Vorlesungen aufgezeigt werden -was die "Biopolitik" 
betrifft zum Beispiel. Bei meiner Betrachtung der früheren 
Vorlesungen möchte ich ein wenig Abstand nehmen von 
der Art und Weise, in der liberale und neoliberale Regie­
rungsmentalitäten von einigen Kommentatoren und Kritikern 
Foucaults betrachtet wurden, und ich möchte versuchen, 
den Blick ein wenig zu erweitern und die Dinge ein bisschen 
komplizierter zu machen. 

Den Hintergrund meiner Überlegungen bildet eine Frage 
oder, besser, eine Anzahl von Fragen, die ich fast naturge­
mäß nicht klar und präzise formulieren konnte und auf die 
ich keine Antworten habe. Ganz schematisch könnte man 
sagen, dass sich die Frage auf die möglichen Formen eines 
kollektiven politischen Willens bezieht, oder wenn man so 
will, auf kollektive politische Subjektivität in einem bestimm­
ten Kontext, der grob durch eine gewisse Vorrangstellung 
"neoliberaler" Regierungsrationalitäten gekennzeichnet ist. 
Welche kollektiven Formen des politischen Willens oder po­
litischer Subjektivität sind heute möglich, und auf welcher 
Grundlage werden oder können solche Formen gebildet 
werden? Zunächst möchte ich einige Bemerkungen allge­
meiner Art formulieren, um die Perspektive, die ich einneh­
me, deutlich zu machen. 

I. 

Es ist vielleicht überflüssig, darauf hinzuweisen, dass "Libe­
ralismus" und "Neoliberalismus" in den Untersuchungen 
Foucaults keine Gesellschaftsformen charakterisieren, die 
Begriffe bezeichnen noch nicht einmal Regierungstypen. 
Foucault nimmt in seiner Analyse des Liberalismus eine be­
sondere, gerichtete decoupage des politischen Regierungs­
denkens vor. Der Liberalismus, so sagt er, und hier meint er 
auch den "Neoliberalismus", kann als "politische Rationali­
tät", als "ein Prinzip und eine Methode in der Ausübung des 
Regierens", als eine "kritische" "Regierungsrationalität", die 
mit der Existenz der "Gesellschaft" als Bedingung und Ziel 
des Regierens "einsetzt", auf deren Basis und in deren Beg­
riffen die Fragen der Notwendigkeit, der Methoden, Ziele 
und Grenzen des Regierungshandeins formuliert werden, 
verstanden werden. Foucault beschreibt den Liberalismus 
als ein: 

"polymorphes und wiederkehrendes kritisches Instrument des 
Regierens ( ... ) eine Form der kritischen Reflexion auf Prakti­
ken des Regierens, die diesen Praktiken innerlich oder äußer­
lich sein kann."3 
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Ich wiederhole diese inzwischen wohlvertrauten Formulie­
rungen nur deshalb, weil ich auf einen sehr einfachen Punkt 
hinweisen möchte. Liberalismus ist, wie Foucault sagt, "eine 
der ständigen Dimensionen des politischen Lebens ( ... ) ei­
nes seiner konstituierenden Elemente" - was nahe legt, 
dass es noch weitere gibt. Der Liberalismus ist und war nie 
die einzige Regierungsrationalität ln seiner 1979 gehalte­
nen Vorlesung Naissance de Ia biopolitique, die in weiten 
Teilen der Analyse von Adam Fergusons A History of Civil 
Society gewidmet ist, unterscheidet Foucault zwischen drei 
möglichen Antworten auf die, wie er sagt, unvermeidliche 
Frage, wie die Ausübung politischer Macht reguliert, be­
messen und begrenzt werden kann.4 

Foucault bestimmt zuerst ein Modell der Regulierung 
politischer Macht durch die Klugheit des Herrschers, eine 
Klugheit, die auf Wahrheit gegründet ist. Das heißt, nach 
diesem Modell sollte die Ausübung politischer Macht durch 
eine Klugheit angeleitet werden, die auf einer sozusagen 
kosmo-theologischen Ordnung der Dinge ruhte, auf dem 
Wissen um die göttlichen und menschlichen Gesetze, um 
die Gebote Gottes und so weiter. Die kluge Regierung oder 
vielmehr der kluge Herrscher war jener, der im Einklang mit 
der solcherart bestimmten Wahrheit regierte. Foucault 
nimmt an, dass dieses an Wahrheit orientierte Regierungs­
modell nicht aus der modernen Politik verschwunden ist, in­
sofern der Marxismus eine Suche nach einer Gauverne­
mentalität war, die auf der Rationalität der Geschichte und 
ihrer allmählichen Offenbarung als Wahrheit beruhte. 

Das zweite ist ein Modell des Regierens gemäß der Ra­
tionalität des Staates selbst als souveränes Individuum -
L'Etat c'est moi- beziehungsweise gemäß der Rationalität 
dessen oder desjenigen, das oder der als souveränes 
Selbst anerkannt wird. Dies, so sagt Foucault, entspricht 
der Regierungsrationalität der Staatsräson. Auch hier weist 
Foucault wieder darauf hin, dass diese Form der Rationali­
tät des Staats-Individuums nicht mit der modernen Politik 
aufhört. Es ist leicht, eine ganze Anzahl nationalistischer 
oder etatistischer Politiken zu finden, die von einer Rationa­
lität des Staates als einer Art souveränen Individuum ge­
prägt waren und sind. 

Die liberale Regierungsrationalität schließlich führt die 
rationale Selbstführung der Regierten als neues Element in 
die Prinzipien der Regierungskunst ein, ohne jedoch dabei 
die beiden anderen Modelle der Regierungsrationalität oder 
Prinzipien der Ausübung politischer Macht vollständig abzu­
lösen. Das heißt, die liberale Regierungsrationalität sucht, 
die Rationalität der Regierung auf die Rationalität der freien 
"ökonomischen" Subjekte oder, allgemeiner, auf die interes­
sierten Subjekte innerhalb des natürlich-historischen Rah­
mens einer "Gesellschaft" oder "Nation" zu gründen. 

Interessanterweise bemerkt Foucault, dass das moder­
ne "politische Leben"- das Feld, in dem das Recht und die 
Fähigkeit zu regieren beansprucht wird und in dem Konflik­
te, Rivalitäten und Debatten zwischen jenen ausgetragen 
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werden, die diese Rechte und Fähigkeiten beanspruchen -
selbst aus dem Wechselspiel zwischen den verschiedenen 
Weisen der Rationalisierung des Regierens entstanden ist, 
aus der Art und Weise, wie sie sich unterstützten, in Konflik­
te gerieten und aus den Debatten und Problemen, die die 
verschiedenen Rationalitäten hervorbrachten. 

ln diesem Sinne ist der Liberalismus für Foucault eine 
ständige "Dimension" und ein "konstituierendes Element" 
des modernen "politischen Lebens", aber weder definiert er 
das politische Feld, in dem er funktioniert, noch erschöpft 
sich das Politische in ihm. Dies heißt nicht, die in Bezug auf 
die beiden anderen Modelle vergleichsweise Originalität 
und außerordentliche Erfindungsgabe des Liberalismus zu 
bestreiten. Vom 19. Jahrhundert an lassen sich unschwer 
eine ganze Reihe von Regierungstechnologien ausmachen 
- "Biopolitik", Gesundheit, soziale Sicherheit, Erziehung, 
Ausbildung, Recht und Ordnung -, für die liberale bezie­
hungsweise heutige neoliberale Formen der Problematisie­
rung grundlegend waren. Auch lassen sich die Abstimmung 
verschiedener Technologien aufeinander und die Heraus­
bildung systematischer Handlungsmodelle beobachten. 
Auch wenn es stimmt, dass Technologien spezialisierte Er­
findungen im Hinblick auf bestimmte Probleme in verschie­
denen Bereichen sind, sofern sie einen gemeinsamen Prob­
lembereich besetzen oder aus ihm entstehen, sind ihnen 
formale Eigenschaften gemeinsam, die sie dazu befähigen, 
füreinander als Modelle zu dienen. Modelle die, wenn man 
so will, angewandt, übernommen, kombiniert, verfeinert und 
exportiert werden können. 

Wie auch immer, ein grundlegendes Prinzip der 
Foucault'schen Analyse, das ich hervorheben möchte, 
scheint mir jenes radikaler Äußerlichkeit gleichermaßen 
des, wenn man so will, "Entdeckungs-" und "Anwendungs­
kontextes" zu sein. Als "Instrument der Kritik", als "Regie­
rungsrationalität" ist der Liberalismus weder eine einfache 
Deduktion aus einer idealen Menge formaler Prinzipien, 
noch lässt er sich aus einem gegebenen Gesellschaftstyp 
ableiten. Als historische Problematisierungserfindung, als 
Ereignis des politischen Denkens ist der Liberalismus das 
Ergebnis eines genealogischen Prozesses, das eine Anzahl 
heterogener Elemente des Denkens und Handeins zusam­
menführt. Ebenso wenig lassen sich Regierungstechnola­
gien aus einer formalen Essenz des Liberalismus ableiten, 
sondern sind genauso Erfindungen, die aus bestimmten 
Problematisierungen entstanden sind. Ein Beispiel: Fou­
cault geht davon aus, dass das Auftauchen der "Biopolitik" 
als Problem des Regierens, die Form einer "Herausforde­
rung" für den Liberalismus annahm.s Es war nicht klar- und 
vielleicht ist es das immer noch nicht - inwiefern es eine 
eindeutig "liberale" Lösung dieser Probleme geben könnte. 
Im Foucault'schen Sinne war der Liberalismus natürlich ein 
fundamentaler Bestandteil, Bevölkerung als ein Manage­
mentproblern oder eine Menge von Problemen des Regie­
rens zu formulieren. Wie auch immer, die den Phänomenen 
eigenen, inhärenten Eigenschaften wurden zu Problemen 
des Liberalismus, ohne dass er die entsprechenden "Lö­
sungen" für sie anbot. Das heißt, die Techniken und Metho­
den, die tatsächlich zur Regierung von Gesundheit, Hygie­
ne, der Geburtenrate, der Rassen und so weiter erfunden 
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wurden, konnten und wurden nicht aus dem "Liberalismus" 
selbst abgeleitet. Zudem ist in keiner Weise geklärt, ob die 
durch den, wenn man so will, "realen Liberalismus" entwi­
ckelten Lösungen tatsächlich so eindeutig "liberal", "erfolg­
reich" waren und nicht vielmehr unvorhergesehene, aber 
bedeutsame Effekte zeitigten, die schließlich eine Neufor­
mulierung der liberalen Rationalität erforderten. Vielleicht ist 
dies alles selbstverständlich und bedarf nicht mehr der Er­
wähnung, aber ich wollte die Grenzen aufzeigen, innerhalb 
derer "Liberalismus" und "Neoliberalismus" aus meiner Sicht 
untersucht werden sollten. 

II. 

Ein interessantes Merkmal jener zwei Nachkriegsliberalis­
men - der deutschen Schule der Ordoliberalen und der a­
merikanischen "Neoliberalen" -, die Foucault in seiner 1979 
gehaltenen Vorlesungsreihe behandelt, scheint mir ein ge­
wisser Antihistorismus oder anti-historischer Rationalismus 
zu sein. Eine vielleicht übertriebene Formulierung, die aber 
den wichtigen Unterschied zwischen diesen Liberalismen 
und dem frühen oder klassischen Liberalismus des 19. 
Jahrhunderts deutlich herausstellt. 

Es stimmt, dass die beiden "modernen" Formen des Li­
beralismus einen starken und expliziten Bezug zu bestimm­
ten historischen Erfahrungen haben. Das von den deut­
schen Ordoliberalen formulierte Problem war wesentlich 
durch das Versagen des deutschen Liberalismus vor dem 
Krieg, die Erfahrung des Nationalsozialismus, den Zerfall 
des deutschen Staates und der deutschen Gesellschaft ge­
prägt. Ihre Frage war, wie die Bildung eines neuen Staates, 
der durch die Tätigkeit des Marktes legitimiert sein sollte, 
möglich sein könnte. Die Ordoliberalen formulierten jeden­
falls eine sehr spezifische Konzeption des Marktes. Für sie 
war der Markt nicht länger ein quasi-natürliches Objekt, 
über dessen Eigengesetzlichkeit und immanente Dynamik 
die Regierung zu wachen hat. Der Markt wurde wesentlich 
durch das Eingebundensein der Individuen in ein formales 
Spiel des Wettbewerbs - im Unterschied zum "natürlichen" 
Spiel des Tausches- definiert. Das Spiel des Wettbewerbs 
bildete für die Ordoliberalen eine Art ideales oder formales 
Objekt, das nur unter ganz bestimmten durch die Regierung 
künstlich oder bewusst hergestellten Bedingungen existie­
ren und seine Effekte zeitigen konnte.6 

Für die amerikanischen Neoliberalen der Chicago Schu­
le bildeten die Erfahrung der Politik des New Deal, die 
Planwirtschaft während des Krieges und die "keynesiani­
sche" Politik der Demokraten den Ausgangspunkt. ln ihren 
Augen hatten all diese Programme zwangsläufig schädliche 
Auswirkungen auf Ausmaß und Kosten des Regierens und 
auf die Ökonomie selbst. Man suchte - und dies ist wieder 
eine sehr grobe Vereinfachung von mir -, ein abstraktes 
Modell des systematischen Charakters ökonomischen Han­
deins für jede Handlung, die "Realität anerkennt", zu verall­
gemeinern. Man versuchte, dieses "ökonomische" Modell 
des Handeins zu formalisieren und seinen Geltungsbereich 
auch auf jene Sphären auszudehnen, die zuvor als nicht­
ökonomisch galten und der bevorzugte Ort staatlicher Inter­
ventionen in der "Gesellschaft" gewesen waren.? 
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An dieser Stelle möchte ich für einen Augenblick zum 
Ausgangspunkt meiner Überlegungen zurückkehren. ln un­
terschiedlicher Weise verfolgen beide Formen des moder­
nen Liberalismus eine Art der Denaturalisierung und De­
historisierung des Objekts und des Ziels des Regierens. 
Beide scheinen auf diese Weise ein Element der Unge­
wissheit auf der Ebene der Mittel und Ziele einzuführen, "in 
deren Namen" die Ansprüche, entsprechend einer "libera­
len" Rationalität zu regieren, erhoben werden. Anders ge­
sagt, eine Ungewissheit in Bezug auf die kollektiven For­
men politischen Willens beziehungsweise der kollektiven 
"Subjektivität", in denen oder der sich die Regierten erken­
nen sollen. Ich spreche deshalb von Ungewissheit, weil 
man auch argumentieren könnte, dass für eine Regierung 
keinerlei Notwendigkeit besteht, sich auf eine übergeordne­
te kollektive Identität oder einen kollektiven Willen zu beru­
fen, in deren Namen sie regieren. Die Tatsache jedenfalls, 
dass sich in Wirklichkeit alle Regierungsanwärter- in unter­
schiedlicher Weise und mit unterschiedlichem Effekt - auf 
ein solches Prinzip berufen, legt nahe, dass diese Dimensi­
on des "politischen Lebens" mehr ist als nur ein Epiphäno­
men oder bloßer Zynismus. Für den Moment möchte ich nur 
festhalten, dass die modernen Formen des Liberalismus die 
Verbindung zwischen dem rationalen Prinzip der Ausübung 
des Regierens und dem übergeordneten Prinzip der kollek­
tiven Identität, in deren Namen regiert wird, durchtrennt, ge­
schwächt oder aber zumindest verwischt haben. 

Ein wesentliches Merkmal des, wie ich es nannte, frü­
hen oder klassischen Liberalismus - also jener Liberalis­
mus, der gegen Ende des 18. und in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts entstand - war die Problematisierung des 
Regierens in Bezug auf etwas, das man sich als natürlich­
historisches Objekt oder natürlich-historischen Bereich vor­
stellte, der seine eigenen quasi natürlichen Gesetze und ei­
ne ihm immanente historische Dynamik besäße. Dieses na­
türlich-historische Objekt, das heißt die bürgerliche Gesell­
schaft, die Gesellschaft oder die Nation, bildete für den Li­
beralismus den Horizont, das Ziel und den Zweck des Re­
gierens, das Objekt, über dessen Existenz und immanente 
Finalität die Regierung zu wachen, für das sie Sorge zu tra­
gen hatte und das sie unterstützen sollte. Der Liberalismus 
problematisierte also die Notwendigkeit, die Ziele, die Me­
thoden und die Grenzen des Regierens sozusagen im Na­
men der Gesellschaft oder der Nation, im Namen ihrer spe­
zifischen Natürlichkeit, Historizität und immanenten Finali­
tät. ln dieser "Gesellschaft" oder "Nation", die als das Prin­
zip kollektiver Identität angeboten wurde, sollten sich die 
Regierten wieder erkennen. Wie bereits erwähnt, und wie 
ich später noch zeigen werde, sind die Begriffe "Gesell­
schaft" und "Nation" offen für eine ganze Reihe verschiede­
ner Inhalte und Bedeutungen. ln der modernen oder "neoli­
beralen" Rationalität fehlt genau dieses Merkmal, nämlich 
dass das Ziel des Regierungshandeins seinem Objekt be­
reits immanent ist. Diese Abwesenheit betrifft die Ausübung 
des Regierens und die kollektive Form politischer Subjekti­
vität beziehungsweise des politischen Willens gleicherma­
ßen. Wenn es also tatsächlich ein Prinzip kollektiver politi­
scher Identität oder des politischen Willens geben muss, in 
dessen Namen Regierungen regieren und in denen sich die 
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Regierten wieder erkennen können, so stellt sich die Frage, 
welches heute die tatsächlichen und potenziellen Quellen 
solcher Prinzipien sein könnten und welche Verbindungen 
oder Allianzen sie mit der Regierungsrationalität in ihrer 
Ausübung, ihren Verfahren und Techniken eingehen. 

Dies ist zu einem großen Teil eine empirische Frage 
und eine des politischen Experiments und der politischen 
Erfindungsgabe. Wie ich schon sagte, kann ich keine Ant­
worten auf diese Frage anbieten, sofern es hier überhaupt 
etwas zu fragen gibt. Im Folgenden werde ich sehr kurz und 
schematisch die Formen, in der die "liberale" Problematisie­
rung der Gesellschaft beziehungsweise der Nation histo­
risch mit einem solchen Prinzip kollektiver Identität oder kol­
lektivem Willen verbunden waren, anhand eines Beispiels 
beschreiben. Ich werde mich dabei ausschließlich und sehr 
selektiv auf Foucaults Vorlesungsreihe aus dem Jahr 1976 
stützen. 

111. 

ln der Vorlesung zu Adam Fergusons bemerkt Foucault, 
dass die Bestimmung der "bürgerlichen Gesellschaft", der 
"Gesellschaft" und der "Nation" als das natürlich-historische 
Objekt-Ziel der Regierung, das Problem der Ausübung politi­
scher Macht umschreibt. Obgleich dieses Problem in 
Deutschland, Frankreich und England auf unterschiedliche 
Weise gefasst wurde, so schreibt er, gibt es einen gemein­
samen Referenzpunkt Sehr allgemein sagt er, dass sich das 
Problem wie folgt darstellt: Gegeben, dass die Gesellschaft 
mit ihren intrinsischen, historisch entstandenen Machtformen 
bereits existiert, welche politisch-rechtliche Kodifizierung der 
Macht ist dann möglich und wie kann sie in Beziehung zu 
dieser bereits existierenden Gesellschaft funktionieren? 

in Deutschland - und hierbei denken wir vielleicht an 
Hegel - stellte sich das Problem, so Foucault, als eines von 
bürgerlicher Gesellschaft und Staat. Der Staat erscheint 
entweder als in direkter Opposition zur bürgerlichen Gesell­
schaft stehend oder aber als selbstbewusste Realisierung 
und geschichtliche Enthüllung der Wahrheit und damit als 
das Ende der Geschichte. ln England, sagt Foucault, war 
das Problem nicht die Beziehung von Staat und bürgerlicher 
Gesellschaft, denn in England betrachtete man den Staat 
nicht als Problem. Das Problem war vielmehr die Frage, ob 
jenseits der durch und innerhalb der bürgerlichen Gesell­
schaft selbst entstandenen natürlichen Formen der "Selbst"­
Regierung eine zusätzliche politische Regierung überhaupt 
nötig sei. in Frankreich schließlich stellte sich das Problem 
von Gesellschaft und politischer Macht, zumindest im 19. 
Jahrhundert, in Bezug auf die historische Rolle des Dritten 
Standes als Führer und Träger der französischen Nation. 
Dieser "französischen Linie" möchte ich im Folgenden 
nachgehen. 

Foucaults Unterscheidung zwischen Deutschland (Phi­
losophie), England (politische Analyse) und Frankreich (his­
torische Analyse) in Bezug auf die politische Objektivierung 
der "Gesellschaft" beziehungsweise der "Nation" erinnert, 
und vielleicht ist es tatsächlich eine bewusste ironische Ab­
wandlung, an Lenins berühmte Bestimmung der drei Quel­
len und Bestandteile des Marxismus: deutsche Philosophie, 
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englische Politische Ökonomie und französischer Sozialis­
mus.9 

Im Kommunistischen Manifest schreiben Marx und En­
gels: "Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die 
Geschichte von Klassenkämpfen".1o ln einem berühmten 
Brief an Weydemeyer rügt Marx die Kritiker der, wie er sagt, 
"Bourgeoisliteratur" und empfiehlt ihnen, sich mit der ver­
gangenen "Geschichte der Klassen" durch die Lektüre der 
Werke von Thierry, Guizot und anderen vertraut zu ma­
chen.11 Er schreibt: 

"Was mich nun betrifft, so gebührt mir nicht das Verdienst, 
weder die Existenz der Klassen noch ihren Kampf unter sich 
entdeckt zu haben. Bürgerliche Geschichtsschreiber hatten 
längst vor mir die historische Entwicklung dieses Kampfes der 
Klassen( ... ) dargestelll."12 

Wenn wir uns einem der von Marx empfohlenen "bürgerli­
chen Geschichtsschreiber" zuwenden, entdecken wir eine 
ganz ähnliche Verzichtserklärung. 1820 schreibt Thierry: 

"Der Himmel ist unser Zeuge, ( ... ),dass nicht wir als erste die 
schreckliche, düstere Wahrheit heraufbeschworen haben, 
dass es auf Frankreichs Boden zwei feindliche Lager gibt. 
Man muss es sagen, denn die Geschichte beweist es ( ... )."13 

ln der Tat finden wir bei Thierry, Guizot und anderen eine 
Geschichte der "Kämpfe", jedoch hat sie einen etwas be­
fremdlichen Klang. Im selben Absatz fährt Thierry fort: 

"Wie sehr auch diese beiden Urrassen sich in physischer Hin­
sicht gemischt haben mögen, ihr ständig widersprüchlicher 
Geist lebt fort bis zum heutigen Tage in zwei stets voneinan­
der verschiedenen Teilen der vermischten Bevölkerung ( ... )."14 

Guizot, der im selben Jahr über die Französische Revoluti­
on schreibt, sagt: 

"Die Revolution war ein Krieg, so wie ihn die Weit als Krieg 
zwischen fremden Völkern kennt. Seit dreizehn Jahrhunderten 
beherbergte Frankreich zwei Völker, ein Siegervolk und ein 
Volk der Besiegten ( ... ) Franken und Gallier, Herren und Bau­
ern, Adlige und Bürgerliche ( ... ). Der Kampf tobte zu allen Zei­
ten, in allen Formen, mit allen Waffen ( ... )".15 

ln diesem Sinne finden wir bei den "bürgerlichen Ge­
schichtsschreibern" von Marx tatsächlich eine Geschichte 
des "Klassenkampfes", aber dieser Klassenkampf ist über­
lagert von oder stellt sich dar als Kampf oder sogar Krieg 
zwischen "Rassen", "Nationen" oder" Völkern". 

Mit diesen Bemerkungen führen Thierry und Guizot ei­
nen politisch-historischen Diskurs, der in Frankreich zum 
ersten Mal Ende des 17. Jahrhunderts auftaucht, fort und 
verändern ihn. Dieser Diskurs war wesentlich durch Boul­
lainvilliers eingeführt worden und brachte die Auffassung 
zumindest eines Teiles des französischen Adels zum Aus­
druck, der seine Abstammung von den Franken herleitete. 
Seinen Höhepunkt erreichte dieser Diskurs zur Zeit der 
Französischen Revolution, in deren Folge er eine tiefgrei­
fende Wandlung erlebte. Die Vorlesungen Foucaults von 
1976 widmen der Form und Entwicklung dieses politisch­
historischen Diskurses beachtlichen Raum. Im Folgenden 
möchte ich seine historische Flugbahn sehr knapp und se­
lektiv nachzeichnen. 

ln The Ancient Constitution16 zeigt Pocock, dass bis et­
wa Ende des 17. Jahrhunderts das Studium der Vergan-

20 

genheit ein Studium des Rechts war. Tatsächlich wurde in 
Frankreich bis zum 19. Jahrhundert Geschichte an den ju­
ristischen Fakultäten studiert und geschrieben. Allgemeiner 
gesagt, war Geschichte die Geschichte der Souveränität: 
ein Diskurs über die Souveränität, der innerhalb der Souve­
ränität entwickelt wurde und wirksam war. Gegen Ende des 
17. Jahrhunderts nun entstand in Frankreich ein neuer poli­
tisch-historischer Diskurs, der weder ein Diskurs über die 
Souveränität noch eine Funktion der Souveränität war. Sein 
Thema und die Probleme, die er aufwirft, konzentrieren sich 
um die Frage der Eroberung und Unterwerfung Galliens 
durch die Franken. Das Thema der Franken und Gallier war 
an sich nicht neu, jedoch beschwor die Thematisierung von 
Eroberung und Unterwerfung grundlegende Probleme des 
öffentlichen Rechts herauf. So wurde die "Eroberung" Gal­
liens durch die Franken noch im frühen Mittelalter durch den 
Mythos von den trojanischen Ursprüngen harmonisiert. Der 
Mythos von der trojanischen Abstammung der Franken 
diente als eine Lektion in öffentlichem Recht, insofern die 
Franken, die Söhne Trojas, als Erben des Römischen Rei­
ches gelten konnten und der französische König dieselben 
Souveränitätsrechte wie die römischen Kaiser beanspru­
chen konnte, die ebenfalls von Troja abstammten. Der My­
thos störte die bruchlose Kontinuität des Rechts nicht, die -
unter Vermeidung realer Invasionen und Unterwerfungen -
in Troja ihren Anfang nimmt und über einige Umwege 
schließlich den französischen König erreicht. Die Einfüh­
rung einer realen fränkischen Invasion in Gallien, eines Er­
oberungsfeldzuges, geführt gegen Römer und Gallier, er­
schütterte nun diese Funktion des Mythos. Es war ein Ver­
stoß gegen die Kontinuität des Römischen Imperiums, vor 
allem aber führte es das neue Thema und das neue Prob­
lem einer fundamentalen nationalen Dualität ein, eines An­
tagonismus, Kampfes und sogar permanenten Krieges zwi­
schen zwei "Gesellschaften" oder "Nationen" als Basis des 
französischen Staates. 

Foucault zufolge entsteht der neue historisch-politische 
Diskurs im Zusammenhang mit einem Problem politischer 
Erziehung: Wie sollte die Erziehung des Enkels des Königs, 
des Herzogs von Burgund, beschaffen sein? Welches Wis­
sen braucht ein Fürst, um einen Staat regieren zu können? 

Das zur Bewältigung dieser Aufgabe mobilisierte Wis­
sen bildete eine Unmenge an Information über den "Zu­
stand Frankreichs"17, gesammelt und zusammengetragen 
durch die administrative Maschinerie der absoluten Monar­
chie, das heißt von seinen Verwaltern. Die Aufgabe, die 
beiden Bände des Berichtes zu präsentieren, wurde einem 
Mitglied der Aristokratie überantwortet - Boulainvilliers -, 
der den Report durch einen kritischen Essay über die alte 
Regierung Frankreichs ergänzte. 

Die Zielscheibe des Essays von Boulainvilliers ist das 
Macht/Wissen-Dispositiv der Staatsräson, das den Verwal­
tungsstaat und die absolute Monarchie miteinander verbin­
det. Boulainvilliers greift darin gleichermaßen das juristische 
Wissen der Gerichtshöfe und der Kanzlisten an, die ledig­
lich die absolute Macht des Königs zurückspiegeln, und das 
Verwaltungswissen jener, die die rechtmäßige Position des 
Adels vis-a-vis dem König usurpiert haben. Er beschreibt 
das Wissen des Königs als ein durch die absolutistische 
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Verwaltung des Staates überwältigtes und bestimmtes Wis­
sen, das heißt: durch das Wissen des absolutistischen Ver­
waltungsstaatesvon sich selbst. Tatsächlich ist die Behaup­
tung, Boulainvilliers sei gegen dieses vom administrativen 
Know-How der Verwalter gesammelte Wissen, nicht ganz 
richtig. Viel eher re-interpretiert und verlagert Boulainvilliers 
die durch die Strukturen und Praktiken des Verwaltungs­
staates erlangten Informationen und Analysen in einem his­
torischen Zugang, der zu zeigen sucht, wie der König sei­
nen illegitimen absolutistischen Status erwarb und wie der 
fränkischen Aristokratie ihre Rechte und ihre Macht sukzes­
sive durch jene - die Gallier- entzogen wurden, die sie in 
der ursprünglichen Invasion des römischen Galliens unter­
worfen hatten, und die aber nun dabei waren, die Kirche, 
das Recht und die Verwaltung des Staates zu besetzen. 
Boulainvilliers schreibt die Geschichte Frankreichs als Ge­
schichte des Kampfes zwischen zwei unterschiedlichen 
"Nationen" - Franken und Gallier- wobei der Staat das his­
torische Ergebnis dieses kontinuierlichen Kampfes und 
zugleich sein Instrument ist. Wie Foucault sagt, stellt die 
Geschichte Boulainvilliers ein genuines "Gegen-Wissen" zur 
Verfügung, in dem Sinne, dass das Ziel dieser historischen 
Forschung darin besteht, den Adel mit dem Wissen auszu­
statten, das er braucht: seinem Wissen. Ein Wissen, das 
den Adel aufrütteln soll, indem es seine Erinnerung wieder 
erweckt und ihn zu politischem und historischem Selbstbe­
wusstsein führt, damit der Adel wieder ein politisches Sub­
jekt werden kann. Das historische Wissen wird bei Boulain­
villiers zu einem Instrument des politischen Kampfes, das 
die Verbindung von königlicher Macht und Verwaltung löst 
und die Einheit von Savoir des Königs und Verwaltungs­
kenntnis bricht, indem es sich selbst dazwischenschiebt 

Mit den "zwei Nationen" führt Boulainvilliers ein Ver­
ständnis von "Nation" ein, das sich deutlich von der vorherr­
schenden territorialen und juristischen Vorstellung unter­
scheidet, bei der die Nation in Grenzen eingeschlossen und 
in der juristischen Form des Staates enthalten ist. Die The­
se Boulainvilliers deterritorialisiert und dejuridifiziert die Na­
tion und man könnte sagen, sie "sozialisiert" sie in gewisser 
Weise. ln den Augen Boulainvilliers ist die Nation weder in 
der Rechtsform des Staates aufgehoben noch ist sie durch 
ein bestimmtes Territorium begrenzt. Die Nation ist vielmehr 
eine Art "Gesellschaft" im Sinne eines spezifischen natürli­
chen Zusammenschlusses von Individuen mit ihrer eigenen 
Sprache, ihren eigenen Institutionen, Gebräuchen, Sitten 
und ihrem eigenen Gesetz. Gesetz allerdings nicht im Sinne 
der juristischen Kodifizierung der Staatssouveränität Die 
fränkische Kriegsaristokratie, die in das römische Gallien 
einfiel und es eroberte, ist eine so verstandene Nation mit 
ihrer eigenen Psychologie und ihrem eigenen Charakter 
(der Ursprung der "blonden Bestien" Nietzsches). Nationen 
sind insofern die Subjekt-Objekte der Geschichte oder, bes­
ser, bestimmter Geschichten, ihrer unterschiedlichen Ge­
schichten, als Nationen in einer kontingenten und äußerli­
chen Beziehung zueinander stehen, die ihrem Wesen nach 
antagonistisch ist. "Nationen" oder "Gesellschaften" sind 
dem Staat äußerlich und führen ihre permanenten Kämpfe 
sowohl innerhalb eines einzelnen Staates als auch über die 
Staatsgrenzen hinweg, ihre Kämpfe werden mithilfe und in-
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nerhalb von Institutionen, ökonomischen Beziehungen, Ge­
setzen, Sprachen und politischen Formen ausgefochten. Ih­
re Geschichte zu schreiben, heißt somit, die Wendepunkte 
des unendlichen Kampfes unter der ruhigen Oberfläche von 
Gesetz und Staat zu entziffern. Der Staat ist hier nicht mehr 
als ein historischer Ausdruck und ein Element dieses Krieges, 
ein Mittel, durch das der Krieg fortgesetzt wird. 

Der Diskurs Boulainvilliers konstituiert eine Art politisch­
historisches Kontinuum, das heißt ein Feld, in dem histori­
sche Analyse und politisches Kalkül dasselbe Objekt haben: 
die Kräfteverhältnisse in einem andauernden Krieg. Das 
historische Wissen wird zudem selbst durch dieses Kräfte­
verhältnis begründet und stellt einen Versuch dar, es zu be­
einflussen. So kann es auch nicht oberhalb des Kampfes 
entstehen, ihn vermeiden oder umgehen, denn es wird von 
ihm getragen und funktioniert als ein Element, eine Waffe 
und eine Taktik innerhalb seiner. Mit Boulainvilliers ist die 
Geschichte 

"( ... )zu einem Wissen um Kämpfe geworden und entfaltet sich 
und funktioniert in einem Kraftfeld: Politischer Kampf und his­
torisches Wissen sind von nun an nicht mehr zu trennen. ( ... ) 
die Strategie und das zu diesen Kämpfen gehörende Kalkül 
[artikulieren sich] in einem historischen Wissen der Entziffe­
rung und der Kräfteanalyse."1a 

Diese "spezifisch moderne Dimension der Politik" betrachtet 
Foucault als den Kern dessen, was er "Historismus" nennt, 
bei dem 

"das historische Wissen( ... ) zum Kampfelement werden konn­
te: zugleich als Beschreibung der Kämpfe und als Kampfwaf­
fe."19 

Die "Gesellschaft", die "Nation", die in diesem Diskurse auf­
taucht, ist, so Foucault, ein neues Subjekt der Geschichte. 
Ein neues Subjekt in dem doppelten Sinne, gleichzeitig das 
sprechende Subjekt und das Subjekt der untersuchten Ge­
schichte zu sein. Diese neue politisch-historische Subjektivi­
tät, dieses Partisanensubjekt des politisch-historischen Dis­
kurses und umkämpfte Subjekt des historischen Kampfes 
ist, wie Foucault sagt, ein wesentlicher Baustein in der Ge­
nealogie der revolutionären Frage der Nation, des Nationa­
lismus des 19. Jahrhunderts und schließlich der Konzepte 
von Rasse und Klasse. 

Mit dem Ende des 18. Jahrhunderts hat sich diese neue 
Form des historisch-politischen Diskurses über den Adel 
hinaus verallgemeinert und wird von allen Gruppen inner­
halb des Staates- "Nationen", Ständen und Klassen -als 
Waffe zur Durchsetzung ihrer Ansprüche eingesetzt. Der 
Diskurs funktioniert als eine Art taktisch polyvalentes Er­
kenntnisraster, das von den verschiedenen widerstreiten­
den Kräften genutzt wird. Wie Fran<;:ois Furet bemerkt, beru­
fen sich mehr als die Hälfte der unzähligen Pamphlete, die 
in der Zeit vor der Französischen Revolution entstanden 
sind und zirkulierten, auf die "Rechte der Nation" und ver­
wenden dabei die Form einer historischen Erzählung, die 
bei den Franken beginnt.2° Als ein Ergebnis dieser Verall­
gemeinerung verzweigt sich der Diskurs mehr und mehr in 
komplexen Bearbeitungen des "Zwei-Nationen"-Themas der 
verschiedenen Kräfte. Ich möchte mich hier auf seinen Ein­
satz und seine Revision durch den Dritten Stand beschrän­
ken; eine Neuausarbeitung des Themas, die die Freiheit 
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vom Kriegsethos der Franken und den Absolutismus von 
den Römern loslöst. 

Für den Dritten Stand sind nicht länger die Franken 
Boulainvilliers die Träger der Freiheit, und die Form, die die 
Freiheit annimmt, ist nicht länger jene der Ausübung von 
Herrschaft durch Eroberung einer Kriegsgesellschaft Die 
Geschichte des Dritten Standes als Geschichte der Stadt 
macht die Gallier zu Trägern der Freiheit. Bei diesem Zu­
gang werden die Städte zu den Bewahrerinnen der alten gal­
lischen und römischen Freiheiten, und es ist die Stadt, in der 
der Dritte Stand zum Agenten von Reichtum, Wohlstand und 
Recht wird. Gleichzeitig erscheint Rom weniger imperial-ab­
solutistisch denn liberal. Der Bezugspunkt ist nicht länger das 
imperiale Rom, sondern das Rom kommunaler Freiheiten. 

Der Dritte Stand wird hier zu einem selbstkonstituierten 
historischen Subjekt nationalen Reichtums, der Wohlfahrt 
und des Rechts. Anfangs, so schreibt Foucault, nahm der 
Dritte Stand eine marginale Position im historisch-politi­
schen Feld ein und neigte dazu, gegen den "Historismus" 
zu opponieren: einerseits durch ein Programm aufgeklärten 
Despotismus', bei dem die königliche Macht im Namen der 
administrativen Expertise begrenzt sein würde und anderer­
seits durch einen a-historischen Konstitutionalismus von 
Naturrecht und Gesellschaftsvertrag. Die Notwendigkeit, auf 
den verallgemeinerten politischen Einsatz der Geschichte 
durch den Adel zu antworten, verpflichtete nach Foucault 
den Dritten Stand, sich im historisch-politischen Feld zu po­
sitionieren. Der Dritte Stand überwindet seine marginale 
und benachteiligte Position in diesem Feld eher durch eine 
politische denn historische Fassung der "Nation". Umge­
kehrt ermöglicht dies eine neue Art des historischen Diskur­
ses. 

Der Abbe Sieyes und sein berühmter Text Qu' est-ce 
que Je Tiers Etat?, der am Vorabend der Revolution ent­
stand, sind repräsentativ für diese Position. Folgt man Fu­
ret, so besteht der Geniestreich Sieyes' darin, die neue na­
tionale Identität gerade rechtzeitig bestimmt zu haben.21 
Man könnte sagen, dass man bei Sieyes so etwas wie eine 
Nationwerdung beobachten kann. Er schreibt: 

"( ... ) der dritte Stand braucht nicht zu fürchten, in vergangene 
Zeiten zurückzugehen. Er braucht sich nur in das Jahr zurück­
versetzen, das der Eroberung vorherging, und weil er heute 
stark genug ist, um sich nicht erobern zu lassen, wird ohne 
Zweifel sein Widerstand wirksamer sein. Warum sollte er nicht 
alle diese Familien in die fränkischen Wälder zurückschicken, 
die den närrischen Anspruch wahren, sie seien dem Stamme 
der Eroberer entsprossen und hätten ihre Rechte geerbt? 
Wenn die Nation dann gereinigt ist, wird sie sich, glaube ich, 
darüber trösten, dass sie sich jetzt nur als eine Zusammen­
setzung der Gallier und Römer zu betrachten hat."22 

Abgesehen von dieser Referenz (bei gleichzeitiger Verwer­
fung), die Sieyes dem "rassischen" und "nationalen" Thema 
erweist, fügt er in diesem Diskurs, der sich in bestimmten 
Aspekten stark dem zur selben Zeit sich entwickelnden 
angle-schottischen Diskurs zur bürgerlichen Gesellschaft 
annähert, dem Begriff der Nation etwas Neues hinzu. Er 
führt eine doppelte Erfordernis ein, die Foucault die forma­
len oder rechtlichen Bedingungen und die substanziellen 
oder sozialen Bedingungen der Nation nennt. 
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Die rechtliche Bedingung ist einfach: ein Zusammen­
schluss von Individuen, die unter einem gemeinsamen Ge­
setz leben und von derselben Gesetzgebung repräsentiert 
werden. Weil hier kein Monarch benötigt wird, erfordert eine 
Nation in dieser Definition einerseits viel weniger als eine 
Monarchie. Durch die Forderung nach expliziten Gesetzen 
und einer Gesetzgebung aber verlangt diese Definition 
gleichzeitig sehr viel mehr als die Nation des Adels. 

Viel wichtiger aber sind die substanziellen oder sozialen 
Bedingungen der Nation, das heißt die Bedingungen der 
wirklichen historischen Existenz einer Nation. Diese fallen in 
zwei Gruppen. Eine Nation erfordert erstens das Vorhan­
densein "privater Unternehmungen" in Form von Landwirt­
schaft, Handwerk, Industrie, Handel, freien Künsten und so 
weiter. Zweitens bedarf eine Nation der "öffentlichen Funk­
tionen" in Form der Armee, der Justiz, der Kirche und der 
Verwaltung. Für Sieyes konstituieren diese substanziellen 
Bedingungen die immanenten realen historischen Voraus­
setzungen für die Existenz von Nationen. Ohne die Fähig­
keit zur Unternehmung und zur Bildung von Funktionen 
kann eine Nation vielleicht formal oder juristisch existieren, 
aber sie wird keine historische Nation sein: Das "königliche" 
oder "aristokratische" Frankreich sind keine realen Natio­
nen. Aber dennoch kann es eine historische Nation ohne 
die erforderlichen juristischen Bedingungen geben: sie wird 
dann potenziell, virtuell eine vollwertige historische Nation 
sein, nur juristisch noch nicht. Dies, so behauptet Sieyes, ist 
die Lage, in der sich der Dritte Stand am Ende des 18. 
Jahrhunderts befindet. 

Nach Sieyes konstituiert nur der Dritte Stand die sub­
stanziellen Bedingungen für die Existenz der französischen 
Nation. Nur und ausschließlich der Dritte Stand garantiert 
die Existenz "privaten Unternehmertums" und trägt neunzig 
Prozent der "öffentlichen Funktionen". Noch fehlt ihm aber 
der formale juristische Status. Als Konsequenz dieser Ab­
wesenheit der juristischen Bedingung zur Bildung einer Na­
tion muss sich der Dritte Stand mit dem Staat identifizieren. 

Der Dritte Stand ist somit eine Nation und er ist die ein­
zige Nation, die die Nation konstituieren kann, weil sie die 
totalisierenden Funktionen des Staates garantiert und die 
staatliche Universalität herbeiführt. Der Dritte Stand bean­
sprucht diesen Status auf der Grundlage der Virtualität der 
Zukunft in der Gegenwart und nicht unter Berufung auf ein 
vergangenes Recht. Die Funktionen staatlicher Universalität 
sind bereits durch eine de facto existierende Nation im Ge­
sellschaftskörper gesichert, die nur noch der juristischen 
Anerkennung bedarf. Durch diese Bewegung, so Foucault, 
nimmt die Zeit im politischen Diskurs eine neue Form an. 

Die "Nation" wird bei diesem Zugang durch ihre vertikale 
Beziehung zu den Bedingungen ihrer Existenz konstituiert. 
Sie existiert auf einer vertikalen Achse, die von der de facto 
Nation zum Staat verläuft, von der Virtualität zur Realisati­
on. Die Kraft einer Nation wird an der Virtualität des Staates 
gemessen, nicht an irgendwelchen "rassischen" Eigen­
schaften: Die Kraft einer Nation hängt von ihrer Fähigkeit 
zur etatisation ab. Die spezifische Realität einer Nation be­
steht in ihrer selbstkonstituierenden Aktivität der "Staats­
werdung". Dieser Zugang scheint eine Rückkehr zur Ge­
schichte des Staates als selbstrechtfertigende Erzählung 
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seiner Geschichte und Legitimität zu sein. Wie auch immer, 
dieser Diskurs unterscheidet sich von dem früheren Diskurs 
des Staates über sich selbst, zum Beispiel der Staatsräson. 
Was dieser Diskurs beschreibt, ist die Beziehung zwischen 
einer "Nation" mit einer "staatlichen" Virtualität und der tat­
sächlichen Totalität des Staates. Er ermöglicht eine pro­
gressive, lineare Geschichte, die von der Virtualität zur Rea­
lität, vom "nationalen" Ganzen zur staatlichen Universalität 
fortschreitet. Es ist außerdem eine polarisierte Geschichte 
in Bezug auf die bedeutungsschwere, Ankunft und/oder Ab­
reise verheißende Gegenwart. Schließlich ist es eine Ge­
schichte, in der die Kräfteverhältnisse nicht länger als äu­
ßerliche Kriege existieren, sondern als bürgerliche Bezie­
hungen des "Kampfes" internalisiert sind. 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts, so behauptet Foucault, 
werden wir Zeuge einer neuen Form des historischen Dis­
kurses, der durch das Zusammenspiel, die Überlagerung 
und wechselseitige Anpassung zweier Erkenntnisraster ge­
prägt ist. Der Ausgangspunkt des ersten Rasters ist der 
Krieg, die Eroberung und die Invasion und nimmt den Krieg 
als Prinzip historischer Erkenntnis. Das zweite Raster, Sie­
yes folgend, überdeckt das erste sehr schnell und ordnet es 
unter. Dieses Raster beginnt bei der Gegenwart und verleiht 
ihr einen privilegierten Status als der Moment, in dem die 
tatsächliche funktionale Totalität der Nation und die virtuelle 
Universalität des Staates gespalten sind. Die Gegenwart 
erscheint als der Moment der unmittelbar bevorstehenden 
Realisation des Universellen. Die Gegenwart ist ein enthül­
lender Moment und als solcher ein geeignetes Instrument 
der historischen Analyse. 

ln der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts findet man 
beide Raster, die auch die von Marx erwähnten "bürgerli­
chen Geschichtsschreiber" beeinflussten. Wie wir bei Au­
gustin Thierry sehen, treten beide oft verbunden auf und 
werden gleichzeitig in ein und demselben Diskurs über 
Herrschaft und ursprüngliche Dualität auf der einen und To­
talisierung durch das Auftauchen des Staates auf der ande­
ren Seite eingesetzt: Thierry privilegiert das erste Raster 
des durch Invasion und Eroberung zerrissenen Ursprungs 
und darauf folgenden Jahrhunderten des Konflikts zwischen 
Siegern und Besiegten. Ebenso aber verwendet er das zwei­
te Raster, in dem die Gegenwart eine Perspektive auf die 
Entstehung staatlicher Totalität und Versöhnung eröffnet. 

Das Schlüsselproblem bei der Anpassung der beiden 
Raster aneinander, war die nach Foucault unvermeidbare 
Frage revolutionärer Gewalt im Moment der Versöhnung 
und Totalisierung: Wie kann aus einem jahrhundertealten 
gewaltsamen Konflikt etwas hervorgehen, das nicht die 
Fortsetzung des Krieges ist, sondern die Erschaffung einer 
Universalität, in der es keinen Krieg mehr gibt? Wie kommt 
es, dass nur eine der beiden widerstreitenden Gruppen die 
Trägerin der Universalität sein kann? Thierry versucht zu 
zeigen, wie aus einem ursprünglichen Dualismus ein uni­
versalistischer Monismus wird. Er findet seinen Ausgangs­
punkt in der Invasion. Die darauf folgende Geschichte kon­
tinuierlichen Kampfes ist der Etablierung zweier unter­
schiedlicher ökonomisch-rechtlicher Typen geschuldet, die 
im Hinblick auf die Verwaltung und das Management des 
Staates zueinander in Konflikt traten. 
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Der ländlich-feudale Gesellschaftstyp, der aus der Er­
oberung hervorging, ist nach Thierry dem städtischen Ge­
sel/schaftstyp entgegengesetzt, der aus der gallo-römischen 
Gesellschaft hervorgegangen ist. Eroberung und Invasion 
bilden die erste Ursache eines Konfliktes zwischen zwei 
Gesellschaften, der manchmal militärische Formen an­
nahm, in der Regel aber politisch-ökonomischer Natur war. 
Der Krieg selbst wird eher in Begriffen von Rechten und Frei­
heiten versus Privileg und Reichtum als in Begriffen von "Na­
tionen" oder "Rassen" beschrieben. Thierry lässt zwei "Ge­
sellschaften gegeneinander antreten, die beide einen Staat 
bilden wollen. Dieser Konflikt ist der Motor der Geschichte. 

Thierry folgt dabei dem von Sieyes vorgezeichneten 
Weg. Nach Thierry gewinnt die städtische Gesellschaft 
durch die Wiedergeburt der Städte im zehnten und elften 
Jahrhundert die Oberhand. Die städtische Herrschaft ist 
nicht auf den Krieg gegründet, sondern auf ihre Fähigkeit, 
Reichtum zu bilden, ihre Fähigkeit, zu verwalten, auf ihre 
Lebensart, ihren Willen und ihre kreativen Antriebe. ln die­
sem Zugang gibt es somit so etwas wie eine "Physiologie". 
Das städtische Leben ist die Basis und die treibende Kraft 
auf dem Weg von der Lokalität zur Universalität. Universali­
tät wird jedenfalls nicht durch Krieg und militärische Herr­
schaft erzwungen, sondern durch die Besetzung der konsti­
tutiven Staatsfunktionen erreicht. 

ln dieser Perspektive erscheint revolutionäre Gewalt le­
diglich als ein militärisches Instrument in einem eigentlich 
zivilen Kampf, in dem der Staat gleichzeitig Einsatz und 
Schauplatz ist. Die revolutionäre Gewalt ist dabei der Mo­
ment, in dem der Dritte Stand die Nation wird und alle staat­
lichen Funktionen übernimmt, insbesondere die Funktion 
der Universalität, welche die Dualität des Krieges aufhebt. 
Thierry schreibt zu einem Zeitpunkt, als die Dualität der Na­
tionen verschwindet und die Fähigkeit des Dritten Standes 
zur Universalität sich realisiert. ln seinem Diskurs wird der 
Krieg als Instrument der historischen Analyse eingeschränkt 
beziehungsweise beseitigt. Der Krieg oder der militärische 
Konflikt sind nicht mehr als episodische oder instrumentelle 
Phänomene eines eigentlich bürgerlichen Kräfteverhältnis­
ses. Herrschaft nimmt nicht länger einen zentralen Platz ein 
und die Kräfteverhältnisse werden stattdessen durch einen 
totalisierenden, universalisierenden Staat repräsentiert. 

Wir finden hier vielleicht einen Hinweis auf die "deut­
sche" Dimension bei Lenins Unterscheidung der drei Quel­
len und Bestandteile des Marxismus und Foucaults Be­
schreibung der verschiedenen Weisen, in denen politische 
Macht und "bürgerliche Gesellschaft" im 19. Jahrhundert 
problematisiert wurden. Mit dieser Geschichtsschreibung, 
die die beiden Raster historischer Erkenntnis einsetzt und 
einander anpasst, taucht etwas auf, das wir Dialektik nen­
nen können. Was später Geschichtsphilosophie werden 
wird, ist bereits in diesem Diskurs vorhanden: Die Gegen­
wart als der Moment, in dem das Universale sich in seiner 
Wahrheit zeigt. Wir können sagen, dass es hier eine "Auto­
dialektisierung" der Geschichte unabhängig von der Philo­
sophie gibt. Es wird möglich, wie Marx in Die deutsche 
Ideologie zu sagen: ,,Wir kennen nur eine einzige Wissen­
schaft, die Wissenschaft der Geschichte."23 
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IV. 

ln dieser groben Zusammenfassung der Vorlesungen Fou­
caults von 1976 habe ich versucht, einiges von der Komple­
xität des politischen Feldes, in dem der "Liberalismus" ent­
stand und auf das er sich beziehen musste, sichtbar zu ma­
chen. Foucaults Vorlesungen dieses Jahres können, zu­
mindest in Teilen, als eine Interpretation der "Genealogie" 
des Raumes, in dem die liberale Fragestellung im 19. Jahr­
hundert entstand, gelesen werden. Im Speziellen wollte ich 
auf eine der Formen aufmerksam machen, in der die "Ge­
sellschaft" beziehungsweise die "Nation" am Ende des 18. 
und zu Beginn des 19. Jahrhunderts politisch objektiviert 
wurde. Wenn, wie ich vermute, die liberale Problematisie­
rung im Namen einer natürlich-historischen Realität, der so­
genannten "Gesellschaft" oder "Nation", stattfand, dann ist 
es auch richtig, dass die politische Objektivierung dieser 
"Gesellschaft" und "Nation" aus mehr als einer genealogi­
schen Linie entstanden ist und eine ganze Bandbreite ver­
schiedener Formen annahm, die selbst nicht oder zumin­
dest nicht unbedingt "liberal" waren. Es wird deutlich, wie 
diese "französische" politische Objektivierung anderen poli­
tischen Rationalitäten verfügbar werden kann, die nicht libe­
ral sind oder sogar in Opposition zum Liberalismus stehen 
und wie sich darüber hinaus eine "Politik", eine liberale Ra­
tionalität an eine "staatliche" Rationalität "im Namen" der 
Nation oder der Gesellschaft anpassen beziehungsweise 
sich mit ihr verbünden kann. 

Eine letzte Bemerkung: ln meinen Schnelldurchgang 
durch Foucaults Vorlesungen von 1976 habe ich einen wich­
tigen Zug der Argumentation Foucaults ausgelassen, und 
zwar das Auftauchen des "bio-politischen" Elements und 
seinen Platz in einer anderen "genealogischen Linie", die 
am Ende des 19. Jahrhunderts zu Formen des "Staatsras­
sismus" führt. Man kann eben nicht alles machen. Jeden­
falls aber lässt sich sagen, dass die "Biopolitik" sehr unver­
mittelt am Ende der Vorlesungsreihe eingeführt wird und ih­
re Verbindung zu den anderen Themen der Vorlesungen 
eher summarisch behandelt wird. Dies schmälert nicht die 
Gültigkeit und Wichtigkeit dieser Dimension, es weist ledig­
lich auf ein weiteres Element hin, das der Bearbeitung be­
darf, um die komplexe Gestalt des "politischen Lebens" zu er­
fassen, die weit entfernt ist von der Vorstellung eines libera­
len Triumphalismus im Raum der Regierungsrationalitäten. 

Zu meiner Ausgangsfrage zurückkehrend, gewinne ich 
den Eindruck, dass das "moderne politische Leben" nicht 
gerade erfolgreich darin war, Formen kollektiven politischen 
Willens oder kollektiver politischer Subjektivität auszubilden, 
die sich nicht auf jene Begriffe von "Gesellschaft", "Nation" 
oder "Rasse" berufen, die im 18. und 19. Jahrhundert ent­
standen sind. Vielleicht ist dies die "falsche Frage", aber 
welche anderen Grundlagen politischer Identität oder des 
politischen Willens sind vorstellbar und wie könnten diese in 
Rationalitäten zur effektiven Ausübung des Regierens ein­
gebunden werden? 

Aus dem Englischen von Cathren Müller 
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GOVERNANCE, GOUVERNEMENTALITÄT UND DIE DEZENTRIERUNG DER ÖKONOMIE 

 
„Für Quesnay ist eine gute Regierung eine ‚ökonomische Re-
gierung‘; bei Quesnay taucht erstmals diese Vorstellung von 
einer ökonomischen Regierung auf, die im Grunde eine Tau-
tologie ist – denn die Kunst des Regierens ist gerade die 
Kunst, die Macht in der Form und nach dem Vorbild der Öko-
nomie auszuüben. Doch wenn Quesnay von einer‚ ‚ökonomi-
schen Regierung‘ spricht, dann ist (…) das Wort ‚Ökonomie‘ 
bereits auf dem Weg, seine moderne Bedeutung anzuneh-
men, und genau in diesem Moment wird erkennbar, daß das 
eigentliche Wesen dieser Regierung, d. h. der Kunst, die 
Macht in der Form der Ökonomie auszuüben, das zum 
Hauptgegenstand haben wird, was wir heute Ökonomie nen-
nen.“1  

Im Juni 2000 fand an der Universität Hamburg ein internati-
onales Symposium statt, das die Wochenzeitung DIE ZEIT 
veranstaltete. Der Titel der Tagung, an der u. a. der deut-
sche Innenminister, der US-amerikanische Botschafter und 
der luxemburgische Premierminister teilnahmen, lautete: 
„Kunst des Regierens im 21. Jahrhundert“. Im Mittelpunkt 
stand dabei – ähnlich wie bei der Berliner Konferenz der 
vierzehn Staats- und Regierungschefs kurz zuvor – die Su-
che nach den Bedingungen und Voraussetzungen einer 
„guten Regierung“, von „good governance“ im Zeitalter ei-
nes globalisierten Kapitalismus, von europäischer Integrati-
on und der technologischen Revolution im Informations- 
und Kommunikationsbereich. In seinem Einführungsstate-
ment umriss der damalige Chefredakteur Roger de Weck 
die Problemstellung:  

„Von Machiavelli bis Montesquieu, von Cicero bis Kissinger – 
viele haben nachgedacht, wie sich besser regieren ließe. Heu-
te stellt sich die Frage, was Regieren überhaupt sei: ob Politi-
ker noch den Hauptanteil daran haben.“2  

Auch Michel Foucault spricht in seinen letzten Arbeiten von 
einer „Kunst der Regierung“. Sein Konzept der Gouverne-
mentalität ist jedoch nicht der Suche nach den Bedingungen 
einer guten oder besseren Regierung, sondern der Analyse 
und Kritik verschiedener Regierungstechnologien verpflich-
tet. Foucaults umfassender Begriff von Regierung bezieht 
sich auf die Kunst der Menschenführung und erfasst das 
Zusammenspiel von Wissensformen, Machtstrategien und 
Subjektivierungsmodi. In dieser Perspektive bezeichnet 
Gouvernementalität unterschiedliche Rationalitäten, Hand-
lungsformen und Praxisfelder, die in vielfältiger Weise auf 
die Lenkung, Kontrolle, Leitung von Individuen und Kol-
lektiven zielen und gleichermaßen Formen der Selbstfüh-
rung wie Techniken der Fremdführung umfassen.  

Im Folgenden möchte ich zunächst die Differenz zwi-
schen Foucaults Konzept der Gouvernementalität bezie-
hungsweise den daran anschließenden Arbeiten und der 
Governance-Diskussion in der internationalen Politikwis-
senschaft und der politischen Soziologie deutlich machen. 
Dabei soll herausgestellt werden, welche kritischen Per-
spektiven die Gouvernementalitätsanalytik im Unterschied 
zu konkurrierenden Konzepten für die Untersuchung neoli-

beraler Regierungsformen und kapitalistischer Restrukturie-
rungsprozesse eröffnet. Im zweiten Teil werde ich – sehr 
skizzenhaft und verkürzt – der Frage nachgehen, inwieweit 
die Perspektive der Gouvernementalität darüber hinaus zu 
einer komplexeren Analyse des Ökonomischen bezie-
hungsweise der „Ökonomisierung des Sozialen“ beitragen 
kann. Diese Überlegungen haben einen vorläufigen und 
„explorativen“ Charakter, sie machen aber hoffentlich deut-
lich, worin mögliche Forschungsperspektiven der Gouver-
nementalitätsanalytik aus meiner Sicht bestehen. 

I.  
Im Unterschied zu den hierarchischen, zentralistischen und 
dirigistischen Charakteren traditioneller (wohlfahrts-)staat-
licher Steuerungsformen („government“) bezieht sich 
Governance auf dezentrale, netzwerkartige Formen der 
„Kontextsteuerung“ (Helmut Willke) und verweist auf eine 
grundlegende Veränderung korporativer Arrangements und 
funktionaler Repräsentationsmuster. Diese Verlagerung tra-
ditioneller Handlungsformen und Praxisfelder impliziert die 
Reorganisation der Staatsaktivitäten im weiteren politischen 
System ebenso wie eine Restrukturierung und Neudimensi-
onierung des politischen Raums. Der Governance-Begriff 
bezeichnet also eine Transformation von Staatlichkeit, die 
sehr gut in der Definition zum Ausdruck kommt, die dem 
UN-Bericht Our Global Neighbourhood (1994) zugrunde 
liegt: 

„Governance ist die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf 
denen Individuen sowie öffentliche und private Institutionen ihr 
gemeinsamen Angelegenheiten regeln. Es handelt sich um 
einen kontinuierlichen Prozeß, durch den kontroverse oder 
unterschiedliche Interessen ausgeglichen werden und koope-
ratives Handeln initiiert werden kann. Der Begriff umfaßt so-
wohl formelle Institutionen und mit Durchsetzungsmacht ver-
sehene Herrschaftssysteme als auch informelle Regelungen, 
die von Menschen und Institutionen vereinbart oder als im ei-
genen Interesse liegend angesehen werden.“3  

An die Stelle des klassischen Primats offizieller Staatsappa-
rate und souveräner Entscheidungsprozesse beim Ma-
nagement ökonomischer und sozialer Verhältnisse treten 
Politiknetzwerke, Partnerschaften und Verhandlungssyste-
me, in die eine Vielzahl von „zivilgesellschaftlichen“ Akteu-
ren und privaten Trägern einbezogen sind. Darüber hinaus 
bezieht sich Governance auf die Ausdifferenzierung ehe-
mals nationalstaatlich definierter Handlungsmuster und poli-
tischer Kompetenzen und ihre Verschiebung in supranatio-
nale Räume einerseits und der gleichzeitigen selektiven 
Stärkung regionaler und lokaler Staatsebenen anderer-
seits.4  

Jenseits dieser deskriptiven Ebene gehen in die Gover-
nance-Diskussion regelmäßig auch normative Implikationen 
und theoretische Prämissen ein. Ich möchte hier zwei Punk-
te herausgreifen, die mir besonders problematisch erschei-
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nen. Der Governance-Begriff oder genauer: seine aktuelle 
Verwendungsweise suggeriert zum einen, dass die sich 
ausweitende Kluft zwischen Globalisierungsgewinnern und -
verlierern durch „modernes“ oder „gutes Regieren“ über-
brückt werden könne. Dieser Vorstellung liegt ein techno-
kratisches Steuerungsmodell („one best way“) zugrunde, 
das nur noch neutrale oder rationale beziehungsweise 
sachbezogene Entscheidungen kennt, nicht aber strategi-
sche Optionen oder gar politische Alternativen. Zum ande-
ren geht der Governance-Begriff von der harmonistischen 
Annahme aus, dass weder zwischen verschiedenen sozia-
len Gruppen und Klassen noch zwischen unterschiedlichen 
politischen Interessen und Zieldefinitionen grundsätzliche 
Konflikte oder Gegensätze bestehen. Kurz gesagt: die Ar-
mut der einen hat mit dem Reichtum der anderen nichts zu 
tun, und wirtschaftliches Wachstum, ökologische Nachhal-
tigkeit, politische Demokratie, soziale Solidarität, gesundes 
Wohnen etc. sind prinzipiell miteinander vereinbar – ohne 
die bestehenden politischen und sozialen Strukturen dabei 
radikal zu verändern.5  

Meine These lautet, dass der permanente Rekurs auf 
Governance-Mechanismen in der sozialwissenschaftlichen 
und politisch-publizistischen Literatur integraler Bestandteil 
einer historisch-politischen Konjunktur ist, in der die Kritik 
am Neoliberalismus zum Vehikel seiner Restrukturierung 
geworden ist, wobei der selektiven Einbindung von sozialen 
Bewegungen, „zivilgesellschaftlichen“ Akteuren und Nicht-
Regierungsorganisationen eine entscheidende Rolle zu-
kommt. Lassen Sie mich dies kurz erläutern. Bis vor weni-
gen Jahren galten Privatisierung, Deregulierung und Libera-
lisierung als wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Credo. 
Angesichts zunehmender Massenarbeitslosigkeit, sich ver-
schärfender internationaler Spannungen und wachsender 
sozialer Verelendung wurde schließlich die neoliberale Kritik 
am Wohlfahrtsstaat selbst einer kritischen Überprüfung un-
terzogen. Vom Papst über die Gewerkschaften bis hin zu 
den Parteien und Verbänden wurde „Neoliberalismus“ im-
mer mehr zu einem Unwort. Bücher, die auf die katastro-
phalen sozialen, wirtschaftlichen und politischen Folgen ne-
oliberaler Politik verweisen, vor der „Globalisierungsfalle“6 
warnen, den „Terror der Ökonomie“7 geißeln und das „Elend 
der Welt“ 8 dokumentieren, avancierten zu Bestsellern. Eine 
– vielfältig differenzierte – politisch-intellektuelle Kultur 
schrieb sich die Kritik des Neoliberalismus auf die Fahnen. 
Sie reichte von konservativen Kreisen, die soziale Desin-
tegration und Individualisierungstendenzen beklagen, über 
die kommunitaristische Forderung nach der Stärkung der 
Verantwortung lokaler Gemeinschaften bis hin zu linken In-
tellektuellen, welche die Angst vor einem schrankenlosen 
und beschleunigten Kapitalismus umtrieb.  

Inzwischen hat in vielen europäischen Staaten die Kritik 
an der so genannten „Herrschaft des Marktes“ sozialistisch 
oder sozialdemokratisch geführte Regierungen an die 
Macht gebracht. Allerdings ging mit den Regierungswech-
seln kein grundsätzlicher Politikwechsel einher. Offenbar 
können sich neoliberale Strategien und Zielsetzungen unter 
neuem Label („Dritter Weg“, „Neue Mitte“) relativ unabhän-
gig von Parlamentsmehrheiten und Parteiprogrammen 
durchsetzen. Dies bedeutet jedoch umgekehrt nicht, dass 

alles beim Alten bleibt; vielmehr signalisiert der Rekurs auf 
„(good) governance“ eine Verschiebung innerhalb der neo-
liberalen Regierungstechniken. Bleibt die neoliberale Politik 
von Produktivismus, Arbeitsdisziplin und Marktfetischismus 
im Grunde genommen unangefochten, so besteht das neue 
Moment in der Anstrengung, mit verstärkter politischer Mo-
deration und vermehrtem Einsatz staatlicher Institutionen 
die Krisentendenzen und Konfliktpotenziale der traditionel-
len neoliberalen Mixtur von gesteigerter Warenförmigkeit, 
intensivierter Konkurrenz und der Expansion des Unter-
nehmensmodells einzudämmen. An die Stelle struktureller 
Anpassung, begleitet von einem minimalen Staatsinterven-
tionismus, tritt die strategische Mobilisierung staatlicher In-
stitutionen zur Subventionierung und Lenkung privaten Ka-
pitals beziehungsweise der Stabilisierung von Marktbezie-
hungen – eine Transformation des Neoliberalismus, die 
Joachim Hirsch treffend als „nachhaltigen Neoliberalismus“ 
bezeichnet hat.9  

Angesichts dieser „Modifizierung“ hegemonialer Regula-
tionsformen und des Scheiterns prinzipieller Alternativen 
stellt sich die Frage, ob die vielfältige politische Kritik am 
Neoliberalismus auf einer unzureichenden Analyse des ge-
sellschaftlichen Transformationsprozesses beruht. Schema-
tisch lassen sich drei Grundannahmen unterscheiden, die 
sich in den vorherrschenden Kritikmustern immer wieder 
finden.10  

Erstens wird der Neoliberalismus in ideologiekritischer 
Manier als ein interessengeleitetes, manipulatives „falsches 
Wissen“ von Ökonomie und Gesellschaft behandelt, das 
durch ein richtiges, wissenschaftliches oder emanzipatives 
Wissen zu ersetzen sei.  

Zweitens beklagt die Kritik die Dominanz des Marktes, 
das Ausgreifen der Ökonomie in die Sphäre der Politik. Der 
Diagnose einer Rückbildung des Staates und des Verlusts 
politischer Handlungsspielräume entspricht die Forderung 
nach einer politischen und sozialen Einbettung der Markt-
mechanismen und der Zivilisierung eines unregulierten Ka-
pitalismus.  

Die dritte Kritiklinie richtet sich gegen die destruktiven 
oder repressiven Effekte der neoliberalen Praktiken. Ange-
führt werden in dieser Hinsicht vor allem die Entwertung 
traditioneller Erfahrungen und menschlicher Lebensformen 
durch Individualisierungsprozesse oder der Imperativ von 
Flexibilität, Mobilität und Risikobereitschaft, der kollektive 
Bindungen und persönliche Beziehungen bedrohe.11 

Die gegenwartsdiagnostische Bedeutung der Perspekti-
ve der Gouvernementalität besteht demgegenüber darin, 
dass sie erfolgreich auf einige Defizite und Probleme dieser 
Kritikmodi aufmerksam macht. Sie ermöglicht es, die Kopp-
lung von Wissensformen, Machtstrategien und Selbsttech-
nologien zu untersuchen, ohne die aktuellen gesellschaftli-
chen Umbrüche in ein ideologiekritisches, ökonomistisches 
oder humanistisches Analyseraster zu zwängen. Dabei geht 
es nicht darum, die Herrschaftsförmigkeit oder den Ausbeu-
tungscharakter dieser Prozesse zu relativieren oder gar zu 
bestreiten, sondern im Gegenteil: sie in ihrer Breite und Tie-
fe zu zeigen. Betrachten wir – wiederum sehr verkürzt – die 
drei Punkte nacheinander.  

1. Zwar mag man den Neoliberalismus als eine Ideolo-
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gie bezeichnen; es reicht jedoch sicher nicht aus, sich auf 
eine Position zurückzuziehen, welche seine theoretische In-
kohärenz und innere Widersprüchlichkeit konstatiert. Eine 
Reihe von Untersuchungen, die mit dem Konzept der Gou-
vernementalität arbeiten, zeigt etwa die Veränderungen in 
den Strategien des Umgangs mit Kriminalität, Arbeitslosig-
keit, Armut oder Krankheit gegenüber dem wohlfahrtsstaat-
lichen Regime auf. Die Analysen machen deutlich, dass der 
Neoliberalismus nicht deshalb notwendig instabil ist oder 
sich in einer Krise befindet, weil seine Programmatik wider-
sprüchlich ist oder er auf sozialen Spaltungen beruht. Im 
Gegenteil: In der Perspektive der Gouvernementalität funk-
tioniert der Neoliberalismus nicht trotz sozialer Ausgrenzung 
und politischer „Defizienz“, sondern die Problematisierung 
sozialer Sicherheiten und wohlfahrtsstaatlicher Garantien 
macht gerade seine raison d’être aus. 

2. Auf der Grundlage des Gouvernementalitätskonzepts 
lässt sich aber auch zeigen, dass Privatisierung und Dere-
gulierung weniger ökonomischen Imperativen als politi-
schen Strategien folgen. Paradoxerweise greift die Kritik am 
neoliberalen Ökonomismus meist selbst auf ökonomistische 
Argumentationsmuster zurück. Die kritisierte Ausdehnung 
des Marktes setzt die Annahme einer Trennung von Staat 
und Markt, Ökonomie und Politik voraus. Hatte schon Karl 
Marx in seiner Kritik der politischen Ökonomie die Unhalt-
barkeit einer solchen Position demonstriert, so greift 
Foucaults Kritik der politischen Vernunft des Neoliberalis-
mus diese Traditionslinie auf. Die Veränderung des Ver-
hältnisses von Ökonomie und Politik wird daher nicht als 
das Resultat ökonomischer Sachgesetzlichkeiten oder poli-
tischer Standortzwänge, sondern unter der Perspektive ei-
ner Veränderung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse un-
tersucht. Kurz gesagt: Statt der Macht der Ökonomie rückt 
die Analytik der Gouvernementalität die Ökonomie der 
Macht in den Mittelpunkt.  

3. Es ist richtig, die zerstörerischen Folgen oder repres-
siven Effekte der neoliberalen Politik herauszuarbeiten. 
Aber dies allein reicht nicht aus; der „Primat der Destrukti-
on“ verdeckt die Notwendigkeit, die Aufmerksamkeit auf die 
Neukonstitution von Politikformen und Staatsebenen (etwa 
die Einführung von Verhandlungssystemen, Selbstorganisa-
tionsmechanismen und Empowerment-Strategien auf der 
einen Seite und die Verschränkung lokaler, regionaler und 
nationaler Staatsebenen andererseits) und die Reartikulati-
on von Identitäten und Subjektivitäten zu richten (Beispiele 
hierfür sind das Auftauchen von NGOs auf der politischen 
Bühne oder die Renaissance der lokalen Gemeinschaften). 
Es geht nicht nur darum, dass etablierte soziale Beziehun-
gen sich auflösen, sondern auch darum, dass neue erfun-
den werden, eher um eine Transformation als um das Ende 
des Sozialen. Im Mittelpunkt der Analyse der gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Umbruchprozesse sollte daher nicht al-
lein die Destruktion von „alten“ Formen stehen, sondern 
auch die Produktion von „neuen“.12 Was die Frage der Re-
pression angeht, so scheint es mir notwendig, eine ähnliche 
Analyse-Richtung einzuschlagen. Es ist richtig, auf die re-
pressiven Effekte der neoliberalen Praktiken hinzuweisen. 
Darüber hinaus besteht jedoch ein wichtiger Macht-Aspekt 
dieser Regierungsform gerade darin, andere zum Handeln 

zu bewegen, also bestimmte Formen des Handelns weniger 
zu unterbinden oder zu beschränken als sie vielmehr zu 
fördern oder gar zu fordern.13 Statt Macht und Machtlosig-
keit, Subjektivität und Unterwerfung, Zwang und Konsens 
zu trennen, sind diese Differenzierungen in der Perspektive 
der Gouvernementalität nicht Ausgangspunkt und Grundla-
ge, sondern Instrument und Effekt gesellschaftlicher Macht-
verhältnisse.  

Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Kri-
tikformen, die den ideologischen Charakter, den ökonomis-
tischen Gehalt oder die destruktiven beziehungsweise re-
pressiven Effekte neoliberaler Praktiken in den Vordergrund 
rücken, weisen auf wichtige Aspekte dieser Regierungs-
technologie hin. Das Problem besteht jedoch darin, dass sie 
ihren Widerstand gegen den Neoliberalismus oft auf eben 
jene Konzepte stützen, die dem selbstformulierten An-
spruch nach gerade Gegenstand der Kritik sein sollen. Die 
Analyse bewegt sich häufig im kritischen Dreischritt von 
Reduktion, Reproduktion und Repression und stellt Wissen 
und Ideologie, Politik und Ökonomie, Subjektivität und 
Macht einander gegenüber. Die entscheidende Frage ist je-
doch, welche Rolle diese Dualismen bei der Konstitution, 
Etablierung und Stabilisierung liberal-kapitalistischer Regu-
lationsformen spielen. Meiner Auffassung nach liegt gerade 
in der Suche nach den Beziehungsgefügen zwischen Wis-
sensproduktionen, Machtstrategien und Selbsttechnologien 
die analytische Bedeutung und der kritische Beitrag der 
Perspektive der Gouvernementalität – in dem Versuch, die-
se „Dualismen“ zu überbrücken, um sie auf einer „Imma-
nenzebene“14 beziehungsweise in einem „Innen ohne Au-
ßen“15 zu resituieren.  

II.  
Abschließend möchte ich diese Raummetaphorik durch ei-
nige grundsätzliche Bemerkungen zu der Frage konkretisie-
ren, wie die Gouvernementalitätsanalytik zu einer „komple-
xeren“ Untersuchung ökonomischer Prozesse beitragen 
kann. Die Immanenzperspektive erfordert zunächst, die 
„Ökonomisierung des Sozialen” nicht als eine Grenzver-
schiebung wahrzunehmen, die das Soziale abschafft oder 
marginalisiert. Statt das quantitative Modell eines Nullsum-
menspiels zugrunde zu legen (mehr Markt bedeutet weniger 
Staat), ist von einer qualitativ veränderten Topologie des 
Sozialen auszugehen, in der die Bedeutung dessen, was 
Ökonomie beziehungsweise Politik meint (und ihre Gren-
zen) neu festgelegt wird. Die so genannte „Entmachtung 
der Politik” ist demzufolge selbst als eine politische Techno-
logie zu analysieren.  

Es ist jedoch notwendig, noch einen Schritt weiter zu 
gehen. Um die Expansion von Marktprozessen und die Ver-
vielfältigung von Wettbewerbskategorien und Unterneh-
mensformen untersuchen zu können, ist es notwendig, eine 
Analyserichtung einzuschlagen, die William Walters als 
„Dezentrierung der Ökonomie“16 bezeichnet hat. Dies mag 
ein wenig paradox erscheinen. Im globalisierten Kapitalis-
mus scheint heute sogar die krudeste Form eines Ökono-
mismus richtig und angemessen zu sein. Allerdings bleibt 
es auch in diesem Fall bei der kritischen Aufgabe zu unter-
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suchen, wie dieser „Ökonomismus“ eine soziale Realität 
wurde, welche epistemischen und politischen Bedingungen 
erfüllt sein müssen, damit er als eine „Tatsache“ und 
„Selbstverständlichkeit“ erfahren wird. 

Hatte sich die Dekonstruktionsarbeit in den Geistes- und 
Sozialwissenschaften bisher vor allem auf die „Dezentrie-
rung des Subjekts“ (etwa als Problematisierung der Katego-
rien von Rasse oder Geschlecht) konzentriert, indem des-
sen widersprüchliche Einheit und fragmentierte Identität 
aufgezeigt wurde, so ist jetzt eine analoge Bewegung für 
die Analyse der Ökonomie vonnöten. Die wichtigen Er-
kenntnisse feministischer, postkolonialer und rassismusthe-
oretischer Arbeiten müssen auch für das Feld der Kapita-
lismustheorie fruchtbar gemacht werden. Mindestens drei 
Dimensionen einer solchen theoretischen „Dezentrierungs-
arbeit“ lassen sich unterscheiden:  

Erstens die genealogische Dimension: Wie bildet sich 
„Ökonomie“ als ein eigenständiger Raum heraus, der sich 
durch spezifische Gesetzmäßigkeiten und autonome Regu-
lationsmechanismen auszeichnet und von politischen, sozi-
alen oder kulturellen Räumen ebenso zu unterscheiden ist 
wie dem Raum der Familie und der Hauswirtschaft. Dabei 
geht es nicht nur um eine historische Genese oder die funk-
tionale Differenzierung eines Raums der Ökonomie, son-
dern um die Frage: Wie wird die Ökonomie „territoriali-
siert“?17  

Zweitens die archäologische Dimension: Statt vom Kapi-
talismus als System zu sprechen oder von einer Totalität 
auszugehen, die nach einer ihr immanenten Logik funktio-
niert, ist er eher als Äußerlichkeit, als Singularität oder als 
eine „Maschine“ zu betrachten, die sich aus vielen hetero-
genen Einzelstücken zusammensetzt. Der Kapitalismus ist 
kein einheitliches Ensemble, sondern fragmentiert, weniger 
notwendige Ursache als kontingenter Effekt sozialer Prakti-
ken, er ist nicht Ausgangs-, sondern Endpunkt gesellschaft-
licher Organisation. Es ist notwendig, das Ausmaß zu er-
kennen, in dem nicht-kapitalistische ökonomische Formen 
wie Hausarbeit, Sklavenarbeit oder die so genannte freiwil-
lige Arbeit seine Existenzbedingungen bilden.18  

Drittens die strategische Dimension: Wie werden inner-
halb dieser Ökonomie bestimmte Felder als kapitalisierbar 
ausgewiesen und ausbeutbar gemacht? Ein anschauliches 
Beispiel dafür ist sicher die „Erfindung“ der Patentierung 
von Lebewesen, ein weiteres der Diskurs um Biodiversität, 
wobei die Natur nicht mehr als eine äußere und unmittelba-
re ausbeutbare Sphäre behandelt, sondern als Quelle und 
Schöpferin von Wert betrachtet wird. Das letztes Beispiel ist 
der illegale Drogen- und Menschenhandel, an dem sich zei-
gen lässt, dass Räume durch Verbote nicht einfach abge-
schlossen oder restringiert, sondern im Gegenteil über und 
durch das Verbot erst eröffnet und profitabel werden: 

„Es geht nicht um die Frage, Gesetze den Menschen zu ok-
troyieren, sondern darum, die Dinge richtig zu arrangieren; 
d. h. es ist weniger von Gesetzen als von der Anwendung von 
Taktiken, sogar von den Gesetzen selbst als Taktiken zu 
sprechen – die Dinge so zu arrangieren, daß mit bestimmten 
Mitteln diese und jene Ziele erreicht werden könnten“.19  

Es ist dieses „ökonomische Arrangement“ der Dinge, das 
Foucault zufolge die Eigenart der Regierungskunst aus-

macht. In seiner Vorlesung am Collège de France von 1978 
zitiert er aus einem frühneuzeitlichen Traktat von Guillaume 
de La Perrière20:  

„Regieren ist das richtige Verfügen über die Dinge, derer man 
sich annimmt, um sie dem angemessenen Zweck zuzufüh-
ren“21. 

Zu ergänzen ist, dass die Kritierien des Richtigen und An-
gemessenen der Regierungskunst nicht äußerlich, sondern 
selbst ein Effekt der „Ökonomie der Macht“ sind. Das „rich-
tige Verfügen über die Dinge“ erfordert eine Kunst des Ver-
Führens, Angemessenheit verweist auf spezifische Maß-
vorgaben, das Zuführen setzt ein Anführen voraus. Was 
dies für die „Kunst des Regierens im 21. Jahrhundert“ be-
deutet, zeigt das Schlusswort von Theo Sommer zu der 
eingangs erwähnten gleichnamigen Tagung: 

„Das Regieren ist heute schwieriger als je zuvor in der Ge-
schichte der Menschheit. Die Gegebenheiten haben sich völlig 
verändert. Eines aber ist unverändert geblieben, trotz allen 
Wandels: Regieren heißt Führen. Wie Harry Truman es ein-
mal ausgedrückt hat: Man muss die Leute dazu bringen, das 
zu tun, was ihnen zutiefst gegen den Strich geht – und man 
muss es so anstellen, dass sie hinterher glauben, sie hätten 
nie etwas anderes gewollt. Das ist die Kunst des Regierens, 
des Führens. Führen heißt aber auch immer: gegen jemanden 
entscheiden (...). Wer führen will, muss den Konflikt riskieren 
und den Konflikt aushalten. Der Konflikt geht jedem Kompro-
miss und jedem Konsens voraus. Das ist das Wesen aller Po-
litik, gerade in der Demokratie.“22  
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L‘USAGE DE FOUCAULT: 
MODERNE, POSTMODERNE UND ORGANISATION 

 

 
1. EINLEITUNG 

„The essence of academic work is critique of the taken for 
granted, in order to open up the possibility of things being dif-
ferent.“1                 Barbara Townley 
„Zweikämpfe sind stets immer nur Theater.“2          Michel Serres 

Das Übel erwächst aus der Simplifizierung: „Komplexität ist 
das Merkmal der Wirklichkeit, während der Dualismus zum 
Kampf aufruft, zu einem Kampf, in dem der neue Gedanke 
umkommt (...). Der Dualismus errichtet Wehrtürme, auf de-
nen die streitenden Parteien sich lange Zeit verschanzen, 
weil es ihnen an Mut fehlt. (...) der Raum des Problems ver-
schwindet unter den zahllosen Gitternetzen der Besatzer. 
Die Klassifikation – vom lateinischen classis, das einen 
Truppenteil bezeichnet – ist gleichfalls das Ergebnis des 
Kräfteverhältnisses (...) das Positive und das Negative sind 
ein und dasselbe, es sind Zwillinge“ – wie Licht und Schat-
ten, wie jede Moderne der Logik des Supplements folgend 
ihre Postmoderne hat.3  

Wenn wir im Folgenden die Diskussion rund um Fou-
cault, seinen Gebrauch in der Organisationstheorie sowie 
die daraus resultierende Kritik analysieren, dürfen wir nicht 
aus den Augen verlieren, dass es sich dabei um eine 
Simplifizierung seines komplexen und vielschichtigen Werks 
handelt. In der Diskussion zwischen einer sich modern und 
einer sich postmodern verstehenden Organisationstheorie4 

scheinen sich in der Zwischenzeit zwei feindliche Mächte 
unversöhnlich gegenüberzustehen, der Raum möglicher 
Problematisierungen ist unter den diskursiven Rastern der 
Besatzer verschwunden. Bereits in dem für die folgende 
Diskussion wegweisenden Artikel von Robert Cooper und 
Gibson Burrell werden die „battle positions which have been 
drawn up on both sides“ definiert,5 und sie kommen zum 
Schluss, dass „two radically different systems of thought 
and logic are at work in the modernist-postmodernist con-
frontation.“6 

Foucault, der hier in den – nebenbei bemerkt zweifelhaf-
ten – Genuss kommt, ein Hauptvertreter der Postmoderne 
zu werden,7 wird mit diesem Gebrauch als Antiorganisati-
onstheoretiker klassifiziert und positioniert: er wird zu einem 
Denker der Einschränkung und Einschließung. Wie Deleu-
ze8 jedoch betont, ist Foucaults Werk vielschichtiger und 
komplexer, es lässt sich nicht auf diesen einen Punkt redu-
zieren – im Gegenteil, es scheint ein „gefährliches Supp-
lément“ zur Moderne zu sein, das in einer ständigen Bewe-
gung der Problematisierung Wahrnehmungen verschiebt 
und Fragestellungen verändert. Gerade diese Beweglichkeit 
– Deleuze würde sagen: die Fluchtlinien – im Werk 
Foucaults scheint sich verloren zu haben zugunsten eines 
„orthodoxen“ Gebrauchs von Foucault, der in jenes „intellec-
tual self-imprisonment“9 führt, das Foucault selbst analysiert 
und kritisiert hat. 

Um diese gewagte Behauptung und deren Implikationen 
etwas deutlicher zu machen, werden wir im Folgenden bei-
spielhaft den Gebrauch Foucaults innerhalb der Organisati-
onstheorie analysieren; wie sich zeigen wird, ist dabei et-
was entstanden, das man als „Foucauldian Cage“ beschrei-
ben könnte. In einem weiteren Abschnitt werden wir die dis-
kursiven Strategien und die Wahrheitseffekte sowie deren 
Kritik seitens „moderner“ Autoren analysieren, die Foucaults 
Untersuchungen innerhalb der Organisationstheorie produ-
ziert hat und die sie produziert haben. Abschließend skiz-
zieren wir eine Fluchtlinie oder Passage, entlang derer wir 
uns aus der Moderne–Postmoderne Aporie mit einem „de-
leuzianischen“ Gebrauch von Foucault (zumindest ein klei-
nes Stück) heraus bewegen. 

2. L‘USAGE DE FOUCAULT 
Zunächst wollen wir auf den Gebrauch der Foucault‘schen 
Texte und Analysen innerhalb der Diskussion zwischen 
moderner und postmoderner Organisationstheorie einge-
hen. Beispielhaft werden wir dabei eine konkrete Form der 
Organisation, nämlich der von Personal im Sinne des Hu-
man Resource Management (HRM) sowie die von Foucault 
inspirierte Kritik daran, wie sie etwa Barbara Townley for-
muliert hat, analysieren.  

Mit der Rezeption der Foucault‘schen Machtanalysen 
hat sich vor allem im anglo-amerikanischen Raum eine kriti-
sche Gegenrichtung herauskristallisiert; mit diesem 
„Foucauldian turn“10 sind die Praktiken des HRM – in erster 
Linie der Zusammenhang zwischen Macht und Wissen, die 
konkreten Technologien der Macht sowie deren subjektkon-
stituierende Wirkung – in den Mittelpunkt einer kritischen 
Reflexion gerückt. Insbesondere in den Critical Ac-
countingstudies wurden die Arbeiten von Foucault intensiv 
rezipiert.11 Accounting wird hier als eine Technologie des 
Sehens problematisiert, über die Organisationen einer spe-
zifischen Sichtbarkeit unterworfen werden. Die Konstruktion 
von Organisationen beziehungsweise Arbeitszusammen-
hängen in den Kategorien des Accounting unterwirft diese 
dem zwingenden Blick des Controllers (Controlling Re-
gimes). Im Bereich der Personalforschung hat vor allem 
Barbara Townley an der Entwicklung einer Foucault‘schen 
Perspektive gearbeitet. Und in der Tat sieht Townley die 
Problematik des Personalmanagement und des Accounting 
in einer analogen Weise. Während das Accounting ein Re-
gime der Sichtbarkeit „im großen“ konstituiert, erlauben es 
die verschiedenen Praktiken des Personal- beziehungswei-
se Human Resources Management, noch mehr ins Detail 
zu gehen. Die detaillierte Erforschung der Individuen, die 
Sichtbarmachung ihrer Stärken und Schwächen, die Multi-
plikation von Prüfungsprozeduren und Geständnispraktiken 
ergänzen einander: „both personnel and accounting consti-



IWK-MITTEILUNGEN 2-3/2001 

MARTIN KORNBERGER / RICHARD WEISKOPF  31 

tute systems of recording, classifying, and measuring. They 
represent the operation of governance through calculative 
order (…) they participate in the disciplining of undisciplined 
domains. (...) accounting, like personnel, is a technology 
which affects a strategy of governance and imposes an or-
der on the world.”12  

Uns geht es nun hier nicht um eine weitere kritische 
Analyse von Managementtechniken und ihrer Machtwirkun-
gen, sondern vielmehr um die „Wahrheitseffekte“13, die sich 
aus einem bestimmten Gebrauch von Foucault im Feld der 
Organisationstheorie herauskristallisiert haben. Wir wollen 
also nicht die von Foucault analysierten Praktiken der Dis-
ziplinarmacht auf deren Verwendung in den Techniken des 
(HR-)Managements hin untersuchen, wie dies Barbara 
Townley so eindrucksvoll getan hat, sondern die mit einem 
solchen spezifischen Gebrauch von Foucault verbundene 
Problematik herausarbeiten. Es geht dabei nicht um ver-
meintliche „Fehler“ oder „Lücken“ in der Rezeption des 
Foucault‘schen Werks und schon gar nicht darum, sich zum 
Anwalt von oder zum Richter über Foucault zu stilisieren 
und darüber zu urteilen, wer Foucault „richtig“ und wer 
„falsch“ verwendet oder interpretiert. Dies scheint uns selbst 
Teil eines Wahrheitsspiels zu sein, das Foucault als Teil der 
modernen Macht identifiziert hat.  

Uns interessieren allein die Wahrheitseffekte, die 
Foucaults Analysen eben dieser Wahrheitseffekte im Feld 
der managementkritischen Organisationstheorie gezeitigt 
haben, und die Reaktionen, die dieser kritische Diskurs 
evoziert hat. In diesem Sinne könnte man unsere Analyse 
quasi als Symptomuntersuchung in den weiteren Kontext 
der Diskussion zwischen moderner und postmoderner So-
zialwissenschaft stellen. 

Hier nun unsere These: Aus Foucault wird durch einen 
bestimmten Gebrauch ein postmoderner Antiorganisations-
theoretiker, mit der Folge, dass die Gegner einer solchen 
Theorie diese und mit ihr ihren scheinbaren Hauptakteur, 
nämlich Foucault, als destruktiven und nihilistischen Angriff 
auf die etablierte, moderne Organisationstheorie verstehen. 
Foucault wird, um im Bilde der Einleitung zu bleiben, zu ei-
nem postmodernen „Wehrturm“ im Kampf gegen die mo-
derne Organisationstheorie und die durch diese produzier-
ten oder legitimierten Einschränkungen. Die „battle positi-
ons“ sind klar definiert.  

Jenseits, oder vielleicht besser: neben einem solchen 
Gebrauch von Foucault wollen wir einen anderen, sagen wir 
in Ermangelung eines besseren Wortes, positiven oder pro-
duktiven Gebrauch hervortreten lassen, der in einem gewis-
sen Sinn quer zur moderne versus postmoderne Konfronta-
tion/Opposition steht. Foucault selbst würde wahrscheinlich 
von einer „Problematisierung“14 beziehungsweise von einer 
„Grenzhaltung“15 sprechen, die sich einem Entweder-oder 
verweigert und stattdessen an einer Verschiebung von 
Wahrnehmungsweisen arbeitet.  

Keineswegs sind wir jedoch die Ersten, die einer sol-
chen Idee folgen, und die eine solche Idee verfolgt16: Burrell 
hat schon in seinem wegweisenden Artikel in Bezug auf 
Foucault von einer „(...) vision to be developed in fruitful and 
controversial ways by those interested in opening up our 
discipline and our organizations“ gesprochen.17 Sein Artikel 

beginnt mit einem Bekenntnis: er will die Aufmerksamkeit 
auf die „positive aspects of Foucault’s work“ richten18 und 
wendet sich dessen kanonische Auslegung: „As Foucault 
has done unto Nietzsche so are we able to unto Foucault.” 
– Foucault: „The only valid tribute to thought such as Nie-
tzsche‘s is precisely to use it, to deform it, to make it groan 
and protest. And if commentators say that I am being un-
faithful to Nietzsche that it is of absolutely no interest“ – al-
lerdings wird diese Botschaft lieber zitiert als praktiziert19 
und so bleibt auch Burrell – trotz gegenteiliger Beschwö-
rungen – in einer rein negativen Anti-Position stecken: 
Foucault als „anti-modernist“ mit seiner „pessimistic“ „anti-
science“20.  

Burrell, der Foucault auf diese Weise konstruiert, bleibt 
nur eine Möglichkeit, die radikaler und negativer kaum sein 
könnte: „Reality, and our discourse about reality, are both 
ever more closely confining. Thus we are imprisoned by our 
knowledge and made freer by our ignorance. Only to the ex-
tent that we stop talking about types of organizations do we 
succeed in not reproducing the disciplinary society.”21 So 
scheint es, dass die „positiv aspects of Foucault“, auf die 
sich Burrell konzentrieren wollte, sich darauf beschränken, 
sich und seinen Lesern deutlich vor Augen zu führen, dass 
wir alle in einem Gefängnis leben, aus dem es kein Entrin-
nen gibt. „According to Foucault, since all of us belong to 
organizations and all organizations are alike and take the 
prison as their model, we are all imprisoned (...)“22 

Mit einer Reihe diskursiver Strategien installiert Burrell 
eine Ordnung in Foucaults Text: zunächst präsentiert er ei-
nen Überblick über Foucaults Werk, um Überwachen und 
Strafen als das für die Organisationstheorie entscheidende 
Buch zu bestimmen; darin nimmt er nun wiederum auf die 
Gefängnismetapher bezug, konkret auf jenen vielzitierten 
Satz, wonach man sich nicht wundern solle, warum alle 
Schulen den Gefängnissen und die den Fabriken und und 
und gleichen ....23 

Ein solcher Gebrauch der Foucault‘schen Analysen, der 
zu einem Gutteil die machtanalytischen Untersuchungen in-
spiriert hat, produziert eine „neue Orthodoxie“24, einen 
„Foucauldian Cage“25, einen paradigmatischen Foucauldia-
nism, der zwar erlaubt, anders zu sehen als mit herkömmli-
chen Perspektiven, zugleich aber „(…) prevents someone 
from being able to see anything other than self-surveilling 
subjects who imprison themselves in various kinds of pa-
nopticons.”26 – Aber wir eilen unserer Geschichte voraus ... 

3. DIE DISKURSIVE KONSTRUKTION  
    DES FOUCAULDIAN CAGE 

„In effect, Foucault paints himself, and his devotees, into a 
corner.”27      Hugh Willmott 

Hugh Willmott, der zusammen mit David Knights28 zur Ver-
breitung Foucault‘scher Konzepte in der Organisationstheo-
rie, in den Organization Studies, in der Labour-process-
theorie sowie auch in der kritischen Accountingforschung 
einen wichtigen Beitrag geleistet hat, spricht hier eine Prob-
lematik an, der wir uns im Folgenden widmen wollen. Als 
Beispiel greifen wir hier die Arbeit von Barbara Townley auf, 
die Foucaults Konzepte für eine kritische Analyse der mo-
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dernen Praktiken des HRM verwendet. Barbara Townley 
gehört im Bereich der Management- und Organisationsfor-
schung sicherlich zu den profiliertesten „Foucauldians“. In 
einer Reihe von Beiträgen hat sie eine Foucault‘sche Per-
spektive auf Organisation und Management entwickelt29 
und sie wird auch in den einschlägigen Überblicksarbeiten30 
als herausragende „Foucauldian“ zitiert. Wir wollen uns mit 
Townleys Zugang gerade deshalb kritisch auseinanderset-
zen, weil er einen einfluss- wie kenntnisreichen Versuch 
darstellt, das Foucault‘sche Denken für ein neues Verständ-
nis von Organisation und Management zu nutzen und in 
exemplarischer Weise einen spezifischen Gebrauch von 
Foucault illustriert. Townleys Rekonstruktion des HRM aus 
Foucault‘scher Perspektive eignet sich besonders gut, um 
deutlich zu machen, wie aus dem vielschichtigen, wider-
sprüchlichen und dynamischen Werk von Foucault ein fes-
ter Bezugsrahmen wird, in den unterschiedlichste Techni-
ken und Praktiken des modernen Managements eingeord-
net werden können. Wenn wir uns hier in kritischer Absicht 
mit diesem Zugang auseinandersetzen, so nicht um irgend-
welche „Falschheiten“ oder „Fehler“ in ihrer Foucault Re-
zeption nachzuweisen – das wäre nicht nur langweilig, son-
dern auch fruchtlos –, vielmehr wollen wir uns in unserer 
Kritik von dem leiten lassen, was Townley31 selbst in An-
schluss an Foucault „writing in friendship“ genannt hat: „It is 
not to act as the polemicist, encased in privileges.“ 

In ihrem 1994 erschienenen Buch Reframing Human 
Resource Management. Power, Ethics and the Subject at 
Work ist dieser Rahmen deutlich erkennbar. Während gera-
de der Bereich des Personalmanagements in der herkömm-
lichen Managementforschung in einem funktionalistischen 
Rahmen diskutiert wird, versucht Townley, mit Foucault die 
politische Dimension des HRM deutlich zu machen. Town-
ley posititioniert sich dabei selber in einer kritischen Traditi-
on. Sie will das rein technisch-instrumentelle Erkenntnisinte-
resse der mainstream-Forschung im Bereich des HRM 
überwinden und geht von einem emanzipatorischen Er-
kenntnisinteresse aus. Ihr Interesse liegt also nicht darin, zu 
einer Effizienz und Effektivitätssteigerung im Bereich der 
„Nutzung von Humanressourcen“ beizutragen – ihr geht es 
vielmehr um die Frage, „how can the academic study of 
HRM help people at work“32: „To do so, it must articulate 
their practical experience. Whether explicitely acknowl-
edged, or not, the experience of work is located in, and 
constituted by, power relations. To be relevant, therefore, 
HRM must provide people with a framework for understand-
ing power.” 

Entsprechend Foucaults Konzept der Disziplinarmacht 
wird in der Analyse die Aufmerksamkeit nicht auf die Stra-
tegien und (verborgenen) Absichten einer dominanten 
Gruppe (in diesem Falle des Managements gegenüber dem 
„Personal“) gelegt – sondern auf die Vielzahl von Mikroprak-
tiken, über die Arbeitsprozess strukturiert, geordnet, regu-
liert wird. Die diversen Praktiken des HRM werden zu 
Technologien, über die der (individuelle und kollektive) „bo-
dy of labour“ zu einer geordneten und disziplinierten Ar-
beitskraft wird. Den Ausgangspunkt für diese Konstruktion 
bildet der Arbeitsvertrag beziehungsweise das, was in der 
Personalforschung als das „personalpolitische Transforma-

tionsproblem“ bekannt ist,33 welches sich aus der Differenz 
zwischen Arbeitsvermögen und Leistung beziehungsweise 
dem Versprechen auf Leistungserstellung und der tatsächli-
chen Arbeitsleistung ergibt. 

Entsprechend der Foucault’schen Sichtweise wird die 
Aufmerksamkeit in der Analyse weder auf „Organisationen“ 
noch auf „Individuen“ gelenkt. Denn aus der Sicht von 
Foucault sind sowohl Objekte wie Subjekte als Produkt oder 
Effekt von sozialen Praktiken zu verstehen.  

„A Foucauldian analysis stresses the importance of practices 
of organizing, not organization: how individuals and their acti-
vities become organized and translated, and the mechanisms 
and the practices which have been developed for this. The 
emphasis is with issues of ‚how‘: how the indeterminacy  of 
contract is resolved, in particular, how the ‚analytical space‘ 
between expectation and deliverance of performance is articu-
lated.“34  

Foucaults Konzept von Wissen/Macht beziehungsweise der 
„governmentality“35 wird verwendet, um Praktiken des HRM 
in einer neuen Weise zu verstehen. Beim Diskurs des HRM, 
der vielfach (von humanistisch-kritischen orientieren Auto-
ren) als eine neue Managementideologie bezeichnet wird, 
welche die Realitäten der Ausbeutung und Herrschaftssi-
cherung hinter einer humanistischer Rhetorik verschleiert,36 
handelt es sich um ein Wissen/Macht-Regime, über das die 
Arbeitsbeziehungen in Organisationen reguliert, gelenkt und 
konstituiert werden. Im Unterschied zu ideologiekritischen 
Arbeiten wird dabei weniger auf den Aspekt der „Falschheit“ 
des Wissens beziehungsweise der verzerrten Repräsen-
tation der Realität abgezielt, sondern vielmehr auf den As-
pekt der Machtgeladenheit des Wissens bezug genommen: 
„The focus becomes ... the processes by which objects are 
rendered amenable to intervention and regulation by being 
formulated in a particular way. Such an approach em-
phazises the mechanisms of inscription, recording and cal-
culation which constitute the discursive practices which 
make government possible. Its focus is those regulatory 
mechanisms which make a domain or area open to regula-
tion, the mechanisms and processes through which aspects 
of life at work become gouvernable.”37  

Als Diskurs stellt HRM eine Sprache zur Verfügung, 
über die die menschliche Arbeitskraft, Arbeitsbeziehungen 
... auf bestimmte Art und Weise konstruiert und wahrge-
nommen werden. „Das Personal“ als Objekt des Manage-
ments existiert also nicht an sich, sondern wird allererst 
über diesen Diskurs konstituiert. Das gilt nicht nur auf der 
Ebene des allgemeinen Diskurses in dem historisch wech-
selnde Konstruktionen beziehungsweise Identitäten des ar-
beitenden Menschen erzeugt werden,38 sondern auch auf 
der Ebene von Einzelorganisationen, in denen diese Dis-
kurse „enacted“ werden.  

„Through its discourse and practices, personnel renders 
organizations and their participants calculable arenas. In a 
variety of technologies, personnel provides the means by 
which activities and individuals become knowable and gov-
ernable. These personnel practices to not ‚reflect‘ reality: 
they actively order and create it.“39  

Wie bereits der Titel des Buches – Reframing HRM – 
deutlich macht, geht es Townley darum, den Diskurs und 
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die Praktiken des HRM in einen neuen Rahmen zu stellen, 
in dem die Machteffekte und -wirkungen dieser Techniken 
sichtbar, analytisch fassbar und damit diskutierbar werden. 

Vorwegnehmend können wir die Frage formulieren, ob 
die Art und Weise, in der sie diesen Rahmen konstruiert, 
selbst zu einem Käfig wird, der die produktiven und kreati-
ven Potenziale, die in Foucaults Arbeiten stecken, eher ver-
deckt als zum Vorschein bringt. Townley ordnet dabei die 
Techniken des HRM in einen Rahmen, den sie aus 
Foucault’schen Bausteinen konstruiert und in den relativ 
eindeutig die unterschiedlichsten Praktiken, die zum Zweck 
des Managements von Arbeitskraft erfunden wurden, ein-
geordnet werden. Sie subsumiert die Techniken des HRM 
unter die Kategorien, die Foucault aus der genealogischen 
Analyse konkreter historischer Situationen gewonnen hat40, 
und unterscheidet dementsprechend zwischen Teilungs-
praktiken, der Kontrolle der Aktivitäten, Objektivierungsprak-
tiken und Subjektivierungspraktiken. 

Für jede dieser Praktiken lassen sich unzählige Beispie-
le aus dem Arsenal des (Personal- beziehungsweise Hu-
man Resource) Managements finden. In dieser Betrach-
tungsweise wird die Produktion von Personal – das heißt 
die Produktion von regier- und steuerbaren Menschen – 
zum zentralen Punkt. Damit ist die Logik der Gouverne-
mentalität auf der Ebene von Arbeitsorganisationen deutlich 
herausgearbeitet. „[Personnel] fixes individuals in concep-
tual spaces, orders or articulates the labour process, cap-
tures individuals within a form of visibility, a gaze, which 
serves to render actions, behaviour, and even thoughts, 
knowable.“41 Die Problematik, die sich in Townleys Kon-
struktion eines Foucault’schen Rahmens ergibt, wird deut-
lich wenn wir Miller und Rose zu Wort kommen lassen.  

„Whilst governmentality is eternally optimistic, govern-
ment is a congenitally failing operation (...) the will to govern 
needs to be understood less in terms of its success than in 
terms of the difficulties of operationalizing it.”42 Das heißt, 
die Regierbarkeit, die Berechenbarkeit etc. ist als ein politi-
sches Programm zu verstehen, dessen Dynamik sich gera-
de aus dem tatsächlichen Scheitern heraus erklärt. Darauf 
weist zwar auch Townley hin43 – und dennoch wird gerade 
in der schubladenartigen – „rasterförmigen“ – Erfassung ei-
ner Unzahl von Techniken und Praktiken des Personalma-
nagements (die selbst an ein „Tableau“44 erinnert) der Ein-
druck erweckt, als wäre die governmentality ein abge-
schlossener Prozess beziehungsweise ein Prozess, der 
zum Abschluss kommen könnte.45 Die Repräsentation der 
Techniken des Personalmanagements in diesem Fou-
cault‘schen Rahmen ähnelt somit dem Idealtyp der bürokra-
tischen Organisation, wie ihn etwa Max Weber gezeichnet 
hat. Die Rolle des HRM liegt nach Townley in „providing a 
nexus of disciplinary practices aimed at making employee‘s 
behaviour and performance predictable and calculable – in 
a word ‚manageable‘. Personnel is better understood as the 
‚will to knowledge‘, a disciplinary system of power/know-
ledge, a ‚great web of bureaucracy‘ which evolves ‚endless 
ways to count and classify people‘“.46 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass Marsden und 
Townley47 Foucault in eine Linie mit der Organisationstheo-
rie von Max Weber stellen – und in gewissem Sinne das 

Bild des „stählernen Gehäuses der Hörigkeit“, aus dem es 
nach Max Weber „kein Entrinnen“ gibt, in Foucault‘scher 
Terminologie wieder erstehen lassen und damit Einwände 
provozieren, die in einer Foucault‘schen Problematisierung 
von modernen Praktiken und Techniken des Managements 
nicht viel mehr als eine Neuauflage des „iron cage“ sehen48 
und die insbesondere die negative Kritik von Seiten derjeni-
gen Autoren heraufbeschwören, die in Foucault einen De-
terministen, Irrationalisten, Negativisten usw. sehen.  

Aber, so ließe sich wohl zu recht einwenden, Barbara 
Townley hat niemals behauptet, dass wir in einem Foucaul-
dian Cage leben, aus dem es kein Entrinnen gäbe. Im Ge-
genteil, sie ist sich sehr wohl der Komplexität und der Ambi-
valenz der Machtverhältnisse bewusst: „I do not claim that 
these techniques produce a totally obedient subject. Nor do 
I mean to suggest that these practices are purely negative, 
acting only to constrain the individual. Disciplinary power is 
simultaneously productive and repressive. That is the es-
sence of its appeal.”49 

Sind es also nicht wir, die Townley klassifiziert, in einen 
Raster gesteckt haben, und haben nicht wir durch unseren 
Gebrauch ihrer Analysen einen Foucauldian Cage gezim-
mert? – Ja und nein. Ja insofern, als sich auch durch Town-
leys Texte eine Polyvalenz des Diskurses zieht, die die Am-
bivalenz von Praktiken hervorstreicht.50 Nein, insofern als 
die Aufmerksamkeit primär auf „(…) the details of practices 
which bind our organizational lives“51 gerichtet wird und 
Foucaults Idee „[to] follow the distribution of gaps and 
breaches, and watch for openings“52 in den Hintergrund 
gerät. So haben ihre Analysen in der Diskussion zwischen 
einer modernen und einer postmodernen Organisations-
theorie einen ziemlich eindeutigen Wahrheitseffekt erzeugt, 
und eben diesem Wahrheitseffekt, der untrennbar mit dem 
Namen Foucault verbunden ist, gilt hier unser Interesse. Wir 
reduzieren Townley also keineswegs auf den Punkt einer 
Theoretikerin des Foucauldian Cages, sehr wohl aber hat 
ihr Gebrauch von Foucault einen Wahrheitseffekt produ-
ziert, der Foucault zu einem Denker der Einschließung und 
Einschränkung gemacht hat und uns, wie Deleuze53 be-
merkt, „daran [hindert], sein umfassenderes Projekt wahr-
zunehmen.“ 

Um dies herauszuarbeiten, werden wir im folgenden 
Abschnitt auf die teilweise recht heftige Kritik eingehen, die 
die von Foucault inspirierten Analysen hervorgebracht ha-
ben. Dass diese Kritiken aus unserer Sicht zum größten Teil 
überzogen und verfehlt sind, ist dabei weniger von Interes-
se als die Eindeutigkeit und Negativität, die der oben analy-
sierte Gebrauch von Foucault evoziert hat. 

4. DIE NEGATIVE KRITIK  
    AN DER KRITIK DES NEGATIVEN 
Die Kritik an den Foucault‘schen Analysen und durch sie 
hindurch an Foucault lässt sich in fünf Punkten skizzieren: 

– Zunächst wird Foucault als Theoretiker des Foucaul-
dian Cage (miss-) verstanden.54 Dabei wird der Foucauldian 
Cage als die „Foucauldian perspective“ verstanden und als 
rein negativ kritisiert – und mit ihr Foucault: „I am simply 
uncertain as to why the journey is worth beginning on his 
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own terms. In other words, what can critical studies of or-
ganization achieve from a Foucauldian starting point – apart 
from the creation of new discursive ‚iron cages‘?”55 Und 
weiter: „It seems as if the very language of poststructuralism 
prevents someone from being able to see anything other 
than self-surveilling subjects who imprison themselves in 
various kinds of panopticons.”56 Gibson Burrell bestätigt 
diesen Effekt, wenn er darauf hinweist, dass „(...) within or-
ganization studies, attempts have been made to elevate 
surveillance to a primary focus of attention and, almost 
weekly, new analyses of panopticism appear which show 
the relevance of Foucault in the mid 1990s through his con-
centration on power-knowledge.”57 

Wie in der postmodernen Problematisierung generell 
wird bei Foucault eine „celebration of rejection“58 diagnosti-
ziert; Foucault wird dabei zu einem negativen, reaktiven An-
ti-Organisationstheoretiker, der die Kritik(er) selbst auf Irr-
wege führe: „the warnings of Foucault-inspired organization 
theorists carry on a tradition of rebellion against communal 
authority. It is this rebellion and this desire for an impossible 
autonomy that continue to make the power/knowledge 
framework attractive today and lead many distrustful minds 
along the absurd road of endless criticism.“59 

– Daran anschließend werden zweitens die Foucault‘ 
schen Analysen wegen ihrer fehlenden politischen Hand-
lungsperspektive kritisiert. Sie führe, so der Vorwurf, zu einer 
„(...) inability to articulate a politics of the organization – or po-
litical positions more general – because they [the Foucauldi-
ans] have disqualified all the grounds for judgement.”60  

– Eng damit zusammen hängt der Vorwurf, dass norma-
tive Kriterien fehlen, was unweigerlich zu Unmöglichkeit be-
ziehungsweise Unhaltbarkeit eines jeden ethischen Stand-
punktes führe: „Since there is a refusal to clarify the norma-
tive criteria for distinguishing more or less acceptable forms 
of power, the Foucauldian struggle against subjection is not 
only restless but fundamentally capricious, individualistic 
and ultimately nihilistic.“61 Martin Parker verschärft diesen 
Kritikpunkt, insofern er aus dem Fehlen von klarer normati-
ver Kriterien den Schluss des „anything goes“ zieht: „The 
impossibility of making distinctions between oppression and 
emancipation is what leads us to a position of ethical sensi-
vity (...) Debates about justice and injustice, emancipation 
and oppression cannot be illuminated by turning to ‚evi-
dence‘. Unfortunately, it is rather difficult to see how any 
‚debate‘ could be conducted, since there could be no ag-
reed rules for any intellectual engagement. In other words, 
with ethics as with epistemology, it might seem that any-
thing goes.”62  

– Ein vierter Kritikpunkt bezieht sich auf die Konzeption 
des Verhältnisses von konkreten Technologien des Mana-
gements einerseits und den Strategien des wissenschaftli-
chen Diskurses andererseits: am Beispiel der Personalaus-
wahl etwa kritisiert Newton, dass „(...) Townley almost ap-
pears to suggest that organizational psychologists are the 
unthinking ‚preprogrammed‘ puppets of their discourse. Her 
argument comes close to implying that there is a relatively 
straight line from modern discourse to the constitution of 
both action and identity (...) her general thesis creates the 
impression that there is a extremely powerful modern social 

science in existence which, if not actively resisted, will con-
stitute the subject and define local power relations, such as 
that of organizational psychology in disciplining the selec-
tion process.”63 

– Ein fünfter und letzter Kritikpunkt bezieht sich auf den 
„failure to theorize subjectivity”64 im Rahmen einer Fou-
cault‘schen Analyse des Personalmanagements: „Since the 
subject largely appears as a function of power-knowledge 
practices – which make her vulnerable, and embroil her in a 
disciplinary matrix – the problem of the subject largely dis-
appears. In other words, because the subject seems to be 
possess very little agency, there is no need to resolve dual-
ism that might exist between say, an agential subject and 
disciplinary power.“65 Mit einer Foucault‘schen Analyse las-
se sich, so die Kritik, Subjektivität nur als quasi von außen 
aufgedrücktes Schema denken, niemals jedoch als Eigen-
leistung eines aktiv handelnden Subjekts konzipieren: „As 
‚constitution‘ in discourse involves such active subjects (...) 
Developing such an account remains an impossibility within 
current Foucauldian readings because they appear unable 
to ‚give life‘ to active subjects.“66  

In der kritischen Organisationsforschung hat nun Will-
mott67 auf jene Art von Zwickmühle hingewiesen, in der sich 
die kritische Organisations- und Managementforschung be-
findet. Ihm zufolge ginge es darum, eine kritische Theorie 
zu entfalten, „that avoids the (humanist) Scylla of Critical 
Theory without foundering upon the undiscriminating Cha-
rybdis of Foucauldianism.” Was Willmott hier als „undiscri-
minating Charybdis of Foucauldianism“ bezeichnet, ist we-
niger Foucault zuzuschreiben als vielmehr einem bestimm-
ten Gebrauch des Foucault‘schen Werkes („Foucauldia-
nism“), der dessen „vagabundierendes Denken“ in eine dis-
ziplinierte/disziplinierende Schablone, einen festen Rahmen 
transformiert, der weniger die „Neugier“68 anregt, sondern 
eher den Kritiker in eine Position des Wissenden zu verset-
zen scheint. 

5. FLUCHTLINIEN 
„Es gibt im Leben Augenblicke, da die Frage, ob man an-
ders denken kann, als man denkt, und anders wahrnehmen 
kann, als man sieht, zum Weiterschauen und Weiterdenken 
unentbehrlich ist.“69 – und wir fügen hinzu: ebenso zum Or-
ganisieren. Wir wollen in diesem letzten Teil eine Fluchtlinie 
skizzieren, die uns aus der oben skizzierten „battle position“ 
herausführt.70 

Foucault hat einen Gebrauch seines Werkes nahe ge-
legt, der uns über den Foucauldian Cage hinauszuweisen 
scheint: „Arbeiten aber heißt“, so Foucault, „unternehmen, 
etwas anderes zu denken, als man zuvor dachte.“71 Wer in 
diesem Sinn mit Foucault arbeiten möchte, muss über seine 
Analysen hinausgehen, darf sie nicht als fertige Rezepte72 
verstehen, sondern muss versuchen, neue Räume für bis-
her ungedachte Möglichkeiten zu (er)finden – mit Foucault 
gesprochen: „Alles in allem geht es darum, die in Form der 
notwendigen Begrenzungen ausgeübte Kritik in eine prakti-
sche Kritik in Form einer möglichen Überschreitung zu 
transformieren.“73 

Es geht also nicht darum, ein von Foucault inspiriertes 
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Denken als Antiorganisationstheorie einer modernen Orga-
nisationstheorie antithetisch gegenüberzustellen; eine post-
moderne Organisationstheorie „opens space for others to 
enact different worlds in ambivalent spaces which are not 
yet inside or outside the organizational texts.“74 Postmoder-
ne Kritiken wie die von Foucault öffnen Räume für ein neu-
es Denken und Organisieren75: „Genealogical analyses, of-
fering very detailed historical documentation of what other-
wise may have become naturalized, offer important ways to 
rethink current issues (...)“76 Ein solches Denaturalisieren, 
Dekonstruieren von scheinbar unabdingbar Notwendigem 
(oder Unmöglichem) führt (potenziell) zu einem „opening 
new sites of engagement“.77 Die zentrale Frage ist nun, wie 
sich diese Räume in einem positiven Sinn verwenden las-
sen: „But, once, you‘ve deconstructed, then what? How can 
we reconstruct, or get anything positiv from this?“ – wie Ca-
lás/Smircich rhetorisch fragen.78 

Versuchen wir also, mit Foucault – vor allem der deleu-
zianischen Interpretation seines Werks – und mit den Ana-
lysen von Townley ein solches Arbeiten zu skizzieren, das 
versucht, die „organization of the body of labour“ und damit 
implizit Subjektivität anders zu denken. Der „body of labour“ 
(bol), heterogene Gefüge sowie die Falte sind jene Begriffe, 
mit denen wir dieses experimentelle Unterfangen angehen. 

Den Begriff des „body of labour“ greifen wir von Townley 
auf, drehen ihn aber so, dass die Prozesshaftigkeit von Or-
ganisation stärker in den Vordergrund rückt, ohne die kon-
stitutive Bedeutung von Praktiken zu vergessen. Die Orga-
nisation des bol wird dabei verstanden als Wechselspiel 
zwischen jenen Technologien und Mikropraktiken der 
Macht, die das „Ordnen menschlicher Vielfältigkeiten si-
cherstellen sollen“79 und aus denen sich relativ stabile (mo-
lare) Einheiten bilden und jenen Elementen, die sich nicht 
nur dem Zugriff der Macht entziehen, sondern allererst 
durch ihn konstituieren. Die Organisation des bol bezeich-
net die komplizierte Bewegung, das komplexe Wechselspiel 
zwischen den Praktiken des Ordnens, Regulierens, Klassifi-
zierens und jener supplementären „irreducible otherness“80, 
die sich teils dem Zugriff der Macht entzieht, teils allererst 
aus ihm hervorgeht. Jede Macht impliziert immer schon die-
se „irreducible otherness“81, welche sie auf verschiedene 
Weise faltet und womit sie zumindest temporär stabile Zu-
stände herstellt.82 

Der bol konstituiert sich allgemein gesprochen als 
Wechselspiel zwischen Ordnung und Rauschen, „Organiza-
tion/Disorganization“83, Hierarchie und Rhizom, organlosem 
Körper und Organismus, De- und Reterritorialisierung.84 

Jeder der beiden Pole impliziert den anderen, er konstituiert 
sich, in dem er sich zu ihm auf eine bestimmte Art in Bezie-
hung setzt, indem er ihn faltet. 

In diesem sich verschiebenden und transformierenden 
Prozess lässt sich das Subjekt nicht mehr als autonome 
Einheit konzipieren, vielmehr entsteht es im bol als Netz-
werk aus menschlichen und nicht-menschlichen, heteroge-
nen Elementen, die miteinander (temporär) in Beziehung 
treten: es ist „a heterogeneous assemblage of materials and 
textuality spread across diverse and (in some parts) nonlo-
calizable networks and flows.“85 

Die von Barbara Townley so eindrucksvoll beschriebe-

nen Mikropraktiken der Macht produzieren also, wie sie 
selbst zurecht anmerkt, keineswegs ein „totally obedient 
subject“; auch handelt es sich bei diesen Techniken (in die-
sem Fall die Organisationstechnologien, die unter dem La-
bel HRM zusammengefasst sind) nicht um ein einheitliches 
Regime, sondern eher selbst um ein heterogenes Ensemble 
von Praktiken, die sich wechselseitig stützten, ergänzen, 
zum Teil aber auch widersprechen und konterkarieren.86 Ni-
kolas Rose, der an die Foucault‘sche Genealogie anküpft, 
hat dies besonders betont:   

„Human beings are not the unified subjects of some coherent 
regime of domination that produces persons in the form in 
which it dreams. On the contrary, they live their lives in a 
constant movement across different practices that address 
them in different ways. Within these different practices, per-
sons are addressed as different sorts of human being, pre-
supposed to be different sorts of human being, acted upon as 
if they were different sorts of human being.”87  

Wie lässt sich nun Subjektivität in einem solchen komplexen 
wie heterogenen bol konzipieren? Ohne Zweifel ist es einer 
der Hauptaspekte im Werk Foucaults, Subjektivierung neu 
zu denken.88 Nun hat Foucault zwar Subjektivierung von 
Anfang an als ein „System mit zwei Eingängen“89 verstan-
den – dennoch hat er in seinen früheren Arbeiten, die in der 
Organisationstheorie so einflussreich geworden sind, das 
Hauptaugenmerk auf die Prozesse der Unterwerfung (assu-
jetissement) gelenkt und den Aspekt der Subjektivierung 
(subjectivation) unterbelichtet – wenn nicht ganz ausge-
spart. Die Ausdifferenzierung des Konzepts der Subjektivie-
rung, die Foucault in seinem späteren Werk vorgenommen 
hat, eröffnet eine neue Perspektive, die eine Form von Sub-
jektivierung zu denken erlaubt, die nicht das autonome Sub-
jekt in den Mittelpunkt stellt, sondern danach fragt, in wel-
cher Weise das „Außen“ nach innen gefaltet wird, mit wel-
cher Kraft der „Mensch“ ein Gefüge eingeht, das ihn aller-
erst konstituiert.90  

Diesen Prozess hat Foucault mit der berühmt-berüch-
tigten Geschichte vom „Tod des Menschen“ beschrieben: 
die Menschen haben „im Laufe ihrer Geschichte nie aufge-
hört, sich selbst zu konstruieren, das heißt ihre Subjektivität 
beständig zu verschieben, sich in einer unendlichen und 
vielfältigen Serie unterschiedlicher Subjektivitäten zu konsti-
tuieren. Diese Serie von Subjektivitäten wird niemals zu ei-
nem Ende kommen und uns niemals vor etwas stellen, das 
‚der Mensch‘ wäre. Die Menschen treten ständig in einen 
Prozess ein, der sie als Objekte konstituiert und sie dabei 
gleichzeitig verschiebt, verformt, verwandelt – und der sie 
als Subjekte umgestaltet. Das war es, was ich sagen wollte, 
als ich undeutlich und vereinfachend vom Tod des Men-
schen sprach.“91 Der Mensch ist also keine autonome, kon-
stante Einheit, sondern in einem beständigen Prozess der 
Subjektwerdung, der Verschiebung, Umgestaltung und 
Transformation begriffen (Deterritorialisierung), der sich an 
manchen Punkten wiederum kristallisiert (reterritorialisiert). 
„Gibt es denn nicht jedesmal“, so fragt Deleuze, „wenn ein 
sozialer Wandel erfolgt, eine Bewegung der subjektiven 
Umgestaltung mitsamt ihren Ambiguitäten, aber auch ihren 
Möglichkeiten?“92 und: „Sagt man denn nicht oft, daß die 
Kräfte im Menschen bereits zu anderen Kräften in Bezie-
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hung getreten sind, denen der Information, die mit ihnen 
etwas anderes bilden als den Menschen, unzerlegbare 
‚Mensch-Maschine-Systeme‘ (...)“?93 Foucault hat für diesen 
Prozess des In-Beziehung-Setzens von heterogenen Ele-
menten den Begriff des Regierens verwendet. Regieren be-
zieht sich weder auf ein Territorium noch auf die Leute, die 
es bewohnen, sondern „auf eine Art Komplex, gebildet aus 
den Menschen und den Dingen. Das heißt, daß diese Din-
ge, für welche die Regierung die Verantwortung überneh-
men muß, die Menschen sind, aber die Menschen in ihren 
Beziehungen, ihren Verbindungen und ihren Verwicklungen 
mit jenen Dingen, den Reichtümern, Bodenschätzen, und 
Nahrungsmitteln, natürlich auch dem Territorium innerhalb 
seiner Grenzen, mit seinen Eigenheiten, seinem Klima, sei-
ner Trockenheit und seiner Fruchtbarkeit; die Menschen in 
ihren Beziehungen zu jenen anderen Dingen wie den Sitten 
und Gebräuchen, den Handlungs- oder den Denkweisen 
und schließlich die Menschen in ihren Beziehungen zu je-
nen nochmals anderen Dingen, den potentiellen Unfällen, 
oder Unglücken wie Hungersnot, Epidemien und Tod.“94 
Regieren bezieht sich also nicht auf ein Subjekt, das für 
sich isoliert zu disziplinieren und zu unterwerfen wäre („Re-
gieren durch Individualisieren“), sondern Regieren heißt, die 
„Verwicklungen zwischen den Menschen und den Dingen“95, 
ihre Beziehungen zu organisieren. 

Mit Deleuze lässt sich dieser Prozess als Faltung ver-
stehen: Subjekt-Sein bedeutet darin eine spezifische Art 
des Faltens, eine Form des In-Beziehung-Setzens hetero-
gener Elemente96. Das Subjekt ist dabei keine autonome 
Einheit mehr, die für sich entwickelt, gefördert, beurteilt ... 
werden könnte, es ist weder autonom noch determiniert.97 
Es existiert vielmehr lediglich, insofern es im bol Gefüge mit 
heterogenen Elementen eingeht, die es verändert und die 
es verändern und insoweit es die Kräfte – auch die der sub-
jektivierenden Unterwerfung – faltet, entfaltet und umfaltet. 
Subjektivität entsteht nie außerhalb dieser Machtverhältnis-
se, sondern konstituiert sich nur in ihnen, temporär, mit all 
ihrer Ambivalenz und Produktivität.98 Und lassen sich Fal-
tungen denken und organisieren, „die nicht notwendig in die 
Bildung einer Menschen-Form eingehen, sondern sich auf  
eine andere Weise, in anderen Zusammensetzungen, in ei-
ner anderen Gestalt auftreten“?99 Lassen sich nicht 
Mensch-Maschine Systeme, Gefüge, bestehend aus „hu-
man and nonhuman“-Elementen, denken, die nicht mehr 
das Subjekt in den Mittelpunkt stellen, sondern eben die 
Vernetzung von „Mensch“, Maschinen, Informationen, Wis-
sen, Macht, kurz: Faltungen, die uns in ein anderes Ver-
hältnis zu den Kräften im bol setzen und uns umgestalten? 
– Das wäre unser Fragezeichen ... 

Eine mögliche Antwort – so vermuten wir – finden wir 
nicht ready-made bei den „Meisterdenkern“, sondern nur 
vorläufig – im experimentellen Gebrauch der heterogenen 
Materialien, die sich produktiv und temporär zusammenfü-
gen. Ein Arbeiten, das als kollektiver Prozess zu verstehen 
ist, der der individualisierenden Macht entgegenwirkt, ohne 
sich auf vergemeinschaftenden Konzepte zu stützen, die 
den „body of labour” als imaginäre Einheit konstituieren.100 
Dies ist für uns die Fluchtlinie, die über die Opposition hin-
ausweist: „Viel nötiger ist es, zu ‚ent-individualisieren‘, und 

zwar mittels Multiplikation und Verschiebung, mittels diver-
ser Kombinationen. Die Gruppe darf kein organisches Band 
sein, das hierarchisierte Individuen vereinigt, sondern soll 
ein dauernder Generator der Ent-Individualisierung sein.“101  

Das heißt, etwa auf unseren Bereich übertragen, auch, 
dass es gerade nicht darum geht, moderne und modernisti-
sche Konzepte der Organisation(stheorie) einfach abzu-
lehnen oder zu verwerfen (kein Leben außerhalb von 
Machtverhältnissen!) – es heißt vielmehr, diese in einer 
Weise „umzubiegen“102, die eine Entfaltung des eigenen 
Potenzials sowie der Kräfte des Gefüges ermöglicht, statt 
sich als Individuum dem normalisierenden Blick des Exper-
ten unterzuordnen. Vielleicht wird so die Organisation des 
bol zu dem, was Michel Serres als das intelligente Leben im 
Zwischenraum zwischen Ordnung und Chaos bezeichnet 
hat103 – ein intelligentes Leben, das im Wechselspiel zwi-
schen organization/disorganization, Organis-
mus/organlosem Körper besteht; das Subjekt wäre in die-
sem (und nur in diesem) Prozess der De- und Reterritoriali-
sierung temporär stabil, immer bereit, einer (Flucht-)Linie 
von einem zum anderen Pol zu folgen. Seine eigentliche 
„Identität“ läge in den Transformationsprozessen, in den Fal-
ten, die der bol produziert und die ihn produzieren. 
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doing so we will be performing the important critical task of 
questioning the overwhelmingly negative view of discipline 
that has preoccupied critical organization theory.“ (1998, S. 
238) 

71 Foucault 1989, S. 15 
72 „Was ich geschrieben habe, sind keine Rezepte, weder für 

mich, noch für sonst jemand. Es sind bestenfalls Werkzeuge - 
und Träume.“ (Foucault 1996, S. 25). An anderer Stelle 
schreibt Foucault: „(...) es ist wahr, daß bestimmte Leute – 

zum Beispiel solche, die im Umfeld der Gefängnisinstitution 
arbeiten (...) – wahrscheinlich keine Hilfen oder Anweisungen 
in meinen Büchern finden werden, die ihnen sagen, ‚was zu 
tun ist‘. Allerdings ist es gerade meine Absicht zu erreichen, 
daß sie ‚nicht länger wissen, was zu tun ist‘, sodaß die Hand-
lungen, Gesten, Diskurse, die bis jetzt scheinbar selbstver-
ständlich waren, problematisch, schwierig, gefährlich werden. 
Dieser Effekt ist beabsichtigt.“ (Zit. in Lemke 1997, S. 344 f.) 

73 Foucault 1984d, S. 48 
74 Calás / Smircich 1991, S. 598; Jackson / Carter 1998 
75 „Wenn ich von Kritik spreche, so meine ich nicht eine Arbeit 

der Zerstörung, der Ablehnung und Verweigerung, sondern 
eine Untersuchungsarbeit, die darin besteht, so weit wie mög-
lich das Wertsystem außer Kraft zu setzen, auf das man sich 
bezieht, um es zu testen und einzuschätzen.“ (Foucault zitiert 
in Lemke 1997, S. 355 f., FN 85) 

76 Calás / Smircich 1999, S. 657 (Hervorhebung Weiskopf / 
Kornberger); s. a. Townley 1999, S. 300 und 1998, S. 191-195 

77 Jacques 1999, S. 200  
78 Calás / Smircich 1999 
79 Foucault 1976, S. 280 
80 Lee / Brown 1994 
81 Vgl. Foucault 1994, S. 255 f. 
82 Während also Townley den Focus auf  die Produktion von 

Ordnung legt („The focus, therefore, is on how HRM practices 
operate to create order and knowledge, and through this pro-
duce a technology of power.” (Townley 1994, S. 20), ver-
schieben wir die Aufmerksamkeit auf das Wechselspiel von 
Ordnung und ihrem Anderen – das jede Ordnung auch prekär 
macht. (Vgl. dazu auch Foucault 1992, S. 40) 

83 Cooper 1990 
84 Michel Serres hat ein solches System wie in unserem Fall der 

bol als „Transformationsraum“ beschrieben. (1980a, S. 112) 
85 Lee / Brown 1994, S. 786. Deleuze spricht in diesem Zusam-

menhang von einem Gefüge, Foucault etwa am Beispiel der 
Schule von einem „Block“ aus „Fähigkeiten-Kommunikation-
Macht“ (einem Dispositiv). (1994, S. 253) 

86 Dies betont auch Foucault (1994, S. 258) besonders: „Die 
Formen und Orte des ‚Gouvernements‘ der Menschen unter-
einander in einer Gesellschaft sind vielfältig, sie überlagern 
sich, kreuzen sich, beschränken und annullieren sich biswei-
len, verstärken sich in anderen Fällen.“  

87 Rose 1996, S. 142 f. 
88 Foucault 1994, S. 243; Neuberger 1997, S. 521: „Damit wird 

Subjektivität nicht mehr etwas, was durch die Disziplinarmacht 
schablonenhaft oktroyiert wird, sondern eine Eigenleistung, in 
der auch die kommunikativen und reflexiven Potenzen be-
rücksichtigt werden, die Foucault früher außer Acht gelassen 
hatte. Eigen-Sinn wird dabei nicht funktionalisiert und instru-
mentalisiert (etwa als Ressource zur Innovation und Trans-
formation erstarrter organisationaler Strukturen), sondern als 
ein Spielen mit Möglichkeiten, dem eigenen Leben eine gute 
Gestalt zu geben.“ (S. 522) 

89 Foucault in Lemke 1997, S. 114 
90 Deleuze 1995. Foucault verwendet den Begriff der Regierung 

für die Wechselwirkung zwischen Herrschafts- und Selbst-
techniken, die „ein bewegliches Gleichgewicht mit Ergänzun-
gen und Konflikten zwischen Techniken, die Zwang sicherstel-
len und Prozessen, durch die das Selbst durch sich selbst 
konstruiert uns modifiziert wird“, herstellen (zit. in Lemke 
1997, S. 264; vgl. Foucault 1994, v. a. S. 255 f.) 

91 Foucault 1996, S. 85. Townley: „Foucault also suggests (...) 
that man will be erased ‚like a face drawn in sand at the edge 
of the sea‘. A change in episteme will result in the ‚death of 
man‘ (...) a new episteme may herald a conception of thinking 
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that has no place at all for man. ‚Knowledge calls for experi-
mentation on ourselves, call us to sacrifice the subject of 
knowledge‘. The focus should be on excavating this new epis-
teme.“ (1999, S. 300 f.); Lee / Brown 1994 

92 Deleuze 1995, S. 163 
93 Deleuze 1995, S. 124. Man beachte die Nähe der Argumenta-

tion zur Actor Network Theory (vgl. etwa Law / Hassard (Hg.) 
1999) 

94 Foucault 2000, S. 51 (Hervorhebung Weiskopf / Kornberger) 
95 Ebenda 
96 Vgl. Deleuze 1990, S. 163: „(...) diese Faltung der Linie, ist 

genau das, was Foucault zuletzt ‚Subjektivierungsprozeß‘ 
nennt [...]“. 

97 Hugh Willmott weist in seiner Konzeption einer poststruktura-
listischen Position in der Organisationsanalyse auf den wichti-
gen Unterschied zwischen einer poststrukturalistischen De-
konstruktion des (humanistischen) autonomen Subjekts und 
der strukturalistischen Negation des Subjekts hin.: „Anti-
humanism effectively denies the presence and significance of 
the subject in the reproduction of social structures. Posthuma-
nism, in contrast decentres the subject without erasing it key 
importance and capacity to transform these structures, but not 
as a unified subject. (...) posthumanism gives us ‚a subject 
who is multidimensional and without center or hierachical in-
tegration‘ (1989, S. 15). It allows that subjects are constituted 
within diverse discourses that exist in relation of tension to 
each other; and that it is through the process of emotional-
rational struggle that the sense of individual and collective 
self-identity is developed (...)“ (Willmott 1998, S. 100, mit ei-
nem Zitat von Sampson). Eine ähnliche Position – wenn auch 
stärker mit Bezug auf die Actor-Networktheorie und auch 
Donna Haraways Konzeption der Cyborgs – vertreten Cooper 
und Law 1995.  

98 Die Produktivität der Machtverhältnisse hat v. a. Deleuze in 
seiner Foucault-Interpretation betont, wenn er schreibt, „daß 
die Macht sich nicht auf das Leben richtet, ohne ein Leben 
ans Licht zu bringen und zu fördern, das gegen die Macht Wi-
derstand leistet.“ (1995, S. 131, Hervorhebung Weiskopf / 
Kornberger) 

99 Deleuze 1995, S. 175 
100 Vgl. dazu im Bereich der Personalpolitik Krell 1994. Vgl. auch 

Rose 2000 zu „Gemeinschaft“ als politische Strategie.  
101 Foucault 1977, S. 230 (Hervorhebung Weiskopf / Kornberger) 
102 Deleuze 1995 
103 Serres 1980, S. 193 
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ULRICH BRÖCKLING 
VERMITTLUNG ALS BEFRIEDUNG. 

ÜBER MEDIATION 

 
I. 
 
Was haben eine Rauferei auf dem Schulhof, die Sorge-
rechtsstreitigkeiten eines sich scheidenden Elternpaars, die 
Kontroversen um den erneuten Ausbau des Frankfurter 
Flughafens und der Konflikt zwischen Israel und PLO mitei-
nander zu tun? – Sie waren oder sind Gegenstand eines 
Mediationsverfahrens oder haben zumindest gute Chancen, 
es zu werden. Mediation ist eine soziale Technologie der 
Konfliktbearbeitung, bei der ein neutraler Dritter als Vermitt-
ler hinzugezogen wird. Er unterstützt die Kontrahenten bei 
ihren Verhandlungs- und Lösungsanstrengungen, besitzt 
jedoch keine eigene Entscheidungskompetenz. Das Ziel 
des Verfahrens, bei dem in der Regel alle Parteien auch 
anwesend sind, ist es, durch wechselseitiges Ausloten von 
Verhandlungsspielräumen und Suche nach neuen Lösun-
gen zu einer einvernehmlichen Regelung zu gelangen. Die-
se wird in einer schriftlichen Vereinbarung festgehalten, auf 
deren Einhaltung sich die Unterzeichner verpflichten. Die 
Teilnahme an einer Mediation ist freiwillig, eine Nichtteil-
nahme oder ein Verhandlungsabbruch können allerdings 
dazu führen, dass der Konflikt nicht durch Aushandlungs-
prozesse und Konsensbildung der Betroffenen selbst, son-
dern durch richterliches Urteil oder das Eingreifen eines in-
teressierten Dritten – etwa des Lehrers auf dem Schulhof 
oder einer militärischen Großmacht bei zwischenstaatlichen 
Kriegen – entschieden wird. Über die Beilegung des akuten 
Streitfalls hinaus zielt Mediation auf einen Transfereffekt: 
Die Erfahrung, die eigenen Interessen, Bedürfnisse und Ge-
fühle einbringen zu können, soll das Selbstbewusstsein und 
die wechselseitige Achtung der Beteiligten stärken und auf 
diese Weise ihre Fähigkeit zu selbstbestimmter Austragung 
von Konflikten fördern.1 

Mediationsähnliche Mechanismen der Konfliktregelung 
existieren in nahezu allen Gesellschaften, als institutionali-
siertes Angebot mit spezifischem Methodenkanon, eigenen 
Ausbildungsprogrammen und systematischer Wissenspro-
duktion entwickelte sich Mediation seit Mitte der Sechziger-
jahre zunächst in den USA. Seit Anfang der Neunzigerjahre 
lässt sich auch in der Bundesrepublik und in Österreich ein 
rapide anwachsendes Interesse beobachten. Insbesondere 
in der Scheidungs- und Trennungsberatung, aber auch bei 
Umweltkonflikten, bei der Gewaltprävention an Schulen, im 
Bereich der Wirtschaft, schließlich im Rahmen des Straf-
rechts (Täter-Opfer-Ausgleich) sind Mediationsverfahren 
heute wenn nicht die Regel, so doch ein etabliertes Instru-
ment. Dem entspricht ein boomender Markt, auf dem 
hauptberufliche Konfliktmanager ihre Vermittlungsdienste 
oder Trainingskurse für ehrenamtliche „Streitschlichter“ an-
bieten.  

Auch zur Beilegung internationaler Konflikte wurden und 
werden Mediatoren herangezogen. Die prominentesten Fäl-
le sind das auf Vermittlung des US-Präsidenten Jimmy Car-

ter zustande gekommene Camp-David-Abkommen zwi-
schen Ägypten und Israel sowie die Osloer Verhandlungen 
zwischen Israel und der PLO, bei denen der norwegische 
Außenminister Johan Jörgen Holst vermittelte.2 

Wenn ein Handlungs- beziehungsweise Verhandlungs-
konzept eine so rasche Verbreitung findet und gleichzeitig 
in so verschiedenen Konfliktfeldern und -ebenen zum Ein-
satz gelangt, dann liegt es nahe, darin etwas Symptomati-
sches zu sehen. Die Analyse der spezifischen Wissensfor-
men, Praktiken und Zielvorstellungen von Mediation müsste 
– das ist die Ausgangshypothese meines Beitrags – Auf-
schluss darüber geben, was man, eine Formulierung Michel 
Foucaults aufgreifend, die Gouvernementalität der Gegen-
wart nennen könnte: Foucault bezeichnete mit diesem aus 
gouverner und mentalité zusammengesetzten Neologismus 
die Modi des Regierens und Sich-selbst-Regierens, deren 
historischen Transformationen er vor allem in seinen späten 
Arbeiten nachging. Der Begriff des „Regierens“ greift hier 
weit über die Sphäre des Staates hinaus und ist gleichbe-
deutend mit Machtausübung im Sinne eines planvollen 
Einwirkens auf das Handeln anderer und seiner selbst.3 

Foucault sprach in diesem Zusammenhang auch von der 
„Führung der Führungen“, wobei „führen“ im Doppelsinn 
des französischen (se) conduire gleichermaßen „die Tätig-
keit des ‚Anführens‘ anderer (vermöge mehr oder weniger 
strikter Zwangsmechanismen) und die Weise des Sich-
Verhaltens in einem mehr oder weniger offenen Feld von 
Möglichkeiten“ einschließt.4 

Mediation unter der Perspektive der Gouvernementalität 
zu untersuchen, heißt, sie als ein exemplarisches Pro-
gramm zeitgenössischer Menschenführung zu beschreiben. 
Vier Fragen sind dabei vor allem zu stellen:  

1. Welches Bild des Menschen und seiner Beziehungen 
zu anderen entwirft die Mediation? – Die Frage nach der 
Anthropologie.  

2. Welches Verständnis von Konflikten und den Bedin-
gungen ihrer Beilegung legt sie zugrunde? – Die Frage 
nach dem Gegenstandsbereich.  

3. Welche Strategien und Taktiken setzt sie ein? – Die 
Frage nach der Technologie. Schließlich:  

4. Welche Ziele verfolgt sie mit ihren Interventionen? – 
Die Frage nach der Teleologie.  

Ich werde diese Fragen nicht Punkt für Punkt abarbei-
ten, sondern mich ihnen in zwei Anläufen nähern: Zunächst 
werde ich genealogisch vorgehen und die disparaten Wur-
zeln des Konzepts sowie seine Modifikationen seit den 
Sechzigerjahren rekonstruieren; in einem zweiten Schritt 
werde ich dann zwei populäre Einführungen und Metho-
denhandbücher einer Lektüre unterziehen und die Grund-
annahmen, Regeln und politischen Implikationen dieser 
Gebrauchsanweisungen für konsensorientierte Konfliktrege-
lung herauspräparieren. 
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II. 
 
Ethnologische, religionswissenschaftliche und historische 
Studien5 haben vielfältige Beispiele für das Institut eines 
neutralen Vermittlers zutage gefördert. Industrielle Arbeits-
kämpfe waren in der erste Hälfte des 20. Jahrhunderts das 
wichtigste Feld für den Einsatz von Konfliktvermittlern. Die 
entscheidenden Impulse für die Entwicklung von Theorie 
und Praxis der Mediation im heutigen Verständnis gingen 
jedoch nicht von der institutionalisierten Regulierung von 
Tarifauseinandersetzungen aus, sondern kamen aus ganz 
anderen Bereichen: aus der Organisationstheorie, welche 
die Überlegenheit kooperativer Führungs- und Konfliktlö-
sungskonzepte gegenüber autoritären Managementmodel-
len erkannte; aus den Problem-Solving Workshops in Inter-
national Relations, die britische und US-amerikanische So-
zialwissenschaftler in den sechziger und Siebzigerjahren 
initiierten; aus der Versöhnungsarbeit religiöser Gruppen; 
sowie aus der vielstimmigen Kritikbewegung am amerikani-
schen Rechtssystem, die in die Gründung zahlreicher 
Neighborhood Justice Centers und Community Mediation 
Centers mündete.6 Gemeinsamer Hintergrund dieser hete-
rogenen Anstrengungen war der in den Sechzigerjahren of-
fenkundig gewordene Legitimitätsverlust der gesellschaftlich 
etablierten Konfliktlösungsinstanzen und -mechanismen, 
denen man unter anderem Ineffizienz, hierarchische Struk-
turen, bürokratischen Formalismus, Zementierung sozialer 
Ungleichheit, Staatsfixierung und Entmündigung der Be-
troffenen vorwarf. 

ORGANISATIONSTHEORIE 
Die klassische Organisationswissenschaft hatte Konflikte 
als Systempathologien bestimmt, als lästige Funktionsstö-
rungen, die es mittels geeigneter, d. h. je nach Situation und 
Kräfteverhältnissen stärker kampf- oder kompromissorien-
tierter Interventionen abzustellen, zumindest aber zu ent-
schärfen galt. Mary Parker Follett (1868-1933), eine der frü-
hen Managementtheoretikerinnen, eilte ihrer Zeit weit vo-
raus, als sie in den Zwanzigerjahren demgegenüber auf die 
produktiven Potenziale von Konflikten aufmerksam machte 
und forderte, „as conflict – difference – is here in the world, 
as we can not avoid it, we should, I think, use it“.7 Sie 
schlug vor, Konflikte als Aufeinandertreffen unterschiedli-
cher Interessen und Überzeugungen zu begreifen und diese 
möglichst nicht durch „domination“ oder „compromise“, son-
dern mittels „integration“ zu lösen.  

Erst in den Sechzigerjahren jedoch zog man die Konse-
quenzen aus dieser Einsicht und suchte systematisch nach 
Techniken der Konfliktregelung, die tragfähigere Lösungen 
versprachen als der Kampf um Sieg oder Niederlage oder 
das Feilschen um Kompromisse.8 Nicht der Konflikt selbst 
erschien nunmehr als Störung, sondern alle Versuche, ihn 
auf Kosten einer Partei oder durch autoritäre Entscheidung 
zu beenden. Statt dem unerreichbaren Ideal reibungslosen 
Funktionierens hinterherzulaufen, gelte es – propagierten 
die Experten für betriebliches Konfliktmanagement – die 
unvermeidlichen Reibungsenergien nutzbar zu machen und 
so die Effizienz der Organisation zu steigern – „setting fric-
tion to work“, hatte Follett das genannt.9 Konflikte waren 

nicht mehr nach dem Modell des Krieges und seiner Fort-
setzung mit den Mitteln der Politik zu begreifen, sondern als 
Probleme, die sich nur gemeinsam lösen ließen. Aufgabe 
eines neutralen Vermittlers war es, den Weg dafür zu ebnen 
und passende Werkzeuge für die kooperative Problembe-
arbeitung bereitzustellen. Eine solche Perspektive bestach 
nicht zuletzt durch das implizite Versprechen egalitärer Par-
tizipation: Machtasymmetrien wurden zwar nicht geleugnet, 
aber sie verschwanden aus dem Blickfeld, wenn es darum 
ging, miteinander Lösungen zu finden, von denen alle Sei-
ten, wenn auch nicht unbedingt alle in gleichem Maße profi-
tierten.  

PROBLEM-SOLVING WORKSHOPS  
IN INTERNATIONAL RELATIONS 
Dem Problemlösungs-Ansatz waren auch jene Seminare 
verpflichtet, mit denen britische und US-amerikanische For-
schergruppen zur Beilegung internationaler Konflikte oder 
Bürgerkriege beizutragen und zugleich vertiefte Einsichten 
in die allgemeine Dynamik dieser Auseinandersetzungen zu 
gewinnen hofften. Es handelte sich dabei um den Versuch, 
Vertreter der an einem Konflikt beteiligten Parteien gewis-
sermaßen in eine Laborsituation zu versetzen und dort un-
ter wissenschaftlicher Anleitung einen lösungsorientierten 
Dialog in Gang zu bringen. Als ein Experiment in „Control-
led Communication“ bezeichnete John Burton den ersten 
Problem-Solving Workshop, den er 1965 mit seinen Mitar-
beitern vom Centre for Conflict Analysis in London organi-
sierte.10 Eingeladen waren Repräsentanten Malaysias, In-
donesiens und Singapurs, die sich damals in einer militäri-
schen Konfrontation gegenüberstanden. Als Initiatoren und 
Gastgeber späterer Workshops fungierten neben der Lon-
doner Gruppe Forscherteams von der Harvard- und der Ya-
le-Universität. Als Teilnehmer wählten sie in der Regel kei-
ne Regierungsvertreter aus, sondern einflussreiche Persön-
lichkeiten, die zwar ohne offizielles Mandat sprachen, deren 
Stimme aber in den jeweiligen Staaten beziehungsweise 
gesellschaftlichen Gruppen Gewicht besaß.  

Dass sich internationale Konfrontationen nicht auf 
Kommunikationsdefizite reduzieren ließen und sich folglich 
auch nicht auflösten, wenn man nur die Konfliktparteien um 
einen runden Tisch versammelte und sie unter wissen-
schaftlicher Anleitung die Erfahrung konstruktiver Ge-
sprächsführung machen ließ, das war den beteiligten For-
schern von Beginn an klar. So sollten die Workshops offizi-
elle Verhandlungen nicht ersetzen, sondern die Vorausset-
zungen für ihre Aufnahme schaffen oder sie in schwierigen 
Phasen ergänzen. Dem Konzept lag die Vorstellung einer 
zweifachen Übertragung zugrunde: Die Organisatoren gin-
gen zum einen davon aus, dass die Interaktionen der Work-
shop-Teilnehmer ein Spiegelbild der Beziehungen zwischen 
den Konfliktparteien darstellten. Nur deshalb ließen sich die 
Zusammenkünfte für die Erforschung der Konfliktdynamik 
fruchtbar machen. Zum anderen sollte sich diese Projektion 
der Makro- in die Mikro-Konstellation auch umkehren las-
sen. Man hoffte, der dank „kontrollierter Kommunikation“ 
veränderte Blick der Teilnehmer auf den Gegner, auf den 
Konflikt und auf mögliche Schritte zu seiner Beilegung wer-
de nach ihrer Rückkehr positiv auf die von ihnen repräsen-
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tierten Nationalstaaten beziehungsweise Bevölkerungs-
gruppen ausstrahlen. Mit der Entscheidung für ein universi-
täres Setting verband sich die Erwartung, das Vorbild des – 
zumindest dem Selbstverständnis nach – herrschaftsfreien 
Dialogs der scientific community werde es den Teilnehmern 
erleichtern, konfliktverschärfende Kommunikationsmuster 
aufzugeben und sich auf das Rationalitätsversprechen wis-
senschaftlicher Problemlösung einzulassen.  

Indem die beteiligten Forscher die Befriedung gewalt-
samer Auseinandersetzungen als eine mit sozialwissen-
schaftlichen Instrumenten anzugehende Aufgabe definier-
ten, reklamierten sie zugleich ihre fachliche Zuständigkeit 
und inaugurierten sich selbst als Experten. Ihr Rollenver-
ständnis entsprach nicht mehr dem des klassischen Politik-
beraters oder diplomatischen Unterhändlers, sondern kom-
binierte die Rolle des Kommunikationstrainers mit der eines 
Katalysators. Sie schufen eine Versuchsanordnung, sorgten 
für die Einhaltung der Grundregeln und stellten Hinter-
grundwissen zur Theorie von Konflikten bereit, vor allem 
aber beobachteten sie das Workshop-Geschehen und ga-
ben ihre Beobachtungen zweiter Ordnung in Form von Deu-
tungsangeboten an die Teilnehmer weiter. Wenn auch per-
sönliche Lernprozesse nicht im Vordergrund standen, so 
stellte doch die Verbesserung der individuellen Konfliktlö-
sungskompetenz sowie der Verständigung zwischen den 
Teilnehmern ein wichtiges Medium dar, um die intendierten 
politischen Veränderungen zu erreichen. Nicht erst der 
Rückgriff auf Methoden aus gruppendynamischen oder 
Sensivity-Trainings, sondern schon die Fokussierung auf 
Face-to-face-Kommunikation implizierte eine Psychologisie-
rung – wenn schon nicht der Konflikte selbst, so zumindest 
der Mechanismen zu ihrer Beilegung. 

VERSÖHNUNGSARBEIT RELIGIÖSER GRUPPEN 
Stärker noch als die sozialwissenschaftlichen Vermittler 
setzten pazifistische Religionsgemeinschaften wie die Quä-
ker und Mennoniten auf außerstaatliche Konfliktlösung. Seit 
ihren Anfängen hatten diese Sekten Distanz zur weltlichen 
Herrschaft gesucht, da deren Forderungen – vor allem der 
Kriegsdienst – ihrem Verständnis des christlichen Liebes-
gebots entgegenstanden. Statt interne Auseinandersetzun-
gen vor den staatlichen Richter zu tragen, hatten sie Ver-
fahren entwickelt, um Konflikte durch die Gemeindemitglie-
der selbst und möglichst ohne Einsatz von Zwangsmitteln 
zu lösen. Insbesondere die Quäker können außerdem auf 
eine lange Tradition der internationalen Versöhnungsarbeit 
zurückblicken. Ihre Erfahrungen mit konsensorientierter 
Konfliktlösung und Entscheidungsfindung wie ihre Praxis 
humanitärer Hilfeleistungen verschafften ihnen ein hohes 
Maß an moralischer Autorität, auf das sich ihr Engagement 
als Vermittler in Kriegen und Bürgerkriegen stützen konn-
te.11 Eine maßgebliche Rolle spielten sie außerdem bei der 
Entwicklung von Konzepten zur gewaltfreien Konfliktbeile-
gung im Alltag.  

Während die organisationstheoretischen Verfechter ei-
nes kooperativen Konfliktmanagements wie auch die Initia-
toren der Problem-Solving Workshops letztlich utilitaristisch 
argumentierten und die technisch-pragmatische Seite von 
Vermittlungsverfahren stark machten, betonten die religiö-

sen Friedensstifter den Aspekt der Aussöhnung zwischen 
den Streitparteien. Über die Einigung in der konkreten Aus-
einandersetzung hinaus, und selbst wenn keine Einigung 
zustandekam, besaß der Mediationsprozess einen Wert in 
sich, weil er die Beteiligten veränderte und ihnen Wege auf-
zeigte, Konflikte ohne Gewalt auszutragen. Nachhaltigen 
Einfluss auf das Rollenverständnis von Mediatoren übte die 
von den Quäkern praktizierte Haltung der „balanced partiali-
ty“12 aus: Nicht Neutralität im Sinne indifferenter Äquidistanz 
gegenüber den Konfliktparteien zeichnete ihrem Verständ-
nis nach einen guten Vermittler aus, dieser sollte sich viel-
mehr allen Beteiligten gleichermaßen zuwenden, ihnen ein-
fühlend zuhören und ihre Sichtweisen zu verstehen suchen. 
In deutschsprachigen Publikationen zur Mediation findet 
sich dafür häufig die Wortschöpfung „Allparteilichkeit“13 – ei-
ne Einstellung, die viele Parallelen zu den Grundvariablen 
erfolgreichen therapeutischen Verhaltens aufweist, die Carl 
Rogers im Rahmen seiner klientenzentrierten Therapie her-
ausgearbeitet hat.14 Auch wenn nicht das Individuum und 
seine seelischen Konflikte im Zentrum ihrer Versöhnungs-
arbeit stehen, teilen die Quäker mit dem Gründervater der 
humanistischen Psychologie den Glauben an die heilende 
beziehungsweise versöhnende Kraft des Gesprächs.15 Ihre 
Praxis gewaltfreier Selbstregulation ist anti-staatlich, aller-
dings nicht im Sinne eines Kampfes gegen den Leviathan. 
Es geht vielmehr darum, sich vom Staat unabhängig zu 
machen, indem man die Aufgabe der Friedensstiftung und 
des Ausgleichs widerstreitender Interessen vom Souverän 
auf die betroffenen Individuen beziehungsweise auf die 
community verlagert.  

ALTERNATIVE DISPUTE RESOLUTION 
Die Ambivalenz zwischen problemlösungszentrierten Kon-
zepten und solchen, die auf personal growth oder social 
transformation abzielen, kennzeichnet das vierte und wich-
tigste Feld, auf dem sich die Mediation in den USA zu einer 
eigenständigen Sozialtechnologie herausbildete: die Bewe-
gung für Alternative Dispute Resolution.16 Unter diesem 
Oberbegriff firmieren eine Vielzahl von Verfahren zur au-
ßergerichtlichen Streitbeilegung. Neben unterschiedlichen 
Varianten der Mediation zählen dazu Schlichtungsverhand-
lungen, Schiedsgerichte, öffentliche Anhörungen sowie ver-
schiedene Kombinationen zwischen diesen Vermittlungs-
formen.17 Ähnlich unübersichtlich stellt sich das Spektrum 
der Institutionen dar. Es umfasst staatlich finanzierte wie 
unabhängige Neighborhood Justice Centers und Communi-
ty Mediation Centers, aber auch Multi-Door Court-Houses, 
die Gerichte und informelle Vermittlungsinstanzen unter ei-
nem Dach vereinen, sowie kommerzielle Anbieter. Verhan-
delt werden neben Scheidungs- und Sorgerechtsfällen vor 
allem privatrechtliche Streitsachen etwa zwischen Nach-
barn, Mietern und Vermietern, Kunden und Händlern, aber 
auch kleinere Eigentums- oder Gewaltdelikte. 

Die Anstöße, die zum Ausbau der Programme führten, 
kamen teils aus dem Justizapparat selbst, teils aus den so-
zialen Bewegungen der Sechziger- und Siebzigerjahre. So 
überlagerten sich, konfligierten aber auch von Beginn an 
gegensätzliche Motive. Mit der Community Mediation ver-
binden sich – mindestens – drei verschiedene Projekte18:  
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1. Ein Projekt der Justizreform, das die Rechtsprechung 
entsprechend ökonomischer Effizienzkriterien verschlanken 
will und zu diesem Zweck die Beilegung geringfügiger 
Streitfälle auf außergerichtliche Instanzen auslagert, die 
sich durch niedrigere Zugangsschwellen, Verankerung im 
sozialen Nahbereich und Orientierung auf einvernehmliche 
Konfliktlösung auszeichnen. Die Diversifizierung der Dienst-
leistungen soll den unterschiedlichen Formen und Dimensi-
onen von Problemen Rechnung tragen und zugleich Bür-
gernähe wie die rationelle Allokation rechtlicher Ressourcen 
gewährleisten.  

2. Ein Projekt der Gesellschaftsveränderung, das staat-
liche Kontrolle durch Selbstorganisation der Betroffenen 
(self-governance) ersetzen will und Mediation als Wegberei-
terin einer Graswurzel-Demokratie begreift. Die Erfahrung, 
Konflikte unabhängig von staatlichen Institutionen eigenver-
antwortlich, gegebenenfalls mit Unterstützung eines Ver-
mittlers aus der lokalen neighborhood beilegen zu können, 
soll politische Apathie überwinden helfen und die aktive 
Einbindung in die community stärken, die hier als Gegengift 
gegen die Kräfte gesellschaftlicher Atomisierung und Desin-
tegration in Anschlag gebracht wird.  

3. Ein Projekt der Persönlichkeitsentwicklung, das die 
Mediationsverfahren in die Nähe therapeutischer Selbster-
fahrung rückt. Im Zentrum steht hier der Aspekt des Em-
powerment: Dass die beteiligten Individuen Gelegenheit er-
halten, ihre Sicht des Problems darzustellen und die der 
Gegenseite anzuhören, und – anders als in einem Gerichts-
verfahren – auch selbst entscheiden, ob sie einer und ge-
gebenenfalls welcher Vereinbarung sie zustimmen, soll ihre 
Verbalisierungs- und Empathiefähigkeit verbessern, Alter-
nativen zu Gewaltanwendung oder Resignation aufzeigen 
und ihr Selbstvertrauen wie ihre Selbstachtung steigern.  

Die Grenzen zwischen diesen drei Zugängen sind alles 
andere als trennscharf; am deutlichsten zeigen sie sich 
noch an der mehr oder minder großen Distanz zum staatli-
chen Rechtssystem: Mediation erscheint einmal als kosten-
günstiges Supplement, das andere Mal als politisches Ge-
genmodell oder drittens als psychologisch vorteilhafte Alter-
native zum Gerichtsverfahren. Der enorme Aufstieg der 
Community-Mediation-Programme führte allerdings dazu, 
dass sich die sozialreformerischen beziehungsweise quasi-
therapeutischen Hoffnungen abschliffen. Mit der wachsen-
den Professionalisierung und den damit verbundenen Fi-
nanzierungszwängen gewannen pragmatische Konzepte 
die Oberhand, die eng an die Gerichte angebunden blieben 
und vielfältige Hybridformen zwischen Rechtsentscheid und 
Mediation ausbildeten.  

Schon früh monierten Kritiker die herrschaftsstabilisie-
renden Effekte der Neighborhood-Justice-Bewegung.19 

Trotz gegenläufiger Absichten habe die partielle Substituti-
on der Rechtsprechung durch alternative Verfahren der 
Konfliktregelung die Mechanismen sozialer Kontrolle verfei-
nert und in Bereiche des Alltagslebens ausgedehnt, die bis 
dahin dem staatlichen Zugriff entzogen blieben. Auf eine 
Formel gebracht: Less law means more control.20 

Perfiderweise habe diese Ausweitung staatlicher Herrschaft 
mit außerstaatlichen Mitteln sich auch noch in das emanzi-
patorische Gewand eines konsensuellen, partizipatorischen 

und freiwilligen Prozesses gekleidet. So scharf diese meist 
marxistisch grundierten Analysen das ideologische Moment 
der Community Mediation herausarbeiteten, so wenig über-
zeugte ihr Versuch, hinter den entsprechenden Projekten 
ein hegemoniales Programm des kapitalistischen Klassen-
staates zu identifizieren. Weil die Kritiken selbst staatsfixiert 
blieben, vermochten sie nicht zu erklären, warum sich so 
gegensätzliche Motive und Zielvorstellungen gerade an eine 
Technologie wie die Mediation heften konnten, die Kon-
sens, Partizipation und Freiwilligkeit weniger vortäuschte, 
denn als Ressourcen mobilisierte. Nicht Simulation, son-
dern Stimulation mündiger und aktiver, zugleich aber auch 
kompromiss- und kooperationsfähiger Bürger, war das poli-
tische Programm, das die heterogenen Strömungen der Al-
ternative Dispute Resolution einte. 

III. 
Sozialtechnologien zeichnen sich – wie alle Technologien – 
dadurch aus, dass sie die Praxis an systematische Wissen-
sproduktion und -vermittlung koppeln. Neben theoretischen 
Grundlegungen, Fallberichten und statistisch aggregierten 
Evaluationsstudien nimmt dabei die so genannte How-to-
Literatur eine Schlüsselstellung ein, also jene Lehr- und 
Handbücher, die den Wissenskanon bündeln und für die 
Ausbildung der Praktiker aufbereiten. Diese Texte enthalten 
in destillierter, weil didaktisierter Form die methodischen 
Grundbausteine, aber auch das Versprechen, dass bei aus-
reichender Übung und korrekter Anwendung sich die inten-
dierten Effekte einstellen werden. Deskription ist hier immer 
zugleich Präskription. Dass zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit stets eine Lücke klafft und Wenn-dann-Aussagen im 
Bereich sozialen Handelns streng genommen gar nicht 
möglich sind, stört nicht weiter, geht es doch darum, die 
Orientierungspunkte zu markieren, auf die das jeweilige 
Programm geeicht ist, und handhabbare Werkzeuge zu lie-
fern, um das Verhalten daran auszurichten.  

DAS HARVARD-KONZEPT 
Für den Bereich der Mediation ist hier vor allem ein Buch zu 
nennen, der im deutschsprachigen Raum unter dem Titel 
„Das Harvard-Konzept“ erschienene Bestseller „Getting to 
Yes“ des Autorenteams Roger Fisher, William Ury und 
Bruce M. Patton.21 Ihm sind die basic tools entnommen, die 
in keinem der inzwischen zahllosen Leitfäden und Praxis-
handreichungen zur Konfliktvermittlung fehlen. Hervorge-
gangen aus dem Harvard Negotiation Project, von dem 
wiederum direkte Verbindungslinien zu den Problem-
Solving Workshops zurückführen, kombiniert das Harvard-
Konzept spieltheoretische und kommunikationspsychologi-
sche Elemente zu einer Methodik effizienten Verhandelns. 
Von Mediation ist in diesem Buch allerdings nur indirekt die 
Rede; die Vermittlung durch eine dritte Partei erscheint als 
Spezialfall einer auf einvernehmliche Konfliktlösung abzie-
lenden Verhandlungsführung. Der Geltungsanspruch der 
Methode ist alles andere als bescheiden: Sie „kann von Dip-
lomaten bei Rüstungskontrollverhandlungen benutzt werden 
genauso wie von Anwälten der Wall Street bei der Vertre-
tung von ein paar hundert Gesellschaften in Antitrust-
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Verfahren; Ehepartner können die Methode bei der Eini-
gung über das nächste Urlaubsziel ebenso verwenden wie 
bei der Güterteilung im Falle einer Scheidung. (...) Sachbe-
zogen verhandeln kann man, unabhängig davon, ob es nur 
eine Streitfrage gibt oder mehrere, ob zwei Parteien mit-
spielen oder viele, ob es dabei ein vorgeschriebenes Ritual 
gibt, wie beim Feilschen, oder ein improvisiertes Alles-ist-
möglich, wie z. B. beim Gespräch mit Luftpiraten. Die Me-
thode ist anwendbar, ob die Gegenseite dabei erfahrener ist 
oder nicht, ob sie hart verhandelt oder zuvorkommend ist.“22 

So weitreichend der Anspruch, so universal auch das 
zugrunde liegende Konfliktmodell: Nicht mehr die He-
gel‘sche Urszene von Herr und Knecht, deren Kampf auf 
Leben und Tod in ein geregeltes Arbeitsverhältnis mündet, 
sondern der Marktplatz, auf dem rational kalkulierende Indi-
viduen aufeinander treffen und jede Seite ihre Interessen 
möglichst erfolgreich zu vertreten sucht, liefert die allgemei-
ne Matrize, um Konflikte zu verstehen und tragfähige Lö-
sungen zu finden. Das Konzept setzt auf Einigung durch 
Rationalisierung und beschreibt Strategien, die aus den 
Aporien eines harten wie eines weichen Verhandlungsstils 
herausführen sollen. Die Konfliktparteien figurieren dabei 
als Problemlöser, die weder eine Übereinkunft um jeden 
Preis erzielen noch einen Sieg über die Gegenseite errin-
gen, sondern zu einem „vernünftige[n], effiziente[n] und güt-
lich erreichte[n] Ergebnis“ kommen wollen. Die Methode be-
ruht auf vier Grundregeln:  

1. Menschen und Probleme getrennt behandeln. Die 
Entmischung der subjektiven und objektiven Seiten eines 
Konflikts und eine Haltung, die weich zu den Menschen, 
aber hart in der Sache ist, soll Ärger und Missverständnisse 
abbauen und dafür sorgen, dass sich die Beziehungen zwi-
schen den Beteiligten im Interesse der aktuellen wie künfti-
ger Verhandlungen verbessern. Es geht nicht darum, die 
Emotionen abzukappen, was ohnehin ein vergebliches Un-
terfangen wäre, sondern ihrer Kommunikation einen geson-
derten Kanal zuzuweisen, um so die Sachdebatte von Stör-
geräuschen frei zu halten.  

2. Konzentration auf Interessen, nicht auf Positionen. 
Das Feilschen um Positionen führt dazu, dass sich die Ver-
handlungen in die Länge ziehen, das Klima zwischen den 
Parteien sich verschlechtert und eher Formelkompromisse 
als vernünftige Vereinbarungen zustandekommen. Versucht 
man dagegen, die zugrunde liegenden Interessen heraus-
zufinden und fokussiert die Verhandlungen auf diese, so 
lassen sich weit eher Konvergenzpunkte und Kompensati-
onsmöglichkeiten finden, und die Einigungschancen stei-
gen.  

3. Möglichkeiten für gegenseitigen Nutzen suchen. 
Wenn, wie es gleichermaßen Grundannahme wie Postulat 
des Harvard-Konzepts ist, in Verhandlungen interessenge-
steuerte und nutzenmaximierende Rational-Choice-Akteure 
aufeinander treffen, ist die Wahrscheinlichkeit einer einver-
nehmlichen Lösung dann am größten, wenn beide Seiten 
von ihr profitieren. Wie jeder Tauschakt zeigt, müssen sich 
unterschiedliche Interessen nicht widersprechen, sondern 
sind im Gegenteil die Voraussetzung dafür, dass überhaupt 
ein Kaufvertrag zustandekommt. Solange ein Konflikt nur 
als Nullsummenspiel verstanden wird, in dem jedem Ge-

winn der einen ein ebenso hoher Verlust der anderen Seite 
entspricht, ist zähes Gerangel vorprogrammiert und zumin-
dest eine Partei wird mit dem Ergebnis unzufrieden sein. 
Gelingt es dagegen, eine Win-win-Situation herbeizuführen, 
wird Konsens möglich.  

4. Bestehen auf objektiven Kriterien. Nicht immer lässt 
sich allerdings die Torte vergrößern, bevor man sich an ihre 
Verteilung macht. Besonders in diesen Fällen empfehlen 
die Autoren, die Entscheidung nicht der Hartnäckigkeit oder 
Gutmütigkeit der Beteiligten zu überlassen, sondern an wil-
lensunabhängige Maßstäbe zu binden. Sachgerechtes Ver-
handeln bedeutet dann, einen Streitfall in die gemeinsame 
Suche nach neutralen, d. h. von allen Parteien akzeptierten 
Kriterien zu verwandeln. Das kann das Votum eines exter-
nen Gutachters sein, aber auch die Einigung auf ein Zu-
fallsverfahren wie Münzwurf oder Losentscheid.  

Die vier Grundregeln beziehen sich auf das Wie des 
Verhandelns. Aber auch die Frage, ob beziehungsweise ob 
weiter verhandeln, folgt, so Fisher, Ury und Patton, einem 
rationalen Kalkül, genauer: sie sollte ihm folgen. Verhand-
lungen versprechen nur dann Erfolg, wenn beide Seiten ei-
nen Kooperationsgewinn erwarten. Keine Partei wird einer 
Vereinbarung zustimmen, die sie schlechter stellt als das 
günstigste Ergebnis, das sie ohne Verhandlungen erreichen 
kann. Diese Best Alternative to Negotiated Agreement, 
kurz: BATNA, definiert den Grenznutzen kooperativer Lö-
sungen. Die Verhandlungsstärke einer Partei ist umso grö-
ßer, je attraktiver ihre Optionen bei einem Scheitern von 
Verhandungen sind. Deshalb ist es gerade im Falle ausge-
prägter Machtasymmetrien wichtig, die eigene BATNA zu 
entwickeln und die der Gegenseite richtig einzuschätzen.  

Die suggestive Kraft des Konzepts beruht nicht zuletzt 
auf dem Grundton von Sachlichkeit und Effizienz, den Fis-
her, Ury und Patton anschlagen. Sie predigen keine Werte, 
sondern versprechen befriedigende Ergebnisse. Man muss 
schon bis zum Anhangskapitel mit Antworten auf häufige 
Leserfragen vorblättern und dort in der einzigen Fußnote 
des Buchs nachschauen, um Spurenelemente einer gesell-
schaftlichen Utopie zu entdecken: „Wir sind der Meinung“, 
heißt es dort, „dass sachgerechtes Verhandeln helfen kann, 
die Welt zu verbessern, zusätzlich zur Lieferung einer gu-
ten, universell einsetzbaren Methode in einer Verhandlung 
das zu erhalten, was man will. (...) Je mehr ein Problemlö-
sungsansatz für Verhandlungen beim Umgang mit Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Einzelpersonen und zwi-
schen Nationen zur Norm wird, umso niedriger werden die 
Kosten eines Konflikts sein. Und Sie mögen feststellen, 
dass die Verwendung dieses Ansatzes neben solchen sozi-
alen Nutzen auch den Wertvorstellungen der Fürsorge und 
Gerechtigkeit in einer Weise dient, die persönlich zufrieden-
stellend ist.“23  

Der liberale Traum von der Identität des Nützlichen und 
des Guten ist alt. Neu und in einem fundamentalen Sinne 
neoliberal ist dagegen das Versprechen, alle sozialen Be-
ziehungen im Rückgriff auf ökonomische Kalküle zu pazifi-
zieren, sowie der Versuch, diese Verheißung in ein ausge-
feiltes Regelwerk und Trainingsprogramm zu übersetzen. 
Wo immer Menschen aufeinander treffen, so die erste Bot-
schaft, bringt es allen den größten Vorteil, sich als rationale 
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Marktsubjekte zu verhalten. Dazu bedarf es freilich, so die 
zweite Botschaft, methodischer Anleitung und regelmäßiger 
Übung. – Rational Choice will gelernt sein. 

THE PROMISE OF MEDIATION 

Die Popularität, die dieses Projekt der Befriedung durch Be-
friedigung in sämtlichen Feldern der Konfliktvermittlung er-
langte, provozierte Widerspruch bei jenen Mediatoren, de-
nen es weniger auf zufriedene Klienten und effiziente Prob-
lemlösung als auf persönliche wie soziale Veränderungs-
prozesse ankam. Ein Manifest dieser Kritik ist das 1994 er-
schienene Buch „The Promise of Mediation“ von Robert A. 
Baruch Bush und Joseph P. Folger.24 Die beiden Autoren 
entwickeln ihren eigenen transformativen Ansatz in direkter 
Abgrenzung zu einer Mediationspraxis, die sich auf das 
Harvard-Konzept beruft. Diese tendiere, monieren sie, zu 
einem direktiven Vorgehen und beraube die Beteiligten so 
der Chance zu lernen, dass und wie sie ihre Angelegenhei-
ten selbst in die Hand nehmen können.  

Bush und Folger plädieren deshalb für eine gänzlich 
andere Perspektive: Nicht als Probleme solle man Konflikte 
begreifen, sondern als „opportunities for moral growth and 
transformation“.25 Die Beilegung eines Streit nötige alle Be-
teiligten dazu, ihre Bedürfnisse und Wertvorstellungen zu 
artikulieren, die eigenen Ressourcen zu entdecken und zu 
erweitern sowie schließlich eine Entscheidung zu treffen 
und sie umzusetzen. Dieser Klärungsprozess und die Erfah-
rung, sich einigen zu können, aber nicht zu müssen, stärke 
gleichermaßen Selbstverantwortung wie Selbstvertrauen. 
Zugleich konfrontiere ein Konflikt jede Partei mit den Inte-
ressen, Vorstellungen und Emotionen der Gegenseite, und 
die Anstrengungen zu seiner Lösung eröffneten vielfältige 
Gelegenheiten, dem Gegner zuzuhören und ihm trotz aller 
Differenzen ein Mindestmaß an Respekt und Achtung ent-
gegenzubringen.  

Mediation wird hier zur Schule der Humanität, die beide 
Dimensionen moralischen Verhaltens, die Beziehung zu 
sich selbst und die zu anderen, verbessern soll. Ob am En-
de eine Vereinbarung steht, ist zwar nicht gleichgültig, aber 
doch von nachrangiger Bedeutung. Was zählt, ist das Maß 
an Empowerment und wechselseitiger Anerkennung, das 
die Beteiligten im und durch den Mediationsprozess erfah-
ren. Dazu braucht es andere Gesprächsführungstechniken 
als bei einer auf Problemlösung fokussierten Vermittlung. 
Nicht Versachlichung des Konflikts und kreative Exploration 
von Win-win-Lösungen sind gefragt, sondern ein nicht-
direktiver, eher situationsbezogener als ergebnisorientierter 
Stil, der alles unterstützt, was den Beteiligten hilft, sich über 
ihre eigenen Optionen klar zu werden und Verständnis für 
die andere Seite zu entwickeln.  

Wenn auch die Veränderung des Einzelnen im Mittel-
punkt steht, so geht der Anspruch von Bush und Folger wei-
ter darüber hinaus. Dem liberalen Individualismus des Har-
vard-Konzepts stellen sie eine relationale Weltsicht entge-
gen und erklären ihren Mediations-Ansatz zum Motor eines 
gesellschaftlichen Paradigmenwechsels. In ihrer überschie-
ßenden Heils- und Harmoniesemantik lässt sich unschwer 
das kommunitaristische Programm ausmachen: Menschen 
bedürfen, heißt hier die Botschaft, der Anerkennung durch 

andere nicht minder als des Vertrauens in die eigene Kraft. 
Beides bedingt einander und gedeiht am besten im Milieu 
überschaubarer Gemeinschaften, wo Menschen ihre Diffe-
renzen in persönlicher Auseinandersetzung austragen kön-
nen. Solche Begegnungen zu ermöglichen und auf diese 
Weise Autonomie wie Gemeinsinn der Beteiligten zu för-
dern, ist das eigentliche „Versprechen der Mediation“.  

Was sich als Gegengift zum perhorreszierten Liberalis-
mus präsentiert, trägt gleichwohl unverkennbar dessen Zü-
ge. Das selbstverantwortliche und sozialkompetente Sub-
jekt, zu dem der Einzelne mittels Empowerment moralisch 
heranwachsen soll, zeichnet sich exakt durch jene Eigen-
schaften aus, die im zeitgenössischen Managementdiskurs 
als Schlüsselqualifikationen firmieren und Unternehmen 
heute von ihren Mitarbeitern erwarten.26 Wie die amerikani-
sche Politologin Barbara Cruikshank gezeigt hat,27 

unterstellt Empowerment denjenigen, deren Selbstbewusst-
sein gestärkt werden soll, zuallererst jene Machtlosigkeit, 
gegen die es dann Abhilfe verspricht. Die Defizit-Diagnose 
legitimiert nicht nur das unermüdliche Einwirken der Be-
mächtigungsexperten auf ihre Klientel, sie markiert auch 
den Fluchtpunkt ihrer Interventionen: Diese sollen dem Ein-
zelnen dazu verhelfen, seine Ziele klar zu erkennen, die ei-
genen Handlungsspielräume und Machtressourcen realis-
tisch einzuschätzen und schließlich überlegte und verant-
wortete Entscheidungen zu treffen28 – kurzum: sie sollen ihn 
befähigen, auch schwierige Konflikte in Eigenregie zu meis-
tern, statt die Gerichte oder andere staatliche Instanzen 
damit zu behelligen. Solche Hilfe zur Selbsthilfe ist freilich 
ein unabschließbares Projekt, das fortgesetzter Unterstüt-
zung und Ermutigung bedarf. – „Empowered“ ist man nie 
genug. 

IV. 
Was sagt nun all das über die Gegenwart und zeitgenössi-
sche Menschenführung? Dazu einige zusammenfassende 
Anmerkungen: 

Man hat sich daran gewöhnt, die gegenwärtige Ökono-
misierung des Sozialen ausschließlich unter der Perspekti-
ve verschärfter, weil globalisierter Konkurrenzverhältnisse 
und des Abbaus sozialstaatlicher Sicherungssysteme zu 
betrachten. Die populäre Rede vom „entfesselten Kapita-
lismus“ (Bourdieu), „Raubtierkapitalismus“ (Ziegler) oder 
dem „Terror der Ökonomie“ (Forrester) suggeriert den Zer-
fall politischer Ordnung und die Wiederkehr eines anarchi-
schen Kriegs aller gegen alle,29 zu dessen Zähmung dann 
wahlweise ein starker Staat, bürgerschaftliches Engage-
ment oder gar ein institutionalisiertes Weltbürgerrecht ange-
rufen werden. Eine Technologie wie die Mediation passt 
schlecht in dieses Bild. Der Boom eines Verfahrens, das auf 
Konsens statt Kampf, auf autonome Konfliktregelung statt 
souveränen Rechtsentscheid setzt, weckt Zweifel an einer 
Gegenwartsdiagnose mit Hobbes‘schem Szenario. Der be-
klagten Deregulierung korrespondieren vielmehr neue Modi 
der Regulierung; der Rückzug des Staates geht einher mit 
dem Aufbau individueller und community-bezogener Selbst-
steuerungspotenziale. Die Wiederkehr des Krieges – als 
soziale Tatsache wie als generalisierte Metapher des Sozia-
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len – wird flankiert von Praktiken und Rhetoriken der Befrie-
dung. Autonomie und Konsens definieren dabei nicht länger 
das Jenseits der Macht, sondern fungieren als deren privi-
legierte Medien. Als kritische Prinzipien einer Analytik des 
Regierens wie als points de resistance gegen die Zumutun-
gen des Regiertwerdens haben sie, vorerst jedenfalls, aus-
gedient.  

Mediation gehört wie die allgegenwärtige Beratung, mit 
der sie die Prinzipien der Freiwilligkeit, Ergebnisoffenheit 
und der Hilfe zur Selbsthilfe teilt, zu jenen Sicherheitsdispo-
sitiven, die auf alltäglichen Formen helfender Kommunikati-
on – hier: dem Streitschlichten – aufbauen und diese in me-
thodisch angeleitete, häufig professionell betriebene und in-
stitutionell abgestützte Strategien des Managements sozia-
ler Risiken überführen. Genau darin besteht der Sprung von 
der Technik zur Technologie. Zwei gegenläufige Tendenzen 
kommen dabei zusammen: Auf der einen Seite wird die Be-
arbeitung von Konflikten formalisiert. Ein neuer Typus des 
Experten tritt auf den Plan, der die Rolle des neutralen Drit-
ten übernimmt und nach festgelegtem Ablaufmodell die 
Vermittlungsgespräche moderiert. Aus einem Streit und den 
glückenden oder misslingenden Anstrengungen zu seiner 
Beilegung wird so ein geregeltes Verfahren. Dem steht auf 
der anderen Seite ein Informalisierungsschub gegenüber. 
Während am Ende einer Gerichtsverhandlung stets ein 
Richter auf Grundlage der geltenden Gesetze sein Urteil 
fällt, bleibt es bei der Mediation den Kontrahenten selbst 
überlassen, ob sie zu einer Vereinbarung gelangen und wie 
diese aussieht. Aus einem hoheitlichen Akt mit Verfahrens-
ordnung und Instanzenzug werden so Verhandlungen mit 
offenem Ausgang. Diese doppelte Bewegung einer erwei-
terten, wenngleich indirekten Lenkung sozialer Beziehun-
gen bei gleichzeitiger Rücknahme souveräner Formen der 
Machtausübung hatte Foucault im Blick, als er von der 
„Gouvernementalisierung des Staates“30 sprach. 

Man mag es begrüßen (und es gibt gute Gründe dafür), 
wenn Schulen Streit-Schlichter-Programme einführen und 
Jugendliche zu „Konfliktlotsen“ ausbilden, statt Pausenhof-
prügler disziplinarisch zu ahnden, wenn sich trennende 
Paare mit Unterstützung eines Mediators ihr Vermögen 
auseinander dividieren und Besuchsregelungen für die Kin-
der vereinbaren, statt bewehrt mit Anwälten vor dem Fami-
lienrichter gegeneinander anzutreten, wenn neutrale Dritte 
Kriegs- oder Bürgerkriegsparteien an einen Tisch bringen, 
statt dem Töten zuzusehen oder selbst militärisch zu inter-
venieren. Man mag sogar noch Verständnis dafür aufbrin-
gen (obwohl das schon sehr viel schwerer fällt), wenn Be-
hörden und Industrie die zeit- und kostenintensiven Ge-
nehmigungsverfahren für umweltpolitisch umstrittene Pro-
jekte abzukürzen und Proteste im Vorfeld zu verhindern su-
chen, indem sie Anwohnervertreter und Bürgerinitiativen in 
die Planung einbeziehen und mit diesen im Rahmen einer 
Umweltmediation Kompromisslösungen aushandeln. – Aber 
muss man wirklich zum Vorschein einer besseren Welt ver-
klären, was lediglich die Verwaltung der bestehenden er-
leichtert?  
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„NAISSANCE DE LA BIOPOLITIQUE“. 
LIBERALISMUS UND BIOPOLITIK 

 
 

0. Um die Begriffe „Gouvernementalität“, „Politische Öko-
nomie“ und „Biopolitik“ besteht ein terminologische Konfusi-
on, an der – wie so oft – Michel Foucault selber nicht ganz 
unschuldig war. Das für ihn typische Gleiten der Begrifflich-
keit ist aber einer Denk- und Arbeitsweise geschuldet, die 
die Begriffe, in denen wir unser Heute verstehen, nicht in 
den Konzepten der Vergangenheit sucht, sondern die das 
Heute in seiner Eigenheit und Differenz erfassen will. Wir 
möchten unsere Überlegungen zum Thema Liberalismus 
und Biopolitik nicht als eine akademische Übung verstan-
den wissen, in der Textexegesen praktiziert werden mit dem 
Ziel, getreue Nachfolgeschaften auf Foucault zu behaupten 
oder zu verteidigen.  
 Vielmehr verstehen wir das Folgende als eine Interven-
tion in das unserer Meinung nach allzu sorglose Verständ-
nis des so genannten Neo-Liberalismus als eine weltum-
spannende, ideologiegeleitete Politik, deren uniforme Reali-
tät in jeder Mikrofaser der einzelnen Gesellschaften aufge-
spürt werden könne. 

 
A. Der Begriff der Gouvernementalität besitzt bei Foucault 
eine doppelte Bedeutung: 

Einerseits bedeutet er ein Gesamt von Führungsver-
hältnissen in einer gegebenen Gesellschaft: „Im Grunde ist 
Macht weniger von der Art der Konfrontation zweier Gegner 
oder der Verpflichtung des einen gegenüber dem anderen, 
als von der der ‚Regierung‘. Man muß diesem Wort die sehr 
weite Bedeutung belassen, die es im 16. Jahrhundert hatte. 
Es bezog sich nicht nur auf politische Strukturen und auf die 
Verwaltung der Staaten, sondern bezeichnete die Weise, in 
der das Benehmen von Individuen oder Gruppen gelenkt 
wurde: Regierung der Kinder, der Seelen, der Gemeinden, 
der Familien, der Kranken.“1 

Andererseits bedeutet der Begriff im engeren Sinne eine 
spezielle Form staatlicher Machtausübung: „Unter Gouver-
nementalität verstehe ich die Gesamtheit, gebildet aus den 
Institutionen, den Verfahren, Analysen und Reflektionen, 
den Berechnungen und den Taktiken, die es gestatten, die-
se recht spezifische und doch komplexe Form der Macht 
auszuüben, die als Hauptzielscheibe die Bevölkerung, als 
Hauptwissensform die politische Ökonomie und als wesentli-
ches technisches Instrument die Sicherheitsdispositive hat.“2 

Eine Vereinseitigung dieses Begriffs auf eine seiner bei-
den Bedeutungen zieht jeweils prekäre Effekte nach sich: 
die Vereinseitigung des Begriffs allein auf die Bedeutungs-
dimension staatlich-rationaler Machtausübung (d. h. auf die 
Dimension des staatlichen Macht-Wissens und seiner viel-
zähligen Objekte) führt zu einer (wenn auch unfreiwilligen) 
Nähe zu dem Konzept einer „instrumentellen Vernunft“, die 
zumindest tendenziell in der Lage sei, jeden denkbaren Ge-
genstand zum widerstandslosen Objekt ihrer Manipulatio-
nen zu machen – und damit faktisch zu einer Neuauflage 
des Konzepts der „verwalteten Welt“; die Vereinseitigung 

des Begriffs allein auf die Bedeutungsdimension der Füh-
rungsverhältnisse führt aufgrund ihrer Ausblendung des Zu-
sammenhangs von „positiven Wissenstechniken“ und „Arten 
zu handeln“ (Foucault) – d. h. der Produktion und Akkumu-
lation von Wissen als Grundlage von Regierungshandeln – 
in die Nähe eines (wenn auch unfreiwilligen) Rückfalls in die 
Ideologiekritik – gerade wenn im Zusammenhang der uns 
hier interessierenden Redeweise von der „Ökonomisierung 
des Sozialen“ „Politische Ökonomie“ zwar als eine diskursi-
ve Technik der Subjektivierung gelesen wird, nicht aber als 
ein Wissenssystem – oder sogar: als ein Wissenssystem 
von Wissenssystemen (über das Land, die Bevölkerung, 
das Klima etc.). 

Auch der Begriff des Liberalismus verschwimmt in bei-
den Vereinseitigungen, da es in beiden Fällen nicht klar ist, 
wie der Begriff der Gouvernementalität auf das liberale 
Problem einer Regierung freier Subjekte bezogen werden 
kann und auf welche Weise Gouvernementalität einen stra-
tegischen Einsatz in den Kämpfen bildet (Gouvernementali-
tät also bezogen auf die multitude und auf die gesellschaft-
lichen Antagonismen). Zudem droht in beiden Fällen die 
Staatszentriertheit des Denkens: im ersten Fall, wenn Gou-
vernementalität im engeren Sinne nicht als nur eines der 
vielfältigen Momente eines Führungsverhältnisses verstan-
den wird, das weit über den Staat und seine Apparate (im 
engeren Sinne) hinausgeht; im zweiten Fall, wenn in der 
mikrophysikalischen Analyse von Führungsverhältnissen 
und Subjektivierungsstrategien der Eindruck erweckt wird, 
diese hätten ihren Ursprung in einem staatlichen Projekt mit 
dem Namen „Neoliberalismus“ und wären dort im Vornhi-
nein beliebig planbar. 

„Politische Ökonomie“3 wird bei Foucault offensichtlich 
verschieden verwendet. Im seinem Résumé de cours von 
1979 mit dem Titel Naissance de la biopolitique wird der 
Begriff „Politische Ökonomie“ im traditionellen Sinne ver-
wendet und bezeichnet eine theoretische Formation, die für 
die liberale Form der Gouvernementalität einen Rahmen 
andauernder Selbstkritik bereitstellt, um ein Zuviel-Regieren 
zu konstatieren und dessen schädliche Auswirkungen auf-
zuweisen. Sie ist also nur ein Moment der Regierungsratio-
nalität und ihrer Probleme wie „Gesundheit, Hygiene, Ge-
burtenrate, Lebensdauer, Rassen“.4 

Im Gouvernementalité-Aufsatz von 1978 scheint dage-
gen ein „erweiterter“ Begriff vorzuliegen, d. h. der Begriff 
bezeichnet ein Wissenssystem von Wissenssystemen, 
denn „die Bildung eines Regierungswissens lässt sich in 
keiner Weise von der Bildung eines Wissens über all die 
Vorgänge trennen, die sich um die Bevölkerung im weites-
ten Sinne drehen – was man eben die ‚Ökonomie‘ nennt“.5 

Politische Ökonomie als, wie Foucault sagt, Hauptwis-
sensform der Gouvernementalität müsste dann auch Diszip-
linen wie Geographie, Demographie und Klimatologie um-
fassen; und möglicherweise auch die Medizin, wenn sie 
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obige Probleme zum Gegenstand hat. Hier liegt das Prob-
lem der Definition wie sie Foucault in seiner Vorlesung zur 
Gouvernementalität vorlegt – zwar macht sie klar ersicht-
lich, dass Politische Ökonomie seit ihrer Entstehung immer 
schon ein Bestandteil der Biopolitik gewesen ist; der erwei-
terte Begriff verdeckt aber den spezifischen Beitrag der Po-
litischen Ökonomie seit Smith zu einer liberalen Regie-
rungsweise: Die Erfindung einer anthropologischen Grund-
lage – in Form einer „Als-ob-Konstruktion“ – für eine Regie-
rung der Vielheit oder der multitude im Namen der Regie-
rung freier Subjekte und des „Nicht-zuviel-Regierens“. Denn 
nicht nur der Markt spielt in dieser Theorie, wie Foucault 
sagt, die Rolle eines „Tests“, „eines Ortes bevorzugten Ex-
periments, an dem man die Folgen eines Exzesses an 
Gouvernementalität entdecken und deren Ausmaß berech-
nen kann“6, sondern auch die Figur des seinen Eigennutz 
verfolgenden Individuums.7 

Liberale Regierungsweise besteht also in dem grund-
sätzlichen Paradox, einerseits interventionsfähig in Hinsicht 
auf die obigen Probleme zu sein und auch der „wilden Frei-
heit“8 der Individuen Grenzen ziehen zu können, auf der 
anderen Seite aber auch einen gewissen Freiheitsspielraum 
der Individuen ermöglichen oder gar befördern zu müssen, 
da sich andererseits negative volkswirtschaftliche Effekte 
ergeben würden. 

 
B. Im Zusammenhang mit der Diskussion über das angebli-
che Monster des Neoliberalismus, das unser politisches und 
soziales Leben beherrschen soll, stellt sich die Frage, wie 
wir den Gegenstandsbereich, die Effekte und Performanz-
bedingungen einer liberalen Politischen Ökonomie bestim-
men können. Dahinter steht natürlich die Frage, inwieweit 
die Redeweise, das Soziale werde vom genannten Monster 
„ökonomisiert“, Sinn macht oder ob das damit aufgerissene 
terminologische Feld nicht einfach eine bestimmte Politi-
sche Ökonomie – die vergangene, fordistisch-korpora-
tistische – essentialisiert, indem sie unter der Hand zum 
Maßstab für eine faire Ökonomie erhoben wird. 

 
C. Foucault benutzt in seinem Gouvernementalität-Aufsatz 
den Begriff „Politische Ökonomie“ in einem viel zu erweiter-
ten Sinn, als dass noch trennscharf zwischen „Politischer 
Ökonomie“ im traditionellen Sinne und „Biopolitik“ mit ihren 
Wissenssystemen unterschieden werden könnte, wie er 
dies ein Jahr später explizit tun wird. Noch 1978 aber ist für 
ihn Politische Ökonomie ein verschiedenste Wissensformen 
umfassendes Wissenssystem, insofern es Rahmen und Da-
ten für wesentliche staatliche Aktivitäten wie das Planen der 
Infrastruktur, das Rastern der Räume oder das Überwachen 
der Bevölkerung bereitstellt. „Dieses kontinuierliche und 
vielfältige Netz von Bezügen zwischen Bevölkerung, Territo-
rium und Reichtum aufgreifend, bildet sich eine Wissen-
schaft aus, die man ‚politische Ökonomie‘ nennt“9. 

 
D. Politische Ökonomie ist ferner eine Praxis oder in den 
Worten Foucaults, „eine Interventionstechnik der Regie-
rung“. Genau genommen ergibt sich hier eine „feste Reihe“, 
„die auch heute noch nicht zerfallen ist“: Regierung, Bevöl-
kerung, Politische Ökonomie. Die staatliche Aktivität er-

schöpft sich in einem Dreieck Souveränität – Disziplin – 
gouvernementale Führung mit der Bevölkerung als Haupt-
zielscheibe und mit dem Sicherheitsdispositiv als wesentli-
cher Mechanismus.  

 
E. Als Wissenssystem – d. h. als Akkumulationssystem von 
Daten über Bevölkerung, Territorium und Ökonomie – und 
als eine auf diesen Daten beruhende Interventionstechnik 
ist unserer Meinung nach Politische Ökonomie jedoch noch 
nicht ausreichend bestimmt. Sie ist gleichzeitig eine „Re-
präsentation“ der Ökonomie und des Sozialen, die auf der 
Erfindung einer anthropologischen Grundlage des ökonomi-
schen Austausches basiert. Dies soll im Rückgriff auf eine 
Wiener Quelle erläutert werden. Nach Hans Vaihinger (Die 
Philosophie des Als Ob) ist der theoretische Ausgangspunkt 
Politischer Ökonomie bei Adam Smith der folgende: 
 „Der ganze Kunstgriff besteht darin, daß Smith alle wirt-
schaftlichen Handlungen der Gesellschaft so betrachtet, als 
ob sie einzig und allein vom Egoismus diktiert wären: er 
sieht dabei ab von allen anderen Faktoren, z. B. Wohlwol-
len, Sittlichkeit, Gerechtigkeit, Billigkeit, Mitleiden, Gewohn-
heit, Sitten und Gebräuchen usw. Auf diese Weise ist es 
ermöglicht, die Erscheinungsweisen der menschlichen Ver-
hältnisse in wirtschaftlicher Hinsicht auf wenige Grundge-
setze zu reduzieren. Mit sicherer Hand greift er dasjenige 
Motiv heraus, welches am häufigsten und am stärksten ist. 
Er stellt jenen fiktiven Satz – es ist, als ob alle wirtschaftli-
chen, geschäftlichen Handlungen nur vom Egoismus moti-
viert wären – als ein Axiom an die Spitze seines Systems 
und entwickelt daraus deduktiv, mit systematischer Not-
wendigkeit, alle Verhältnisse und Gesetze des Handels und 
Verkehrs und aller Schwankungen in diesen komplizierten 
Gebieten.“10 

Für Vaihinger ist diese Als-ob-Konstruktion also not-
wendige Vorbedingung der Möglichkeit ökonomischen Wis-
sens und nicht wie für Marx eine bloße Ideologie, die von 
den wirklichen Verhältnissen abstrahiert.11 Genauer gesagt 
ermöglichen für Vaihinger erst Abstraktionsleistungen wie 
die obige (er nennt weiterhin die Fiktionen „isolierter 
Mensch“, „isolierte Stadt“, „isolierter Staat“12 die Möglichkeit 
Politischer Ökonomie als Wissenschaft.  

Ungeachtet ihres epistemologischen Status funktioniert 
Politische Ökonomie aber auf jeden Fall dann als Ideologie, 
wenn ihre Als-ob-Konstruktionen die Subjekte ergreifen. Sie 
tut dies über deren Identifikation mit dem „Subjekt, dem un-
terstellt wird zu glauben“13. Das funktioniert in etwa so: Die 
Individuen unterstellen permanent allen anderen, dass sie 
als eigennützige Subjekte agieren würden, selbst dann, 
wenn sie jeweils selbst gar nicht eigennützig agieren wollen. 
Sie sagen: „Ich weiß zwar, daß Menschen auch nicht ei-
gennützig handeln könnten, aber....“ Die genannte anthro-
pologische Grundlage nimmt in solch einer fingierten Rede 
die Form einer nachträglichen Rechtfertigung an.  

Die Als-ob-Konstruktion ist sowohl eine soziale Instituti-
on (wie auch andere Fiktionen – etwa die des „Marktes“) als 
auch ein theoretisches Modell, das dem liberalen Denken 
eine Indikationsmöglichkeit für ein „Zuviel-Regieren“ liefert. 
Mit anderen Worten stellt Politische Ökonomie als Theorie 
im traditionellen Sinne Mittel für eine potenzielle (Selbst)kri-
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tik der Gouvernementalität bereit, d. h. für eine Kritik, die 
heute fälschlicherweise als „neo-liberale“ bezeichnet wird. 

 
F. Wir denken daher, dass das Politische der Politischen 
Ökonomie über die Elemente „Disposition“ und „strategi-
sche Intervention in einem Diagramm von Kräfteverhältnis-
sen“ hinaus zu entwickeln ist. Gesucht wird nach einem 
Verständnis, dass auf dem Niveau Politischer Ökonomie die 
offensichtlichen ideologischen und – sagen wir – imaginati-
ven Elemente umfasst, analysiert und im Rahmen einer 
Gouvernementalitätsanalyse der Gegenwart ins Spiel 
bringt. Politische Ökonomie setzt sich auch ins Werk, indem 
sie Subjektivitätsstandards erzeugt. 

 
G. Das rational planende Individuum kam im Rahmen der 
britischen Nationalökonomie auf die Welt. Seither hat es ei-
ne Art Double: die Biopolitik, die in entsprechenden Kritiken 
oft nur in einer verkürzten Bedeutung verstanden wird: als 
technische Manipulation des biologischen Lebens. Auf die-
sen Aspekt der Biopolitik stützen sich etwa die Genomkriti-
ker, wenn sie die Bemächtigung des Lebens durch die Wis-
senschaften kritisieren.  
 Biopolitik bedeutet aber Steuerung und Regulierung der 
menschlichen Gattung allgemein und sie rückt eine der 
Triebfedern der Gouvernementalität in den Vordergrund: In 
dieser Perspektive besteht die ständige Sorge darüber, 
dass die vielen – von den ständischen Fesseln befreiten In-
dividuen – tun, was sie wollen. Biopolitik im weiten Sinne 
muss daher analysiert werden als ein Einsatz, die Vielheit 
zu regieren.  

Seit dem 18. Jahrhundert interessiert sich der Staat für 
die Bevölkerung, für die Volksgesundheit, für den Sex und 
für die Stillgewohnheiten der Mütter; er bringt Bettler und 
Obdachlose von den Straßen, um sie in Asyle einzusperren, 
und er sorgt sich um die rassische Reinheit. „Wir interpretie-
ren deshalb Leben als multitude, als Vielheit der sozialen 
Bezüge, die im Inneren des Konzepts der Biopolitik existie-
ren.“14 Und: „Es geht um die Bedingungen der Reproduktion 
der Gattung, den Teil der materiellen Produktion, den Marx 
Reproduktion genannt hat, aber es geht auch um alles, was 
das Soziale betrifft: die Subjektivität, die Schule, das Ge-
fängnis, die Komplexität der Verhältnisse.“15 

 
H. Die Subjekte der liberalen Gouvernementalität sind keine 
Untertanen eines Souveräns mehr, sie sind aber auch nicht 
Freie und Gleiche im Sinne der Versprechen von 1776 und 
1789. In seinem Aufsatz Naissance de la biopolitique identi-
fiziert Foucault zwei verschiedene moderne Varianten des 
politischen Liberalismus. Beide treffen sich jedoch in ihrer 
gemeinsamen Grenzziehung gegen den revolutionären 
Frühliberalismus und gegen die planenden Ökonomien des 
20. Jahrhunderts.16 Sie definieren das Verhältnis von Staat 
und Ökonomie neu, insofern der Markt zum organisieren-
den und regulierenden Prinzip des Staates als Ganzem 
werden soll, und nicht eine separate Sphäre, in die man 
nicht eingreifen darf. Die Grundlage des Regierens ist nicht 
mehr das abstrakt freie Individuum, sondern eine künstlich 
arrangierte Freiheit.  
 

I. Auch François Ewald analysiert, dass die ‚typisch‘ liberale 
Kunst darin besteht, die Sphären Markt, Staat, Soziales, 
Recht und Religion sorgsam zu trennen, um sie später wie-
der auf eine eigene Art und Weise ineinander fließen zu 
lassen. Auch hier besteht das Problem, wie die Vielheit zu 
regieren sei. So haben etwa die Praktiken der Wohltätigkeit 
pragmatischen Charakter, sie haben „sich stets der Mannig-
faltigkeit der zu befriedigenden Bedürfnisse anzupassen.“17 
Hier liegt der Ursprung der großen Institutionen des so ge-
nannten Klassenkompromisses in Westeuropa wie Spar-
kassen, Volksversicherungen, Krippen, Asyle, Arbeiter- und 
Gemeindewohnungen. 

Das gilt natürlich auch für Österreich, besonders für die 
ehernen Institutionen des sozialdemokratischen Wohl-
fahrtsstaates. Man kann durchaus an diese denken, wenn 
Ewald sagt: „Das von den Liberalen erdachte Diagramm ei-
ner wohlgeordneten Gesellschaft (...)  darf nicht als Be-
schreibung eines Regierungsprogramms aufgefaßt werden. 
Das liberale Diagramm, das auf dem Prinzip der Verant-
wortlichkeit fußt, bietet wie jedes Diagramm ein selbstregu-
lierendes Schema an. Die Notwendigkeit einer Regie-
rungstätigkeit bleibt hingegen bestehen, wird durch es so-
gar begründet. Ihr Programm [findet sich] in der sehr aus-
giebigen Literatur über die Probleme der Unterstützung, der 
Wohltätigkeit und Barmherzigkeit, über die Verwaltung der 
Ungleichheiten. (...) Der politische Liberalismus deckt sich 
mit dem Problem der Verwaltung von Ungleichheiten. Das 
Soziale bildet sozusagen das Leitmotiv der politischen Phi-
losophie des Liberalismus (...). Die liberale Politik ist eigent-
lich eine Sozialpolitik.“18 

 
J. Die europäischen Gesellschaften – und wir verwenden 
hier das Attribut ‚europäisch‘ in seiner geographisch maxi-
malsten Bedeutung – sind momentan Laboratorien. Im Sin-
ne eines Trial-and-error-Verfahrens werden neue, postmo-
derne Varianten einer liberalen Gouvernementalität entwi-
ckelt, erprobt, weiterverfolgt oder verworfen. Dies erfolgt je-
doch ebenso im Diagramm zeitgenössischer Kämpfe, worin 
diese aufgenommen, invertiert und zugleich verkehrt wer-
den. Die minoritären Kämpfe der 70er- und 80er-Jahre ha-
ben sich gegen die ehernen fordistischen Institutionen und 
Apparate gerichtet, gegen die Institutionen der Disziplin, die 
sozialdemokratischen Technokratien, die Zwangsheterose-
xualität, das Familienmodell und die darin eingeschriebene 
Rolle der Frau etc.. 

 
K. Dabei kann aus den von Foucault in seinen Naissance-
Ausführungen diskutierten Varianten ein Raster gezeichnet 
werden, bei dem an dem einen Ende die liberale Politik, so 
wie sie von der Schule von Chicago vorgeschlagen wurde, 
liegt; und am anderen Ende eine deutsche, ordo-liberale 
Strategie. „Während diese (die soziale Marktwirtschaft in 
Deutschland) annimmt, daß die Regulation der Preise auf 
dem Markt – als einzige Grundlage einer rationalen Öko-
nomie – von sich aus so zerbrechlich ist, daß sie durch eine 
interne Politik, die über soziale Interventionen wacht (ein-
schließlich über Arbeitslosenhilfe, Deckung der Gesund-
heitskosten, Wohnungspolitik etc.), unterstützt, gestaltet 
und ‚geordnet‘ werden muß, versucht der amerikanische 
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Neoliberalismus vielmehr, die Rationalität des Marktes, die 
Schemata der Analyse, die sie vorschlägt, und die Ent-
scheidungskriterien, die sie nahelegt, auf nicht ausschließ-
lich oder nicht vorrangig ökonomische Gebiete auszudeh-
nen. So z. B. auf die Familie und die Geburtenziffer, auf die 
Straffälligkeit und die Politik der Bestrafung.“19 Die aktuellen 
Varianten, wie sie in den verschiedenen Gesellschaften 
durchgespielt werden, lassen sich demgemäß auf einer 
Skala zwischen diesen beiden Polen einteilen. 

In Österreich werden unserer Wahrnehmung und ersten 
Analyse zufolge beide Strategien gleichzeitig – und teilwei-
se gegeneinander – in Anschlag gebracht. Zwar werden die 
Institutionen der Sozialpartnerschaft dann politisch atta-
ckiert und ‚gesäubert‘, wenn ihr Personal sozialdemokra-
tisch ist (oder wenn dies unterstellt werden kann). Doch ist 
bislang keine Rede davon, die Institutionen der Sozialpart-
nerschaft aufzulösen. Vielmehr zeigt sich am Horizont der 
rechtspopulistischen Bemühungen ein neuer Korporatis-
mus, der insofern faschistische Anleihen macht, als er keine 
politischen und sozialen Spaltungen und Antagonismen 
mehr kennen möchte. 

Die exklusiven Träger und Adressaten dieser sozialen 
Marktwirtschaft sind die fleißigen, anständigen und sparsa-
men Österreicher; ausschließlich sie sollen die Subjekt-
Objekte weiterer staatlichen Fürsorge sein. Die sozialen 
Auseinandersetzungen der Gegenwart scheinen darum zu 
gehen, wer Angehöriger dieser exklusiven sozialen Instituti-
on wird – und wer in einer der grauen Zonen verbleibt: „mit 
marginalen Aktivitäten, die eine Zuflucht (oder eine Depo-
nie) für diejenigen bereitstellen, die nicht in der Lage sind, 
an den Kreisläufen des intensiven Austausches teilzuneh-
men.“20 

 
L. In diesen Experimenten hat sich allerdings auch der Ein-
satz der Biopolitik verändert. Wie im Vorsorgestaat stehen 
die Begriffe der Prävention und der Sicherheit im Vorder-
grund: „Jedermanns Leben ist ein Risikofaktor für die ande-
ren“21; mit der Ablösung der Absicherung durch das Recht 
der Sicherheit „fanden die Praktiken, Institutionen und Pro-
gramme der Bio-Politik (...) das Rechtsinstrument, das ihre 
weitere Entfaltung ermöglichte.“22 

 
M. Aktuelle Biopolitik bezieht sich nicht nur auf die mensch-
liche Bevölkerung. Als Beispiel wollen wir hier kurz auf die 
überraschende Wiederkehr des mittelalterlichen Konzeptes 
der Seuchenstadt als Antwort auf die epidemischen Erkran-
kungen BSE und Maul- und Klauenseuche verweisen. Im 
Unterschied zu dieser hat die Einrichtung von Seuchenzo-
nen in England, Deutschland und Frankreich jedoch nicht 
zum Ziel, gesunde Menschen vor Kontamination zu bewah-
ren, sondern sie zielt auf den Schutz der Fleischmärkte. 

Eine der anderen biopolitischen Fragestellungen unse-
rer Zeit sieht auch aus wie eine ganz klassische: Der Ver-
such der Erfassung und Steuerung der Bewegung der Men-
schen, d. h. die Aktivitäten zur Regulation der Migration 
(Topos: „Der Staat als Dämmebauer“). Die Einsätze post-
moderner Biopolitik sind dabei von einer eigenen Problema-
tik geprägt: Bange fragt man sich nicht nur, wo die Marge 
dessen liegt, was eine Bevölkerung an Zuwanderung öko-

nomisch „verkraften“ kann. Dahinter stehen aber nicht nur 
volkswirtschaftliche Komponenten, sondern eine auch iden-
titäre: Der den nach Westeuropa kommenden Migranten 
unterstellte fiktive Raubzug bezieht sich darauf, dass sie 
den Anständigen und Fleißigen nicht nur ihr Geld und ihren 
Reichtum wegnehmen wollen, sondern auch ihre völkische 
Identität. Diese Identitäts-Biopolitik schafft seperate Sphä-
ren und Zonen, in denen jede Gruppe sie selber sein kann, 
in der einer Vervielfältigung aber klare Grenzen gezogen 
sind. 

 
N. Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die post-
modernen Formen liberaler Gouvernementalität keine Rück-
kehr zum Laissez-faire und zum Nachtwächterstaat darstel-
len. Zwar sind diese neuen Formen durch eine tendenzielle 
Abkehr von den alten Ordnungen der Disziplin und den In-
stitutionen des Klassenkompromisses – bzw. deren neue 
Gewichtung – gekennzeichnet; diese Neuordnung aller 
Verhältnisse wird daher „von unten“ als Erweiterung von 
Freiheitsspielräumen erfahren. 

Dennoch ist der neo-liberale Staat kein schwacher 
Staat. Wie die generelle Aufrüstung der Sicherheitsdisposi-
tive, die verschärfte Migrationspolitik und nicht zuletzt die 
massiven Seuchenschutzmaßnahmen in der europäischen 
Agrarpolitik zeigen, kann von einer generellen Schwächung 
des Staates keine Rede sein, auch wenn eine gewisse libe-
rale Rhetorik und eine diese verdoppelnde Kritik dies stän-
dig behaupten. 

 

ANMERKUNGEN: 
1 Foucault 1996, S. 37 
2 Foucault 2000, S. 64 
3 „Politische Ökonomie“ wird in diesem Text in zweierlei Weise 

verwendet: im Sinne einer unbestimmten Redeweise über 
„Politische Ökonomie“ (in Anführungsstrichen), ohne Anfüh-
rungszeichen, wenn wir inhaltlich bestimmen, was unter Politi-
scher Ökonomie zu verstehen ist (die Verfasser). 

4 Foucault 1989, S. 109 
5 Foucault 2000, S. 62 
6 Foucault 1989, S. 114 
7 Vgl. Meuret 1994, S. 37 ff., insbesondere S. 45-47 
8 Kant 1985, S. 28 
9 Foucault 2000, S. 62 

10 Vaihinger 1986, S. 343 f. 
11 Vgl. Marx 1962, S. 90 f. 
12 Vaihinger 1986, S. 37 
13 Mocnik 1994, S. 234 
14 Lazzarato 2000, S. 28 
15 A. a. O., S. 29 
16 Vgl. Foucault 1989, S. 117 
17 Ewald 1993, S. 93 
18 A. a. O., S. 100 
19 Foucault 1989, S. 119 
20 Castel, http://www.episteme.de/Castel.html, S. 17 
21 Ewald 1993, S. 488 
22 A. a. O., S. 489  
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WOLFGANG PIRCHER 

DIE ERFINDUNG DES MARKTES 

 
In seinen Vorlesungen über oder zu „Gouvernementalität“ 
ist Foucault bis zum Liberalismus des 20. Jahrhunderts vor-
gestoßen, der im Unterschied zu den frühliberalen Theorien 
ein ausgesprochen ökonomisch bestimmter Liberalismus 
war und ist. Er hat zwei Formen des Neoliberalismus unter-
sucht: den deutschen Ordo-Liberalismus der Nachkriegszeit 
und die so genannte Chicago-Schule. Ich kenne seine dies-
bezüglichen Vorlesungen nicht – sie sind noch nicht veröf-
fentlicht – und würde mich daher in die Position des Schul-
meisterleins Wuz aus Auenthal begeben, würde ich versu-
chen, nun gleichsam zu erdichten, was Foucault gesagt hat. 
Auch wollen wir ja keine orthodoxen Foucault-Schüler sein. 
Ich möchte daher auf eine neoliberale Strömung zu spre-
chen kommen, die auch nicht ganz unwichtig war und die in 
Wien ihren Ausgangspunkt nahm. Sie ist mit den Namen 
Ludwig von Mises und Friedrich August von Hayek ver-
knüpft, die beide wiederum in der Tradition der ökonomi-
schen und gesellschaftspolitischen Theorien von Carl Men-
ger stehen.  

MARKT UND MACHT 
Als stichwortgebend lässt sich ein Aufsatztitel des früheren 
Finanzministers der Monarchie, Eugen von Böhm-Bawerk, 
heranziehen: in dem so überaus interessanten Jahr 1914 
veröffentlicht er einen Aufsatz mit dem Titel „Macht oder 
ökonomisches Gesetz“ und er führt darin zusammenfas-
send aus, dass das selbst „gebieterischeste Machtdiktat“ an 
eine Grenze stößt, wo eine andere Souveränität herrscht, 
die es nicht unterwerfen kann, „es kann nicht gegen, son-
dern nur innerhalb der ökonomischen Wert-, Preis- und Ver-
teilungsgesetze wirken, sie nicht aufhebend, sondern bestä-
tigend und erfüllend.“1 Wenn wir das Machtdiktat dem Staat 
zuordnen, also dem Gesetzgeber des juristisch-politischen 
Lebens, so muss er sich nach Böhm-Bawerk vor einem an-

deren Gesetzgeber beugen, den wir mit „Markt“ bezeichnen 
können.  
 Für die folgenden Jahre des Ersten Weltkrieges konnte 
es aber nun doch den Anschein haben, als ob das staatli-
che Machtdiktat auch über die Souveränität der Marktes die 
Oberhand gewonnen hätte, an dem Punkt, wo das gebiete-
rischeste aller Machdiktate, der Krieg, sich in Szene setzt. 
Der Neoliberalismus von Mises und Hayek entfaltet sich an 
der Kritik sozialistischer Planwirtschaftskonzepte, die in un-
terschiedlicher, aber deutlicher Weise an die kriegswirt-
schaftlichen Maßnahmen anknüpfen, sei es als Naturalwirt-
schaft, wie das Otto Neurath als Weiterentwicklung seiner 
Kriegswirtschaftslehre sich gedacht hat, oder in der plan-
wirtschaftlichen Sowjetökonomie. Die Argumente sind be-
kannt, kurz zur Erinnerung: Mises unterstellt, dass die 
Planwirtschaft über ein wesentliches Informationsmittel 
nicht verfügt, die Marktpreise der Güter. Sie werden als weit 
gespanntes Informationsnetz verstanden, so weit gespannt, 
wie der Markt eben reicht, das jedem Partizipanten genau 
die Information zukommen lässt, die er braucht, um sein 
Verhalten zu optimieren, d. h. seine spezifischen Kenntnis-
se wiederum in das System des Marktes über die Produkti-
on seiner Güter und Dienstleitungen einzubringen. Eine Bü-
rokratie, wie sie die Planwirtschaft an die Stelle des Marktes 
setzt, ist nicht nur nicht fähig, diese Informationen zu be-
schaffen, sie ist als informationsbeschaffende und befeh-
lende Instanz tendenziell totalitär. Bei Hayek spricht sich die 
Unterscheidung in den Begriffen „Organisation“ für Plan-
wirtschaften und „spontane Ordnung“ für Marktwirtschaften 
aus. Hayek lässt uns allerdings ziemlich im Stich bei der 
Beschreibung dieser „spontanen Ordnung“. Sie kennt je-
denfalls die von Böhm-Bawerk angesprochenen ökonomi-
schen Gesetze, denen nun alle Organisationen – denn auch 
in Marktwirtschaften existieren solche – sich anzupassen 
haben.  
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MARKT UND GELD 
 
Um zu einer Beschreibung, zumindest einer modellhaften, 
zu kommen, möchte ich einen Schritt zurück zum Gründer-
vater der österreichischen Schule machen. Man kann Pierre 
Bourdieu wahrscheinlich Recht geben, dass die Ökonomen 
erstaunlich wenig über ihren Liebling, den Markt, gesagt 
haben. Aber bei etwas genauerem Hinsehen findet sich 
natürlich eine dauernde Bezugnahme darauf. Ich möchte 
das an einem Handwörterbuchartikel von Carl Menger über 
das „Geld“ vorführen. Das ist ein Text, der gleichsam eine 
Urgeschichte ökonomischen Handelns erfindet, ausgehend 
von der Frage, wie das Geld entstanden sein könnte. Men-
ger zweifelt nicht, dass es logisch und historisch so gewe-
sen sein wird, wie er es in seiner hypothetischen Ge-
schichtsbetrachtung vorführt. 

Ausgangspunkt der Betrachtung ist eine Tauschgesell-
schaft, deren Kern der Markt ist, auf dem sich die Tausch-
willigen mit ihren Produkten einfinden. Der Markt ist als 
lokaler Ort gedacht und ist dementsprechend klein und 
übersichtlich. Die Tauschwilligen werden hier mit der 
Schwierigkeit konfrontiert, jeweils einen Partner zu finden, 
der das von ihnen Gewünschte besitzt und es gegen das 
Angebotene tatsächlich tauschen möchte. Selbst wenn 
dieses gegeben ist, kann sich noch das Problem der jewei-
ligen Mengen ergeben, da Güter weder immer beliebig 
teilbar noch gleichwertig sind. Eine Art praktischer Vernunft 
(oder kommerzielle Schlauheit) führt zu der Entdeckung, 
dass es günstig sein kann, im Tausch zunächst auf das 
eigentlich Begehrte zu verzichten und dafür ein von vielen 
Begehrtes anzunehmen, jenes Gut, das am leichtesten 
wieder loszuwerden ist, weil es von vielen gewünscht wird. 
Dieser kleine Umweg, die Ablenkung des Begehrens im 
Tauschakt, ist nach Menger die Schneise, in der das Geld 
auftaucht. Zunächst noch ganz an den Warenkörper ge-
bunden, der als der „marktgängigste“ gilt, erhält dieser 
Körper die soziale Form des Geldes. Eine kleine Erfindung 
also, gemacht am Ort der Schlauheit, am Markt, mit be-
deutsamer Wirkung.  

Ist der erste Schritt zum Geld getan, eröffnet sich für 
den Einzelnen, welcher seine Güter zum Markt bringt, eine 
neue Tauschoption, er wird nicht unbedingt den suchen, der 
gerade das Gut feilbietet, das er möchte und der darüber 
hinaus gerade der ist, der das von ihm angebotene 
Tauschgut ebenfalls möchte, ein Fall der sich selten und 
schwierig genug einstellen wird nach dieser Modellkonstruk-
tion. Durch die nunmehrige Umwegigkeit des Tausches 
einzuhandeln, was man eigentlich nicht möchte, erhöht sich 
jedoch gleichzeitig die Aussicht, den angestrebten End-
zweck, nämlich das Gewünschte, zu erlangen. Da man 
nunmehr anbieten kann, was viele möchten oder brauchen, 
erhöht sich die Chance, auf den zu treffen, der genau das 
hat, was man selber möchte. Das Geld als jenes Gut, das 
alle immerzu möchten, ist hiermit vorgebildet. Geld ist jene 
Ware, nach der immer Bedarf besteht – vorausgesetzt, es 
herrschen „normale“ Verhältnisse. Bei hoher Inflation kehrt 
sich dieses Verhältnis gegen das Geld, jeder versucht, es 
so schnell wie möglich gegen irgendwelche Sachwerte 
einzutauschen.  

Und Menger folgert: „Wir sehen allenthalben die nach 
Massgabe örtlicher und zeitlicher Verhältnisse marktgän-
gigsten Güter, neben ihrer Verwendung für Nutzzwecke, 
zugleich die Funktion von allgemein gebräuchlichen 
Tauschmitteln übernehmen. Wie gross die Bedeutung ge-
rade der Gewohnheit für die Entstehung allgemein ge-
bräuchlicher Tauschmittel gewesen sein musste, liegt auf 
der Hand.“2 Gewohnheit und Nachahmung sind für Menger 
die Transmissionsriemen, welche die Erfindung des Geldes 
nicht wieder vergessen machen. Es braucht Gewohnheit, 
um die alltäglichen wirtschaftlichen Handlungen in ein 
Schema der Berechnung, mindestens der Bewertung, über-
zuführen, wie sie jedem Tauschakt zugrunde liegen. Und es 
bedarf einer gewissen Gleichgestimmtheit der Tauschpart-
ner, da sie andernfalls den Tausch zum Konflikt machen. 
Insbesondere ist es praktisch, den Schätzvorgang beim 
Geld vorstellenden Gut möglichst gering zu halten, es dem-
nach zu standardisieren, in der Qualität gleichförmig zu 
machen, kurzum, die Edelmetalle sind schließlich jene 
geeignete Geldware, die sich aus der Pragmatik des Tau-
sches ergibt.   

An dieser Stelle fügt Menger eine Kritik an anderen 
Geldkonzeptionen ein: „Die Tauschmittel sind ursprünglich 
nicht durch Gesetz oder Konvention, sondern durch ‚Ge-
wohnheit‘, das ist durch ein gleichartiges, weil gleichartigen 
subjektiven Antrieben und Intelligenzfortschritten entspre-
chendes Handeln gesellschaftlich zusammenlebender Indi-
viduen (als das unreflektierte Ergebnis spezifisch-individu-
eller Bestrebungen der Gesellschaftsglieder) entstanden 
und schliesslich durch fortschreitende Nachahmung allge-
mein gebräuchlich geworden, ein Umstand, welcher in der 
Folge, gleich wie bei anderen auf ähnliche Art entstandenen 
Institutionen, die Entstehung, oder die Beeinflussung der-
selben durch den Staat, wie selbstverständlich, nicht aus-
schliesst.“3 

Ist das Geld eingeführt, so hat der Geldbesitzer gegen-
über dem bloßen Warenbesitzer einen Vorteil gewonnen, 
der zur Nachahmung anstachelt. Der Geldbesitzer kann 
fortan sicher sein, „seinem Besitze an dieser Ware entspre-
chende Quantitäten aller übrigen auf dem Markte befindli-
chen Güter nach seinem Belieben und seiner Wahl jeweils 
erwerben zu können. ... Wer dagegen andere Waren zu 
Markte bringt, befindet sich nunmehr aller Regel nach in 
einer ungünstigeren Lage als vorher, falls er dieselben 
unmittelbar gegen die Güter seines speziellen Bedarfes 
austauschen will.“4 

Damit entfaltet die Geldwirtschaft, überhaupt erst einmal 
eingeführt, einen selbsttragenden Fortschritt – es werden 
die fortlaufend belohnt, die sich des Geldes bedienen, und 
die anderen werden fortlaufend bestraft. So erscheint es 
Menger nur natürlich, dass das Geld sehr schnell den ge-
samten Markt durchdringt und alle Transaktionen, die hier 
stattfinden, reguliert und begleitet. Das hat einerseits Aus-
wirkungen auf die Qualität der Geldware selbst: „Hier, in 
seiner eigenartigen, alle Güterumsätze vermittelnden Funk-
tion, – (in dem Umstande, dass jede andere Ware auf dem 
Wege von ihrem ersten Produzenten bis zum Konsumenten 
derselben wieder und immer wieder gleichsam ihren Durch-
gang durch die Verkehrsform des Geldpreises nimmt) – 
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liegt die exzeptionelle Stellung des Geldes im Kreise der 
Güter, die Eigenart, welche dasselbe von allen übrigen 
Objekten des Verkehrs in so hohem Masse unterscheidet.“5 

Zum anderen aber hat es wichtige Auswirkungen auf 
den Marktteilnehmer: er entwickelt sich durch die Logik des 
Geldes, vermittelt gleichsam von selbst zum rational Wahl-
handelnden, zum homo oeconomicus: „Sobald aber allge-
mein gebräuchliche Tauschmittel in Funktion treten, ändert 
sich die Sachlage in sehr augenfälliger Weise, indem nun-
mehr alle diejenigen, die der von einem Marktbesucher für 
Geld feilgebotenen und demnach für Geld zu erwerbenden 
Ware bedürfen, als praktisch in Betracht kommende Be-
werber um dieselbe auftreten. Bestand für denjenigen, der 
seine Ware zu Markte brachte, früher die Gefahr, seine 
Ware, obwohl zahlreiche Marktgenossen ihrer bedurften, 
nicht absetzen zu können: so hat er nunmehr die Wahl 
zwischen allen diesen und damit die Möglichkeit, sie an 
denjenigen zu veräußern, der ihm den günstigsten Gegen-
wert (den höchsten Geldpreis) bietet. Allerdings hat diese 
für den Verkäufer einer Ware sich so wesentlich günstiger 
gestaltende Sachlage auch ihre Kehrseite. Waren bis zur 
Entstehung allgemein gebräuchlicher Tauschmittel alle 
diejenigen, welche die nämliche Ware, wie das erwähnte 
Wirtschaftssubjekt, auf dem Markte feilboten, in einer ähnli-
chen Lage, wie er selbst, war der Kreis der wirksamen 
Bewerber um ihre Ware gleichfalls nur ein enger und, falls 
sie nicht die nämlichen Güter einzutauschen beabsichtigten, 
geradezu ein anderer, als der seine; so treten sie nunmehr 
insgesamt als Konkurrenten desselben im Angebote der 
nämlichen Ware hervor, da sie ihre Ware insgesamt, gegen 
Geld umzusetzen, suchen.“6 Eine doppelte Bewegung wird 
durch das Geld im sozialen Verhältnis der Tauschenden 
hervorgerufen, einerseits stehen jedem Tauschenden sehr 
viel mehr Andere als Anbieter gegenüber, gleichzeitig aber 
auch als Nachfragende. Die allseitige Konkurrenz der 
Marktteilnehmer ist so durch das Geld tatsächlich realisiert 
und zwingt jedem Einzelnen ein entsprechendes Verhalten 
auf. Dieses Verhalten kann sich nun an einem universellen 
Informationsinstrument orientieren, nämlich an dem Geld-
ausdruck der Warenwerte, dem Preis. „Der Einfluss der sich 
solcherart allmählich entwickelnden neuen Sachlage auf die 
Preisbildung ergibt sich aus dem Gesagten von selbst. 
Waren früher, wo, praktisch genommen, dem Angebot der 
Ware durch einen einzelnen Marktbesucher oder eine be-
grenzte Anzahl von solchen, die Nachfrage eines Einzel-
nen, oder gleichfalls einer engen Gruppe von Marktgenos-
sen, gegenüberstand, Zufallspreise und unökonomische 
Preisbildungen anderer Art leicht die Regel: so findet nun-
mehr die Preisbildung mehr und mehr unter Beteiligung 
aller derjenigen statt, die eine Ware auf dem betreffenden 
Markte feilbieten und zugleich aller derjenigen, die diese 
Ware zu erwerben suchen. Die sich konzentrierende Preis-
bildung wird eine der allgemeinen Marktlage entsprechen-
de, oder doch in ungleich höherem Masse derselben ange-
messene, als dies auf den Märkten des naturalen Güteraus-
tausches der Fall zu sein vermag. Es bilden sich laufende 
Marktpreise und die Bewertung der Güter in Geld ist nun-
mehr eine ungleich genauere und ökonomischere als auf 
den Märkten des naturalen Tauschhandels mit ihren zer-

splitterten Güterumsätzen und von Zufälligkeiten aller Art 
oder von starren usuellen Austauschverhältnissen und 
Preissatzungen beeinflussten Preisbildungen.“7 Der Markt 
ist nun zu seinem Bewusstsein gekommen, er hat allen an 
ihm Teilnehmenden sein Kalkül aufgezwungen, lässt sie 
fortwährend ihre Chance im Tausch berechnen. 

Die Frage, ob wir von einem Markt des Naturaltausches 
wirklich sinnvoll sprechen können und dabei denselben 
Markt meinen, auf dem monetäre Transaktionen stattfinden, 
stellt sich nicht, weil der Neoliberalismus bzw. die neoklas-
sische Ökonomie auf Preiserklärung hinauswill und damit 
immer schon auf eine Geldfunktion. Wir können zumindest 
aus Mengers Modell folgern, dass es eine dem Tausch 
innewohnende Tendenz gibt, sich schließlich im Gebrauch 
des Geldes zu vervollkommnen. Damit ist die Essenz der 
Marktwirtschaft im Tausch ausgesprochen, wenn der 
Tausch verallgemeinert ist, also mehr als nur zufällige Akte 
zwischen zwei Teilnehmern aufweist. Somit könnten wir 
Niklas Luhmann Recht geben, wonach nicht die Planwirt-
schaft die Opposition zur Marktwirtschaft darstellt, sondern 
die Subsistenzwirtschaft. Nur diese könnte tatsächlich auf 
Geld verzichten, weil sie kein verallgemeinertes Tauschmit-
tel braucht. Planwirtschaften dagegen sind ebenfalls 
Tauschwirtschaften und beinhalten dementsprechend einen 
Raum für Tauschhandlungen, also einen Markt. Die Frage 
ist hier eher, wie weit dieser soziale Raum des Marktes 
regulierenden Elementen unterworfen wird. Die Intensität 
dieser Regulationen bestimmt dann allenfalls die Unter-
scheidung zwischen einem „freien“ und einem „verstaatlich-
ten“ Markt. Wenn wir nun nicht annehmen wollen, dass der 
Markt immer schon im sozialen Gefüge anwesend war, weil 
die Natur des Menschen, so Adam Smith, zum Tausche 
neigt, so werden wir ihn als eine „soziale Erfindung“ zu 
betrachten haben.  

ANFÄNGE DES MARKTES 
Näheren Aufschluss über die „Genealogie der Märkte“ 
erfahren wir aus der Geschichte des Handelsrechts. Wir 
treten dabei aus der hypothetischen Geschichtsbetrachtung 
in die tatsächliche Geschichte ein, wenn der Anfang auch 
noch ganz nach Mengers Art konstruiert wird. Das Okkasio-
nelle des Handels mit seinen zufälligen Preisbestimmungen 
löst sich auf, sobald Märkte (Messen) etabliert werden, die 
einen kompetitiven Vergleich erlauben und damit eine Ho-
mogenisierung der Wertvorstellungen der Güter durchset-
zen. Die Professionalisierung der Kaufleute, samt ihren 
Supplementen des Geldwechsels und des Kreditwesens, 
verwandelt Waren und Geld in Kapital und löst sich als 
Gewerbe am frühesten aus der Sphäre der hauswirtschaftli-
chen Substistenzwirtschaft. Der Markt ist zunächst ein 
fragiler Ort, bar jeder Selbstverständlichkeit, daher mit be-
sonderen Eigenschaften ausgestattet. Er soll ein Verhalten 
der Tauschpartner generieren, das die spezielle habituelle 
Form des Tausches sicherstellt, nämlich nur dann zu neh-
men, wenn gleichzeitig gegeben wird, und damit eine 
rechtsförmige, d. h. ‚gewaltlose‘ Besitzübertragung dauernd 
gewährleist. „Der Markt, auf welchem Händler, Produzenten 
und Konsumenten sich zu bestimmten Zeiten zusammen-



IWK-MITTEILUNGEN 2-3/2001  

WOLFGANG PIRCHER 58 

finden, entsteht ursprünglich meist an der Grenze der Ort-
schaften (Staaten) als ‚umfriedeter‘ Platz unter religiösem 
Schutz, indem um des erwünschten Güteraustausches 
willen im ursprünglichen Normalzustand gegenseitiger 
Befehdung – der Völker, Stämme, ja Ortschaften – mindes-
tens für die Zeit des Umsatzes ein ‚Handelsfrieden‘ aus-
drücklich oder stillschweigend vereinbart wird. Die Einrich-
tung des, auch mit den regelmäßigen Stammesfesten und 
Gerichtsversammlungen verbundenen Marktes pflegt sich 
an die alte Kultstätte zu knüpfen, oder ruft eine neue hervor. 
Handel und Kultus finden dabei gleichmäßig ihre Rech-
nung.“8 

Der Markt favorisiert nicht nur eine bestimmte Ge-
schäftsethik (kaufmännische Redlichkeit, Ehrlichkeit, 
Treue), sondern gibt sich auch eine innere Geschäftsord-
nung (Geld, Maße und Gewichte, Geschäftsformen), die 
sich vom Brauch bald zu Rechtsgewohnheit verdichtet. 
Darüber hinaus hat der Markt gewisse expansive Tenden-
zen, als er der kaufmännischen Infrastruktur, in der er selbst 
einen Knoten darstellt, Ordnung und Sicherheit zu verleihen 
bestrebt ist. Der Markt übt auch formende Kraft auf den 
urbanen Raum aus. „Ja das neue städtische Recht, das 
Recht der ‚Bürger‘, ist doch überwiegend geradezu ein 
Recht der von den Handwerkern noch nicht zünftig ge-
schiedenen Kaufleute, das neue Marktrecht ein ius merca-
torum oder mercatorium, welches gleichsam nur durch 
Uebertragung auch der nicht kaufmännischen Bevölkerung 
zu Theil wird – wenngleich nicht schlechthin Handelsrecht 
im technischen Sinne. So ist das städtische Gericht ur-
sprünglich wesentlich Markt- bezw. Marktpolizeigericht, die 
Stadt selbst ein Markt, eine Kaufstatt oder Kaufmannsstadt, 
der Stadtfrieden ursprünglich ein Marktfrieden. ... Die neue 
bürgerliche (städtische) Verkehrs- und Rechtswelt trägt eine 
merkantile Signatur.“9 

Schließlich ist der Markt selbst ein Medium und hat da-
her auch seine speziellen medialen Techniken zu entfalten. 
In der Sphäre des Geldes wie in der Sphäre des Rechts 
wird die Schrift, in der Form der Urkunde, dominant. Was oft 
nach dem Trägermedium Papier benannt wird, die schriftli-
che Fixierung von Vereinbarungen, seien es Verträge aller 
Art bis hin zu Obligationen, seien es alle Formen des ‚Wert-
papiers‘ (Wechsel, Banknote), Besitzansprüche etc., alles 
muss aufgezeichnet und beglaubigt werden, um zu gelten. 
Gleichzeitig aber kann sich damit der Eigentumsanspruch 
vom Besitz lösen und selbst handelbar werden.  

Alles was über den bloß lokalen Rahmen hinausgeht, 
schafft sich ein Orts-Zeit-Gefüge, in dem in regelmäßigen 
Abständen alle Geschäftshandlungen bilanziert und ausge-
glichen werden. Seit dem 12. Jahrhundert sind es insbe-
sondere die Messen Frankreichs, wo sich Europa als Markt 
konzentriert. „Auf diesen Messen konzentrirten sich früh die 
Zahlungen, derart daß bereits im 12. Jahrh. in einem gro-
ßen Theile Europa‘s Geldverpflichtungen aller Art, auch von 
gemeinen Kauf- und Darlehns-Schulden, auf eine der 
Champagnermessen oder doch auf deren feste Termine 
abgestellt wurden – gleich bequem für die Gläubiger, wel-
che großentheils Bankiers waren, und für die Schuldner, 
welche auf den Messen Gelder einnahmen oder durch ihre 
dortigen Verbindungen zur leichteren Erfüllung ihrer Ver-

bindlichkeiten in den Stand gesetzt waren. Diese Verpflich-
tungsurkunden sind großentheils Mess(eigen)wechsel, die 
Champagner Messplätze gleichsam Europäische Wechsel-
domizile, wie denn auch auf den Messen, desgleichen von 
Messe zu Messe Wechsel ausgestellt wurden und ein 
Wechselkurs begegnet, ein Abrechnungsverkehr unter den 
Messbankiers sich nicht bezweifeln lässt. Bei den letzteren 
wurden auch die zur Erfüllung der Messgeschäfte erforder-
lichen Gelder deponirt, und von ihnen Bürgschaft für die 
Erfüllung der Messschulden geleistet.“10 

Das Wechselgeschäft ist hinsichtlich seiner Wichtigkeit 
für die Ausdehnung marktförmiger Tauschakte kaum zu 
überschätzen. Der Wechsel selbst, als Distanzpapier, ist ein 
kommerzielles Medium, das über den lokalen Bezug hin-
ausweist. Sodann lassen sich in dieser Rechtsform des 
Geldes weitere Operationen, vor allem solche des Kredits, 
verbergen, die dem Problem des weltlichen und kirchlichen 
Zinsverbotes und damit der Unmöglichkeit des Kreditver-
kehrs begegnen. Als Papier, das zwischen verschiedenen 
Währungen vermittelt, stellt es eine mehr oder weniger 
komplizierte Rechenoperation dar, womit es an die kom-
merzielle Wichtigkeit der Einführung des arithmetischen 
Rechnens (Rechnen mit der Null) erinnert. Schließlich re-
präsentiert der Wechsel „eine wirkliche oder auch nur ge-
dachte (idelle) Bewegung von Geldsummen“11, womit sich 
der Begriff des Geldes deutlich von der Geldware (Münzen 
aus Edelmetall) löst, denn „es genügt der lediglich juristi-
sche ‚Austausch von Geldsummen‘“12.  

Der Wechsel nistet sich also in den Zwischenraum der 
Währungen ein, damit in die von den lokalen Souveränitä-
ten, die das Geld an sich gezogen hatten, freien Raum. 
Wenn diese Papiere faktisch einen dauernden Vergleich der 
unterschiedlichsten Währungen ermöglichten, schufen sie 
eine Transparenz des Marktes, indem sie jenseits der oft 
manipulierten Münzgeld-Währungen reale Preise herstell-
ten. Wenn es nun stimmt, dass in vielen Belangen das 
Handelsrecht Vorläufer des bürgerlichen Rechtes war, dann 
heißt das hier nicht, dass der Markt die Rechtssphäre ge-
prägt hat, sondern zunächst dies, dass der Markt ohne 
Rechtsform seine volle Gestalt nicht erreichen kann. Das 
Wechselrecht ist bekannt für seine Strenge in einer Zeit 
noch weitgehender Rechtsunsicherheit und existierender 
Partialrechte.  

Auch Harold J. Berman hebt die Vielzahl handelsrechtli-
cher Innovationen hervor, die zwischen dem späten 11., 12. 
und frühen 13. Jahrhundert das westliche Handelsrecht zu 
einem integrierten System von Grundsätzen, Begriffen, 
Vorschriften und Verfahren machte. Vor allem waren es die 
Kreditinstrumente, die wichtig waren: Schuldscheine und 
Wechsel. „Als die im Westen im späten 11. und im 12. 
Jahrhundert üblich wurden, wurden sie nicht nur zu unab-
hängigen Verpflichtungen wie das Geld selber, sondern sie 
erhielten auch eine andere Eigenschaft des Geldes, die 
Übertragbarkeit.“13 Damit war eine rechtliche Möglichkeit 
eröffnet, die dem alten römischen und germanischen Recht 
fremd war, die Übertragbarkeit von Kreditinstrumenten, 
ebenso wenig war sie bei den Moslems oder anderen 
Händlern des Mittelmeerraumes zwischen dem 8. und 10. 
Jahrhundert entwickelt.14 
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Im Wechsel verschmelzen die rechtliche und die öko-
nomische Funktion miteinander. Insofern er nicht nur den 
Markt regional erweitert und anonymisiert, eröffnet er noch 
die Dimension der Zukunft. Ein künftig einzulösendes Zah-
lungsversprechen macht das Vertrauen auf die Dauer der 
Institution und der in und in Bezug auf sie Tätigen zur Insti-
tution. Somit stellt der Wechsel einen Mikrokosmos wirt-
schaftspolitischen Handelns dar und er ist ein Element des 
gouvernementalen Handelns.  

ANMERKUNGEN: 
1 Eugen von Böhm Bawerk: Gesammelte Schriften. Hölder-

Pichler-Tempsky, Wien / Leipzig 1924, S. 295 (Aus der Zeit-
schrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung, Bd. 
XXIII, pp. 205-271) 

2 Carl Menger: Artikel »Geld«. In: Handwörterbuch der Staats-
wissenschaften. 3.Aufl., IV. Band, Jena 1909; Ders.: Gesam-
melte Werke. Band IV: Schriften über Geld und Währungspoli-
tik. Herausgegeben mit einer Einleitung und einem Schriften-
verzeichnis von F. A. Hayek. Mohr, Tübingen 1970, S. 12. 
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bezeichnet werden  ... Diejenigen Autoren, welche noch an 
der geschichtswidrigen Meinung festhalten, dass der Ur-

sprung des Geldes auf positiver Gesetzgebung oder einen 
sozialen Vertrag zurückweise, verwechseln zumeist das Prob-
lem der Entstehung des Geldes und dasjenige der rechtlichen 
Ordnung der Solution von Geldschulden. Sie übersehen, dass 
die Letztere allerdings vielfach das Ergebnis positiver Gesetz-
gebung ist, indes die Existenz und die Funktion des Geldes 
bereits zur Voraussetzung hat. ... Die Eigenart des Geldes, im 
Verhältnisse zu anderen Waren, beruht nicht auf einem spezi-
ellen, etwa nur beim Gelde, und nicht auch bei den übrigen 
Waren, zur Erscheinung gelangenden ‚Vertrauen‘, sondern in 
Wahrheit auf der relativ grossen und durch Gewohnheit, in der 
Folge durch staatliche Maßregeln, noch gesteigerter Markt-
gängigkeit der Geldware, gegen welche seine minder markt-
gängigen Waren zunächst auszutauschen, jeder ein Interesse 
hat.“ Einer der Autoren, der noch an einer geschichtswidrigen 
Meinungen über die Entstehung des Geldes festhielt, war 
Georg Friedrich Knapp, dessen vielbeachtete „Staatliche The-
orie des Geldes“ (1905) eine Gegenposition zu Menger formu-
lierte.   

4 A. a. O., S. 19 
5 A. a. O., S. 20 
6 A. a. O., S. 20 
7 A. a. O., S. 21 
8 L. Goldschmidt: Universalgeschichte des Handelsrechts. Erste 

Lieferung. Enke, Stuttgart 1891, S. 23 f.  
9 A. a. O., S. 127-130 

10 A. a. O., S. 225-27 
11 A. a. O., S. 404 
12 A. a. O., S. 405 
13 Harold J. Berman: Recht und Revolution. Suhrkamp, Frankfurt 

am Main 1991, S. 552 
14 A. a. O., S. 553 
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